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Beginn: 14.00 Uhr

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie zur ersten Sitzung nach der
Sommerpause herzlich willkommen, die ich hiermit
eröffne. Ich begrüße die Gäste auf der Zuschauer-
tribüne und die zahlreichen Vertreter der Medien.

Als Schriftführerin hat Frau Abgeordnete Berninger
neben mir Platz genommen, die Rednerliste führt
Frau Abgeordnete Kanis.

Es haben sich entschuldigt: Herr Abgeordneter
Metz und Herr Abgeordneter Günther.

Gestatten Sie mir folgende allgemeine Hinweise:
LandesWelle Thüringen und Antenne Thüringen
haben für heute Abend zu einem parlamentari-
schen Abend mit dem Thema „PRIVATRADIO IN
THÜRINGEN - QUO VADIS?“ eingeladen, der nach
dem Ende der Plenarsitzung gegen 19.00 Uhr be-
ginnen soll.

Der Ältestenrat hat gemäß § 17 Abs. 4 Satz 1 der
Geschäftsordnung Herrn Robert Riedel, Kameraas-
sistent von Stratos TV, eine Dauerarbeitsgenehmi-
gung für Bild- und Tonaufnahmen im Plenarsaal er-
teilt. Aufgrund der Eilbedürftigkeit habe ich jeweils
eine Sondergenehmigung für Bild- und Tonaufnah-
men gemäß der Regelung für dringende Fälle nach
§ 17 Abs. 4 Satz 1 der Geschäftsordnung für diese
Plenarsitzung erteilt:

1. an die Herren Jonas Turtschan, Malte Hester-
mann, Tim Pathe, Felix Gabel und Frau Anika Lied-
loff, die für das medienpädagogische Projekt „Onli-
nemagazin jumajuma.de“ heute eine Reportage im
Landtag drehen;

2. für Frau Bettina Borgfeld und Herrn Zoltan Berta,
die für Reuters TV arbeiten, für den heutigen Sit-
zungstag;

3. für Herrn Michael Karr sowie Sven Müller und
Herrn Daniel Kovac für die RTL Gruppe und für
heute für Herrn Ralf Schemel, Herrn Jan Tänzer,
Frau Theresa Merfert für SAT 1 und N24; ebenfalls
noch für Herrn Marc Tirl von dpa als Fotograf, und
Frau Ines Adam für das MDR-Funkhaus Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Jetzt weiß ich
auch, warum Herr Machnig schon da ist.)

Des Weiteren hat mich die Fraktion der CDU da-
rüber informiert, dass ein Mitarbeiter der Fraktion in
der Plenarsitzung am Mittwoch, Donnerstag und
Freitag von den dafür vorgesehenen Flächen im
Plenarsaal Foto- und Filmaufnahmen der Abgeord-
neten der CDU-Fraktion fertigen will. Gemäß Ältes-
tenratsbeschluss vom 15. Dezember 2009 ist dazu
keine Genehmigung, sondern lediglich die Unter-
richtung der Präsidentin erforderlich. Die Parlamen-

tarischen Geschäftsführer wurden darüber infor-
miert.

Folgende Hinweise zur Tagesordnung: Die Be-
schlussempfehlung zu TOP 1 hat die Drucksachen-
nummer 5/6642.

Zu TOP 25, der Fragestunde, kommen die Mündli-
chen Anfragen in den Drucksachen 5/6611, 5/6613,
5/6619, 5/6621, 5/6622, 5/6625, 5/6628, 5/6629,
5/6634 hinzu.

Die Landesregierung hat mitgeteilt, neben dem be-
reits zu den letzten Plenarsitzungen angekündigten
Sofortbericht zu dem Alternativantrag der Fraktion
der FDP im Tagesordnungspunkt 11 auch zu dem
Alternativantrag der Fraktion der FDP zu Tagesord-
nungspunkt 10 sowie zu den Tagesordnungspunk-
ten 13, 14, 17, 19, 20, 21, 22, 23, 24 von der Mög-
lichkeit eines Sofortberichts gemäß § 106 Abs. 2
unserer Geschäftsordnung Gebrauch zu machen.

Gibt es Anmerkungen, Änderungen oder Ergänzun-
gen zur Tagesordnung? Ich sehe, das ist der Fall.
Herr Abgeordneter Emde, bitte.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, ich möchte folgende Dinge zur
Tagesordnung beantragen: Zunächst einmal, den
Tagesordnungspunkt 2 „Gesetz zu dem Landes-
grenzänderungsstaatsvertrag“ in erster und zweiter
Lesung zu beraten.

Zum Weiteren möchte ich beantragen, dass wir die
Tagesordnungspunkte 6 a und b sowie 20 gemein-
sam aufrufen.

Und ich schlage vor, dass wir das Polizeiaufgaben-
gesetz als Tagesordnungspunkt 1 am morgigen Ta-
ge aufrufen, um die Fristen nach dem stattgefunde-
nen Innenausschuss zu wahren.

Präsidentin Diezel:

Gut. Herr Abgeordneter Dr. Pidde.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, ich möchte vorschlagen, dass die
beiden Gesetze, die in den Ausschüssen abschlie-
ßend beraten worden sind, nämlich „Besoldungsan-
passungsgesetz“ und „Lehrerbildungsgesetz“ noch
in die Tagesordnung aufgenommen werden und
dass sie, da es sich hier ja um eine zweite Lesung
handelt, nach der Aktuellen Stunde aufgerufen wer-
den, wenn heute noch genügend Zeit vorhanden
ist.

Präsidentin Diezel:

Danke. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Frau Rothe-Beinlich, bitte.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion möchte
ich beantragen, dass der Tagesordnungspunkt 18
„Familiennachzug für Flüchtlinge aus Syrien“ in die-
ser Plenarsitzung auf jeden Fall behandelt wird, da
dies dringlich und geboten ist.

Zum Zweiten möchten wir beantragen, dass die Ta-
gesordnungspunkte 22 und 24, wo es jeweils um
mehr Verkehrssicherheit geht, gemeinsam beraten
werden.

Und zum Dritten möchten wir beantragen, den Ta-
gesordnungspunkt 23 „Aktueller Stand der Erarbei-
tung des Operationellen Programms“ auf jeden Fall
zu behandeln, da die Einwendungsfrist am 18. Ok-
tober abläuft und ansonsten hier die Frist sozusa-
gen verstrichen wäre, diesen Punkt entsprechend
zu beraten.

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Herr Abgeordneter Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Namens meiner Fraktion
beantrage ich die Aufnahme der Drucksache
5/6643 „Aufforderung zum Rücktritt“ in die Tages-
ordnung und habe gleichzeitig, was die Platzierung
angeht, den Wunsch, dass es auf alle Fälle in die-
sen Plenarsitzungen bis Freitag abgearbeitet wird.
Die Dringlichkeit des Antrags würde der Fraktions-
vorsitzende Kollege Bodo Ramelow vortragen.

Präsidentin Diezel:

Sind Sie einverstanden, dass wir erst einmal alle
anderen Änderungen zur Tagesordnung abstimmen
und dann die Dringlichkeit vortragen lassen? Danke
schön.

Wir beginnen mit Tagesordnungspunkt 2 in erster
und zweiter Lesung. Wer damit einverstanden ist,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Ich sehe
Zustimmung bei der FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE LINKE. Wer
ist dagegen? Ich sehe keine Gegenstimmen. Ent-
haltungen? Auch keine Enthaltungen. Dann werden
wir so verfahren.

Dann gibt es den Antrag, die Tagesordnungspunkte
6 a, b und 20 gemeinsam zu beraten. Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der FDP, der CDU, der SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? Wer
enthält sich? Es enthält sich die Fraktion DIE LIN-
KE. Damit verfahren wir hier so.

Dann gab es den Antrag, dass wir den Tagesord-
nungspunkt PAG - die Beratung im Ausschuss war
gestern - am morgigen Tag aufrufen. Das müsste

hier noch von jemand anderem beantragt werden,
damit wir auch die Dringlichkeit haben. Ich habe
das nicht gesehen, aber wir könnten uns darüber
verständigen. Am morgigen Tag als ersten Tages-
ordnungspunkt? Ja. Dann stimmen wir darüber ab,
als ersten Tagesordnungspunkt das PAG aufzuru-
fen. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind die FDP, die CDU, die SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Fraktion DIE
LINKE. Wer ist dagegen? Ich sehe keine Gegen-
stimmen. Enthaltungen? Auch keine.

Dann kommen wir zum Antrag der SPD, das Besol-
dungsgesetz und das Lehrerbildungsgesetz, wozu
die Ausschüsse abschließend beraten haben und
die Drucksachen zur Beschlussempfehlung verteilt
worden sind, wenn es möglich ist, heute nach der
Aktuellen Stunde noch zu beraten. Wer dafür ist,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Ich sehe
die Zustimmung der FDP, der CDU, der SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Beides haben Sie jetzt zusammen abge-
stimmt?)

Beides, ja. Sind Sie nicht einverstanden?

(Zuruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Ein-
zeln, bitte.)

Okay. Wer möchte, dass die Besoldungsanpassung
heute beraten wird? Ich sehe Zustimmung in allen
Fraktionen. Wer ist dagegen? Ich sehe keine Ge-
genstimmen. Enthaltungen? Auch keine Enthaltun-
gen.

Dann wäre das „Gesetz zur Änderung des Thürin-
ger Lehrerbildungsgesetzes und der Thüringer Ver-
ordnung über die Ausbildung und Zweite Staatsprü-
fung für die Lehrämter“ abzustimmen. Wer dafür ist,
dass das heute noch beraten wird, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Das sind die FDP, die
CDU, die SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Wer ist dagegen? Das ist die Fraktion DIE LINKE.
Wer enthält sich? Ich sehe keine Enthaltung. Damit
ist der Antrag angenommen.

Wir kommen zu dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Tagesordnungspunkt 18 auf jeden Fall
im Rahmen der drei Plenartage zu beraten. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Ich sehe Zustimmung bei der FDP, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE LINKE. Wer ist
dagegen? Dagegen sind die Fraktionen der CDU
und der SPD. Wer enthält sich? Es enthält sich nie-
mand. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Weiterhin ist beantragt, die Tagesordnungspunk-
te 22 und 24 zur Verkehrssicherheit gemeinsam zu
beraten. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? Dagegen sind die
Fraktionen der FDP, CDU, SPD. Wer enthält sich?
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Es enthält sich die Fraktion DIE LINKE. Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Wir kommen dazu, Tagesordnungspunkt 23 „Aktu-
eller Stand der Erarbeitung des Operationellen Pro-
gramms 2014 - 2020“ auf jeden Fall im Rahmen der
drei Plenartage zu behandeln. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das ist die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dage-
gen? Dagegen sind die Fraktionen der FDP, der
CDU und der SPD. Wer enthält sich? Es enthält
sich die Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Wir kommen nun zum Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE, die Drucksache 5/6643 in die Tagesordnung
aufzunehmen. Wir haben das Verfahren, dass ein
Abgeordneter der Fraktion die Dringlichkeit begrün-
det. Ich sehe, Sie möchten begründen. Herr Abge-
ordneter Ramelow, bitte schön.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ur-
sprünglich habe ich diese Koalition begleitet mit
den Worten, da stolpert zusammen, was nicht zu-
sammengehört. Das hat man im Verlauf der Jahre
Monat für Monat zusammen erleben können. Ich
erinnere an die Stichwahl, die der SPD besonders
wichtig war, bei der Bürgermeister- und Oberbür-
germeisterwahl. Als die Wahlen vorbei waren, hat
man dann das Gesetz geändert. Das war nun wirk-
lich keine glorreiche Handschrift sozialdemokrati-
scher Politik.

Dann haben wir in jeder Sommerdebatte, in jeder
Sommerpause ein Sommertheater erlebt - großes
Kino. Die Parlamentarier waren immer ganz er-
staunt, was diese Koalitionsregierung im Sommer
wieder wechselseitig verzapft hat. Da gab es das
Stichwort Doppelhaushalt und ein kämpferisches
klares Nein der Sozialdemokratischen Partei - mit
uns niemals, es wird keinen Doppelhaushalt geben.
Das Ergebnis war, dass wir zum Jahresanfang
2013 keinen Haushalt hatten und dann kam auf
wundersame Weise ein Doppelhaushalt mit den
Stimmen der SPD. Da rumpelt zusammen, was
nicht zusammengehört.

Dann gibt es die Auseinandersetzung um die Über-
stunden der Lehrerinnen und Lehrer, um Lehrerein-
stellungen. Es gibt die Auseinandersetzung zum
Unterrichtsausfall. Auch da macht die SPD Vor-
schläge, wie der Lehrerkorridor besser zugunsten
der Kinder verändert werden kann. Das Ergebnis
ist, dass der Koalitionspartner sagt, nitschewo, mit
uns nicht.

Letztlich ist einer der inhaltlichen Höhepunkte die
Thematik Gemeindeneugliederung. Da beschließt
dieser Landtag Grundsätze, wie in Zukunft Mindest-
standards eingehalten werden, wenn Gemeinden
neu gegliedert werden und wenn auf dieser Basis

eine Gemeinde- und Funktionalreform auf den Weg
gebracht wird. Da beschließt die Regierung unter
der Federführung von Frau Lieberknecht, dass da-
zu eine Regierungskommission eingesetzt wird, die
jetzt das Thema Funktional- und Gebietsreform be-
handeln soll und bis zur Sommerpause sollen Er-
gebnisse von dieser Kommission vorgelegt werden.
Das Sommertheater überdeckt alles, Ergebnisse
gibt es keine,

(Beifall DIE LINKE)

aber über 100 neue Gemeindeneugliederungen
werden vollzogen, zum Teil gegen den erbitterten
Widerstand von regionalen Abgeordneten, auch
und gerade der Sozialdemokratischen Partei. Man
macht zum Schluss einen Kuhhandel, obwohl Ab-
geordnete der SPD hier noch sagen, es geht so gar
nicht, stimmen sie hinterher zu.

So weit das normale Geschäft, wie wir es als Parla-
mentarier Jahr für Jahr mit dieser traurigen Koaliti-
on erlebt haben, aber der Höhepunkt ist dieses
Jahr zu Beginn des Sommertheaters. Da tritt das
Kabinett zusammen und beschließt, einen Staats-
sekretär in den Ruhestand zu versetzen. Kurze Zeit
später meldet sich der erste Minister aus diesem
Kabinett und sagt, also uns wurde gesagt, das war
die billigste Lösung. Hinterher entpuppt sich, es war
die teuerste Lösung, sagt jedenfalls der Minister öf-
fentlich. Wir sind als Parlamentarier an der Kabi-
nettssitzung nicht beteiligt. Wir nehmen erstaunt zur
Kenntnis, dass es auf einmal eine Causa Zimmer-
mann gibt und wir nehmen erstaunt zur Kenntnis,
da kloppt sich miteinander, was nicht zusammenge-
hört und das Ganze öffentlich.

(Beifall DIE LINKE)

Frau Lieberknecht, ich habe eine ganze Reihe von
Anfragen an die Regierung gestellt, weil ich mich
an der ganzen Debatte nicht beteiligen wollte. Die
Grünen haben sich dann entschieden, eine Strafan-
zeige zu stellen, der Staatsanwalt hat deswegen
mittlerweile Ihre Immunität aufheben lassen. Als
Antwort auf meine Kleine Anfrage als Parlamentari-
er schreibt mir dann Herr Voß am Donnerstag der
vergangenen Woche, er kann nicht antworten, weil
die Zeit nicht gereicht hätte, die ganzen Fallkonstel-
lationen von Staatssekretär- und Ministergehältern
und Ruhestandsbezügen und Dienstunfällen aufzu-
arbeiten, um einem Parlamentarier eine qualifizierte
parlamentarisch gesicherte Antwort zu geben und
kaum bekomme ich diesen Zettel, dass ich der Ver-
längerung zustimmen soll, entwickelt sich die ganze
Causa Nebenbezüge von Herrn Machnig. Und ich
betone, nach Recht und Gesetz scheint alles von
der Bundesbesoldungsstelle ordnungsgemäß abge-
rechnet worden zu sein. Die Frage allerdings am
Sonntagabend im Fernsehen, Frau Ministerpräsi-
dentin, da lächeln Sie, Sie lächeln mich aus dem
Fernseher an und sagen im Fernsehen, Sie haben
überhaupt nicht gewusst, dass Ihr Minister Ruhe-
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standsbezüge hat, das hätte er ja nicht gesagt. Ich
bin ganz erstaunt, wenn ich hinterher in den Zeitun-
gen lese, dass Ihr Haus sogar daran mitgearbeitet
hat, die Staatskanzlei ist die zuständige Stelle für
die Ministeraktenführung und für die ganzen Perso-
nalakten der Minister, dass dann in Ihrem Haus ge-
sagt wird, wir haben da zwar der Bundesbesol-
dungsstelle etwas zugeleitet, aber wir kennen die
Antwort nicht. Jetzt, wir können ins tagesaktuelle
Raster der Zeitung schauen, bekommt Herr Mach-
nig nun 1.000 €, 3.000 €, 500 €, 900 € - die Frage
allerdings, warum Herr Machnig nicht gefragt wor-
den ist und warum sozusagen keine Auskunft ein-
gefordert worden ist, müssen Sie sich stellen und
wenn es in Ihrer Staatskanzlei,

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

wie man den Zeitungen entnehmen konnte, im Ma-
schinenraum der Politik rumpelt und Sie deswegen
einen Staatssekretär auswechseln wollten und des-
wegen, wie man den Zeitungen entnimmt,

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, fassen Sie sich bitte kurz!

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

die Chefin der Staatskanzlei entlassen werden soll,
wenn das alles in den Zeitungen steht, dann sagen
wir: Ende mit diesem Staatstheater, Ende mit die-
sem Sommertheater.

(Beifall DIE LINKE)

Wir bitten das Parlament zu entscheiden,

Präsidentin Diezel:

Ende der Redezeit.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Sie aufzufordern, den Weg frei zu machen für Neu-
wahlen. Nach Artikel 75 haben Sie die Möglichkeit.
Stellen Sie die Vertrauensfrage

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

und lassen Sie uns für diese rumpelige Politik bitte
nicht mehr in Geiselhaft nehmen.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Bitte machen Sie den Weg frei!

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Matschie, Minister für Bildung,
Wissenschaft und Kultur: Willkommen im
Wahlkampf.)

Präsidentin Diezel:

Ich frage, wer möchte gegen die Dringlichkeit des
Antrags sprechen? Bitte schön, Herr Abgeordneter
Mohring von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, Herr Ramelow, Ihr Antrag, den Sie jetzt
versucht haben zu begründen, der ist schwach, er
ist mutlos und er ist populistisch.

(Beifall CDU, SPD)

(Unruhe DIE LINKE)

Was an diesem Antrag dringlich sein soll, blieb in
Ihrer Begründung offen und ich will namens der Ko-
alitionsfraktionen von CDU und SPD ganz klar sa-
gen, wir lehnen diesen Dringlichkeitsantrag ab, weil
er falsch ist und weil er nicht richtig ist.

(Beifall CDU, SPD)

Diese Koalition arbeitet gut. Sie arbeitet gut für die-
sen Freistaat.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Wir sind erfolgreich in diesem Land. Ich will Ihnen
das auch sagen, das geht nicht immer ohne Streit,
aber wer Demokratie ohne Streit will, der kann wie-
der zur Einheitspartei der SED zurückgehen.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU, SPD)

Wir wollen die Debattenführung. Wir wollen Streit
und wir wollen um die besten Lösungen ringen und
das haben wir auch gemacht. Wir haben es in die-
sem Land geschafft, ohne Schulden Haushalte auf-
zustellen. Wir sind das Bundesland nach Bayern,
was keine Schulden mehr macht und Schulden tilgt.
Wir sind das Bundesland, was eine Finanzaus-
gleichsreform auf den Weg gebracht hat. Wir sind
das Bundesland, das eine Polizeireform auf den
Weg gebracht hat.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir sind das Bundesland, das eine Forstreform auf
den Weg gebracht hat. Wir stellen Hunderte neue
Lehrer ein. Wir haben eine Kindergartengesetzre-
form gemacht. Sagen Sie uns, wo Sie konstruktiv
an diesen Beispielen mitgearbeitet haben. CDU
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und SPD gehen voran und das werden wir auch für
den Rest der Wahlperiode gemeinsam tun.

(Beifall CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Peinlich.)

Und wir haben eine Menge Aufgaben vor uns. Wir
werden eine Verwaltungsreform auf den Weg brin-
gen, wir werden die Verfassungsschutzreform auf
den Weg bringen, wir werden uns genau um diese
Fragen kümmern, die die Bürger in diesem Land
bewegen,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Tun Sie doch nicht.)

und wir werden auch die Versorgungsfälle in die-
sem Land aufklären.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das hat die Ministerpräsidentin versprochen, sie
hat in dem einen Fall ganz klar gesagt, alle Unterla-
gen stehen zur Verfügung, alles kann eingesehen
werden, und im anderen Fall hat sie ganz klar ge-
sagt, alle Unterlagen müssen vorgelegt werden.
Aber wegen zwei Versorgungsfällen in diesem
Land die Regierung zum Rücktritt aufzufordern, das
ist hanebüchen. Wenn Sie mutig gewesen wären,
dann hätten Sie einen Antrag auf Auflösung dieses
Landtags gestellt. Das wollen Sie gar nicht, weil Sie
Populisten unter dem Herrn sind, aber gar nicht
ernsthaft wollen, dass hier was passiert, sondern
nur Klamauk machen wollen und Wahlkampfkla-
mauk vor der Bundestageswahl lehnen wir ab.

(Beifall CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Hennig, DIE LINKE: Sie
haben nichts verstanden.)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Wir kommen nun zur Abstimmung
über die Dringlichkeit des Antrags. Der Antrag wur-
de nicht in der vorgegebenen Frist nach Geschäfts-
ordnung innerhalb von zehn Tagen verteilt. Wir
müssen über die Dringlichkeit abstimmen und wir
können dies mit einfacher Mehrheit tun, es sei
denn, es widerspricht jemand.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Ich wider-
spreche.)

Es wird widersprochen. Damit brauchen wir eine
Zweidrittelmehrheit. Ich frage nun: Wer ist für die
Aufnahme des Antrags in der Drucksache 5/6643,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das ist die
Fraktion DIE LINKE. Wer ist dagegen? Das sind die
Fraktionen der FDP, der CDU und der SPD. Wer
enthält sich? Es enthält sich die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Antrag auf Aufnah-
me in die Tagesordnung abgelehnt.

Gibt es weitere Anträge? Das ist nicht der Fall.
Dann treten wir in die Tagesordnung ein.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 26 - Aktuelle
Stunde. Die Fraktionen der FDP, DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben je-
weils eine Aktuelle Stunde beantragt. Jede Fraktion
hat in der Aussprache eine Redezeit von fünf Minu-
ten für jedes Thema. Die Redezeit der Landesre-
gierung beträgt grundsätzlich zehn Minuten für je-
des Thema. Hat die Landesregierung eine Redezeit
von mehr als zehn Minuten in Anspruch genom-
men, so verlängert sich die Aussprache für die je-
weiligen Themen um die über zehn Minuten hinaus-
gehende Zeit. Die Aufteilung der Verlängerungszeit
auf jede Fraktion erfolgt zu gleichen Teilen.

Ich rufe auf den ersten Teil des Tagesordnungs-
punkts 26

a) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der FDP zum The-
ma: „Personalpolitik in der
Thüringer Staatskanzlei und
Ruhestandsbezüge von Mit-
gliedern der Landesregierung“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/6507 - 2. Neufas-
sung -

Als Erster hat sich der Abgeordnete Barth von der
FDP-Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte schön.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, meine Damen und Herren, in den
letzten Monaten ist Thüringen zweimal wegen Ru-
hestandsgehältern in den Schlagzeilen gewesen.
Da war zunächst der breit diskutierte Fall Zimmer-
mann. In dieser Sache läuft ein Ermittlungsverfah-
ren; die Immunität der Ministerpräsidentin wurde
aufgehoben. Wir werden sehen, was uns da noch
erwartet, und ich sage, ich bin auch gespannt, wer
uns da noch erwartet. Frau Lieberknecht will ja das
Geld, das Herr Zimmermann nun doch nicht als Ru-
hegehalt bekommt, ganz offenbar dazu nutzen, um
zusätzlich zu dem bereits wiederbesetzten Posten
des Regierungssprechers einen zusätzlichen
Staatssekretär zu berufen. Aus einer Stelle zwei
machen und dem alten Stelleninhaber auch noch
Geld hinterherwerfen, das kann man nur machen,
wenn es nicht vom Eigenen geht, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und zu dieser Angelegenheit gibt es ganz interes-
sante Kommentare, Zitat: „Das Prinzip lautet, wer
einen gut dotierten Job hat, der muss auf staatliche
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Versorgungsansprüche verzichten. Das ist eine
Frage des politischen Anstands.“

(Beifall FDP)

Dieser Aussage stimme ich zu 100 Prozent zu.
Spannend wird dieser Satz, wenn man weiß, wer
ihn gesagt hat. Kein anderer nämlich, als Matthias
Machnig, der Thüringer Wirtschaftsminister. Zitat:
„Diese Versorgungsmentalität ärgert mich. Wie will
man so etwas der Bevölkerung erklären?“ Ja, Herr
Machnig, wie will man das wohl machen? Diese
Frage richte ich an Sie: Wie wollen Sie erklären,
dass Sie vom Steuerzahler in Thüringen weit über
11.000 € im Monat als Minister erhalten und neben-
bei, nach allem, was wir wissen, nur weil Sie früher
mal Staatssekretär waren, auch noch Ruhestands-
bezüge obendrauf bekommen? Von bis zu
150.000 € ist Pressemitteilungen zufolge die Rede.
Dafür, meine Damen und Herren, muss man zehn
Jahre arbeiten, wenn man 8,50 € Mindestlohn, wie
Herr Machnig ja will, bekommt.

(Beifall FDP)

Ein vierköpfiger Haushalt, der Hartz IV bekommt,
muss davon fast acht Jahre leben. 150.000 € ein-
fach mal so, da lässt sich gut über soziale Gerech-
tigkeit philosophieren. Ich kann nur hoffen, dass ei-
nige da aufwachen. Am 31. Juli wird Herr Machnig
zitiert, er habe geglaubt, dass die Versetzung von
Herrn Zimmermann in den einstweiligen Ruhestand
nicht zu Mehrkosten für den Thüringer Landeshaus-
halt führen würde. Er hat nach einer vergleichbaren
Regelung Geld bekommen und tut so, als wisse er
davon nichts.

Meine Damen und Herren, das ist entweder unver-
schämt gelogen oder unsagbar blöde. Beides ist für
einen Minister nicht hinnehmbar, meine Damen und
Herren. Ich habe schon immer gewusst, dass das
der verkehrte Mann auf dem Posten des Thüringer
Wirtschaftsministers ist.

(Beifall FDP)

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt werden hoffentlich viele andere und hoffent-
lich auch einige, die da ein entscheidendes Wort zu
reden haben, endlich wach.

(Beifall FDP)

Wenn es um andere geht, ist Herr Machnig mit dem
rhetorischen Flammenwerfer immer ganz vorn da-
bei. Jetzt ist er selbst betroffen, und da fällt ihm
nichts weiter ein als zu sagen, das steht mir zu und
ich habe mich rechtlich einwandfrei verhalten. Na
ja, das wird man sehen. Es gibt nämlich tatsächlich
Dinge, vor denen auch Herr Machnig nicht sicher
ist, denen auch Sie, Herr Minister, sich zu beugen
haben, und das sind ganz einfach die Gesetze, die
dieser Landtag und übrigens auch der Deutsche
Bundestag beschließen.

Das Thüringer Ministergesetz, und das gilt explizit
für Sie, regelt es eindeutig. Dort heißt es, also im
Beamtenversorgungsgesetz, darauf wird dort ver-
wiesen, um es ganz konkret und ganz genau zu
machen: Der Versorgungsberechtigte ist verpflich-
tet, Einkünfte unverzüglich anzuzeigen. Deshalb
fordere ich Sie auf, Herr Minister, hier und heute
klar zu sagen, ob Sie dieser Anzeigepflicht entspre-
chend auch unverzüglich nachgekommen sind.

(Beifall FDP)

Das wäre auch deshalb interessant, weil in den Zei-
tungen zu lesen ist, dass Sie die Höhe Ihrer kleinen
Pension selbst gar nicht genau benennen können.
Das müssen Sie erst von Ihrem Steuerbüro berech-
nen lassen. Es heißt, Sie haben 100.000 oder gar
150.000 € bekommen. Ich muss sagen, ob sich
100.000 € auf meinem Konto finden oder nicht, das
könnte ich auch ohne Steuerbüro, jedenfalls unge-
fähr, relativ zügig sagen.

(Beifall FDP)

Wenn Sie das nicht können, dann erheben sich
doch mindestens mal zwei Fragen. Erstens, was
haben Sie denn in Ihren Steuererklärungen ange-
geben? Zweitens, wie viel Vortragshonorare be-
kommen Sie eigentlich? Was muss auf einem Kon-
to abgehen, wenn man 100.000 oder 150.000 €
dort nicht bemerkt? Das halte ich schon für eine
spannende Frage.

Meine Damen und Herren, im Raum steht der Ver-
dacht, dass der Thüringer Wirtschaftsminister den
Thüringer Steuerzahler durch eine möglicherweise
unterlassene Anzeige seiner Pension um eben die-
se Summe, 100.000 oder 150.000 € oder wie viel
es eben auch immer konkret sind, geprellt hat,
denn sein Gehalt hätte mit diesen Pensionszahlun-
gen verrechnet werden müssen. Ich bin sehr ge-
spannt, was Sie uns dazu zu sagen haben und
dann sehen wir weiter. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Frau Abge-
ordnete Anja Siegesmund.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, drei Dinge, zum einen, Transparenz muss
das Maß aller Dinge sein, und das gilt für jeden und
jede ohne Ansehen der Person.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich ging
davon aus, insbesondere in Richtung FDP, dass es
Ihnen hier wirklich um Entscheidungen zum Thema
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Personalpolitik in der Staatskanzlei geht. Das ist ja
nicht unwesentlich, wenn die Frage im Raum steht,
ob eine Regierung noch imstande ist, ihre Aufga-
ben zu erledigen. Aber ich habe den Eindruck, dass
es Ihnen um etwas ganz anderes geht. Wenn es ei-
ne Bewerbungsrede für Sie als Wirtschaftsminister
war, Herr Barth, dann ist die gerade gründlich in die
Hose gegangen.

(Unruhe DIE LINKE)

Es geht sehr wohl darum, darüber zu reden, ob die
Staatskanzlei und die Landesregierung fähig und
willens sind zu arbeiten. Es geht sehr wohl darum
zu reden, ob wir gerade erleben, dass die Staats-
kanzlei zu einer Lieberknecht-Wiederwahlzentrale
umgebaut werden soll. In der Tat, es gibt genug zu
besprechen. Aber, meine sehr geehrten Damen
und Herren - und das möchte ich der FDP dann
schon auch einmal nahelegen -, wenn Sie, die sich
hier aufspülen

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Aufspü-
len?)

als diejenigen, die hier besonders auf Steuern ach-
ten - aufspielen, Herr Bergner, da kam die Ger’sche
durch -, darauf müssen Sie mal achten, Herr Barth,
wer eigentlich hier in diesem Haus insbesondere
seinen eigenen Leuten Fraktionszulagen zahlt

(Beifall DIE LINKE)

und damit ganz eklatant gegen geltendes Recht
verstößt. Lieber Herr Barth, immer erst an die eige-
ne Nase fassen. In der Tat, dieses Land befindet
sich in der Krise, man muss nur die Zeitung auf-
schlagen und schauen, was hier los ist.

Herr Mohring, wenn Sie sich hier hinstellen und sa-
gen, diese Koalition arbeitet gut und als Erstes
kommt das Forstgesetz, dann bitte ich Sie, haben
wir nicht Wichtigeres zu besprechen als das und
vieles andere, was wirklich wichtig ist in diesem
Land?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Als Erstes
kam der Haushalt ohne Schulden.)

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Ja, zum
Beispiel den Veggie Day.)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen sage ich, Transparenz muss das Maß
aller Dinge sein, und ja, das gilt für uns als GRÜNE,
wir haben das klargemacht, insbesondere in der
Causa Zimmermann. Wir erwarten da auch noch
ein klares Wort der Ministerpräsidentin. Das gilt
aber genauso sehr auch für Wirtschaftsminister
Machnig und die Frage, was eigentlich hier passiert
ist und inwieweit es sich überhaupt lohnt, sich da-
rüber dermaßen aufzuregen wie die FDP das hier
so tut.

Wir sagen, wer im Rahmen der geltenden Gesetze
- also auch dem in dieser Legislatur besprochenen
Ministergesetz - eine Mitwirkungspflicht hat, der
muss auch liefern ohne Wenn und Aber und ohne
Ausnahme.

(Unruhe CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN )

Präsidentin Diezel:

Meine Damen und Herren, ich bitte doch um etwas
mehr Aufmerksamkeit für die Rednerin. Das gilt
auch für Sie, Frau Abgeordnete Schubert und Herr
Abgeordneter Mohring.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Der zweite Punkt ist, das muss man in Richtung
CDU auch noch mal ganz klar sagen: Ihnen gehört
dieses Land nicht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Tatsache, wie Sie Versorgungsbezüge regeln
und wie Sie manchmal dieses Land als Selbstbe-
dienungsladen empfinden, muss man sehr deutlich
geißeln, und das tun wir auch. Wir haben gerade
gelernt, dass nur der Wille der Macht tatsächlich
SPD und CDU noch zusammenhält. Dieser Kitt ist
offenbar stärker als alles andere. Sie arbeiten eben
nicht gut, Herr Mohring, Sie ergehen sich in Selbst-
beschäftigung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und noch mal: Dieses Land gehört Ihnen nicht.
Deswegen ist es auch an der Zeit, dass Sie hier
deutlich mehr liefern als nur Selbstbeschäftigung.
Sie haben einen Politikauftrag für dieses Land,
einen klaren Politikauftrag und den erfüllen Sie
nicht.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Und Ihr
habt einen Kontrollauftrag als Opposition.)

Alles was Sie machen, ist, sich um sich selber zu
kümmern. Deswegen hatte die Opposition im Som-
mer alle Hände voll zu tun, einiges Klärendes ans
Licht zu bringen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mein dritter Punkt ist: Klarheit und Wahrheit statt
schwarzer und roter Politpossen. Die Menschen ha-
ben wirklich etwas Besseres verdient, als ständig
darüber zu lesen, wer wo Steuern hinterzogen hat,
wer wo doppelt kassiert hat und wer wo ganz offen-
sichtlich befreundete Staatssekretäre in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt hat. Dieses Land hat
andere Probleme, meine sehr geehrten Damen und
Herren,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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und dieses Land erwartet, dass Schwarz-Rot end-
lich Hausaufgaben macht.

Diese Aktuelle Stunde ist von der FDP als Wahl-
kampfstunde deklariert worden. Ich wünsche mir,
dass da herauskommt, dass wir in diesem Land
auch wirklich Transparenz herstellen. Die Men-
schen verdienen in der Tat Antworten von Ihnen,
Sie müssen Sie liefern, Sie müssen den Menschen
Antworten liefern, die weniger als 8,50 € pro Stunde
verdienen. Mancher in diesem Haus weiß noch
nicht mal - das muss man sich mal vor Augen füh-
ren -, ob er fünfstelliges Übergangsgehalt bekom-
men hat. Da frage ich mich, in welchem Land leben
wir eigentlich?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von daher rücken Sie das heute und hier gerade.
Ich sage es auch noch mal deutlich: Es war aus
meiner Sicht ein eklatanter Fehler, dass sich die Mi-
nisterpräsidentin im Plenum vor der Sommerpause
nicht zur Causa Zimmermann geäußert hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das haben Sie dann über die Wochen auch ge-
merkt, Sie haben es auch gesagt. Dieser Fall ist
nach wie vor nicht geklärt. Ich hoffe, dass die Lan-
desregierung endlich wieder das tut, was die Men-
schen erwarten, nämlich arbeiten im Sinne der Thü-
ringerinnen und Thüringer.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion DIE LINKE hat der
Abgeordnete Bodo Ramelow das Wort.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lieber
Herr Barth, ich dachte auch, Sie hätten zu dem Ta-
gesordnungspunkt, der von Ihnen beantragt worden
war, sprechen wollen, nämlich „Personalpolitik in
der Thüringer Staatskanzlei und Ruhestandsbezü-
ge von Mitgliedern der Landesregierung“. Die Aus-
führungen zu einem habe ich gehört, der hat ja an-
gekündigt, noch einiges erläutern zu wollen. Aber
wenn wir über die Personalpolitik in der Staats-
kanzlei reden in einer Aktuellen Stunde auf Antrag
der FDP, hätte ich da auch noch die eine oder an-
dere Frage, nämlich: Wie kommt es, dass die
Staatskanzlei zu einer CDU-Wahlkampfzentrale
umgebaut wird? Wie kommt es, dass ein Referent,
Herr Gruner, von der Jungen Union eingestellt wird
und dass von der Konrad-Adenauer-Stiftung ein
personell in Wahlkämpfen geschulter Mensch aus-
geliehen wird, offenkundig in dem Status, bei dem
er offiziell noch bei der Konrad-Adenauer-Stiftung
ist und jetzt für Entgelt in der Staatskanzlei tätig ist?
Das ist für mich auch Personalpolitik.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich habe öffentlich die Fragen danach gestellt, denn
ich glaube, dass eine Staatskanzlei und ein Ministe-
rium nicht dazu da sind, als Wahlkampfersatzzen-
trale für die Parteien jedweder Art zu agieren. Erste
Geschichte.

Zweite Geschichte: Man hört, Frau Lieberknecht,
dass Sie schon im Dezember dem Staatssekretär
Zimmermann nahegelegt haben, angedeutet ha-
ben, dass es so gut mit Ihnen nicht mehr klappt und
die Harmonie nicht mehr so ist und dass Sie eine
neue Erwartung haben. Deswegen wollten Sie die
Staatskanzlei umbauen. Warum man dann von De-
zember bis zum Juni so lange Zeit braucht, um da
eine Entscheidung durchzusetzen, die Frage hätte
ich dann an die oberste Chefin der Staatskanzlei.
Was ist das für eine Personalpolitik? Wenn ich
dann allerdings noch in den Zeitungen lese, dass
ausgerechnet dieser Staatssekretär einen Riesen-
verschleiß an Sekretärinnen und Personal hat, dass
es offenkundig eine Herausforderung ist für die we-
nigen überlebenden Sekretärinnen, die das Pech
haben, bei diesem Menschen zu landen, dann fra-
ge ich mich: Wie ist das mit der Fürsorgepflicht in
diesem Haus?

Und eine weitere Bemerkung kann ich mir nicht ver-
kneifen. Frau Walsmann lächelt ja nur. In den Zei-
tungen lese ich dauernd, dass es im Moment einen
Konflikt - es ist die Rede von einem Zickenkrieg -
gebe, bei dem Sie sich als CDU-Landesvorsitzende
nicht trauen würden, der CDU-Stadtvorsitzenden
den Stuhl vor die Tür zu setzen. Deswegen würden
Sie so einen Kunstgriff anwenden. Das sagt die
Thüringer Zeitung, also eine der Thüringer Zeitun-
gen berichtet ständig darüber. Die scheinen bei Ih-
nen besser am Tisch zu sitzen, als wir als Parla-
ment. Jedenfalls soll Frau Walsmann in einem Sta-
tus landen, in dem Sie schon mal bei Bernhard Vo-
gel waren, nämlich die Reduktion, nicht mehr
Chefin der Staatskanzlei, sondern die Reduktion
auf die Europapolitik und möglichst weit weg von
Erfurt. So liest man es zwischen den Zeilen. Des-
wegen ist für mich die Frage nach der Aktuellen
Stunde von der FDP eine nach der Personalpolitik
an sich. Wenn ich dann lese, die Staatskanzlei soll-
te umgebaut werden, weil es im Maschinenraum
dieser Regierung rumpeln würde, dann frage ich
mich, warum nicht entrümpelt wird, warum da nicht
die Staatskanzlei zu einer leistungsfähigen Zentrale
der gesamten Regierung gemacht wird, zur Zentra-
le dieses Kabinetts. Aber offenkundig ist die Staats-
kanzlei dafür gar nicht zuständig und fühlt sich gar
nicht zuständig. Man ist eher damit beschäftigt, so-
zusagen die Wahlkampftermine abzusichern, die
Tour der Ministerpräsidentin mit neuem Logo und
neuem Fahrzeug im Land zu organisieren. Aber
das Tagesgeschäft, wie arbeitet diese Landesregie-
rung eigentlich zusammen und die Richtlinienkom-
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petenz der Ministerpräsidentin, da wundere ich
mich dann in der Tat, Frau Lieberknecht, wie Ihnen
der Instinkt abhanden kommen konnte, wie er Ih-
nen abhanden kommen konnte bei Herrn Zimmer-
mann. Da will ich jetzt eine persönliche Anmerkung
machen: Mir hat Herr Zimmermann gesagt, es ging
um die Absicherung seines Dienstunfalls und er
würde gern auf die Entgelte verzichten. Ich habe
deswegen die Anfrage an die Regierung gestellt,
wie ist das mit der Versicherung der Autos, wie ist
das mit den Dienstunfällen. Diese Antwort habe ich
am Donnerstag bekommen. Da steht drin: Wer aus
dem Beamtenverhältnis rückwärts ausscheidet -
wie es ja jetzt geschehen ist, nachdem er den An-
trag auf Entlassung gestellt hat -, dass es dafür kei-
ne beamtenrechtliche Versorgungsabsicherung des
Dienstunfalls gäbe und dass das Fahrzeug, in dem
er verunfallt ist, auch keine Versicherung hat - das
ist die Antwort, die mir jetzt vorliegt -, sondern die
Staatshaftung. Das heißt, der Herr Zimmermann ist
jetzt seltsamerweise, nachdem alle sich den gan-
zen Sommer über mit Herrn Zimmermann beschäf-
tigt haben … Es sind jetzt zwei Effekte eingetreten.
Der eine Effekt ist, die Hälfte seiner Pensionsan-
sprüche ist weg. Da sage ich: Vielen Dank, liebe
Thüringer Landesregierung! Es ist nämlich bis zur
Bemessungsfreigrenze der Rentenversicherung
rückwärts eingezahlt worden, der Rest ist weg, und
seine Ansprüche auf Unfallschutz aus der Beam-
tenzeit sind auch weg. Das ist zumindest die Ant-
wort, wie ich sie deute.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, kommen Sie zum Ende.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Ja. Auf die Fragen an Herrn Machnig bin ich auf
seine Einlassungen gespannt, nämlich wann er
welchen Bescheid erhalten hat und wann dieser
Bescheid an die Landesregierung gegangen ist und
wann die Landesregierung nach dem Bescheid ge-
fragt hat.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Herr Abgeordneter Höhn von der
SPD-Fraktion. Bitte schön.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren. Was soll ich davon halten, wenn genau ei-
ne Woche vor einer entscheidenden Bundestags-
wahl über eine, für meine Begriffe konstruierte, me-
diale Kampagne der Versuch unternommen wird,
ein exponiertes Mitglied der Sozialdemokraten zu
beschädigen, um genau der Partei, der er angehört,
politischen Schaden zuzufügen? Was soll ich da-

von halten? Was soll ich davon halten, wenn dieser
Umstand von einer Fraktion dieses Hauses dafür
benutzt wird, um hier im Thüringer Landtag ent-
sprechende politische Folklore zu veranstalten?

(Beifall SPD)

Ich sage Ihnen, was ich davon halte, und ich sage
Ihnen, wie ich das bezeichne: Es ist ein wirklich un-
terirdischer, es ist ein schmutziger Wahlkampf, der
an dieser Stelle betrieben wird.

(Beifall SPD)

Ich bin wirklich der Letzte, dem ein sachlicher, fairer
Wahlkampf nicht am Herzen liegen würde und der
das nicht auch gerne bestreiten würde. Aber was
ich hier erlebe, muss ich ehrlich sagen, das verab-
scheue ich zutiefst und das verurteile ich. Dieses
Vorgehen kann eigentlich so nicht unbeantwortet
bleiben.

(Beifall SPD)

Eines, meine Damen und Herren, sage ich auch
ganz deutlich, weil ich auch schon wieder hier von
diesem Pult aus die Versuche vernehme, den soge-
nannten Fall Zimmermann oder, wie man so schön
sagt, die „Causa Zimmermann“ mit den Vorgängen
um Matthias Machnig gleichzusetzen: Das ist nicht
nur absurd, das ist nicht nur falsch, das ist absurd
falsch, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD)

Matthias Machnig wurde als beamteter Staatsse-
kretär nach einem Regierungswechsel im Bund in
den vorläufigen Ruhestand versetzt. Genau dafür
ist dieses Instrument irgendwann einmal in grauer
politischer oder parlamentarischer Vorzeit geschaf-
fen worden. Die daraus entstehenden Bezüge, die
hat er nicht erfunden, die entstehen automatisch.
Und nach dem Gesetz, das Herr Barth vorhin zitiert
hat, darf er noch nicht einmal darauf verzichten. Er
darf noch nicht einmal darauf verzichten. Das ist die
Rechtslage.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Ja, aber er
muss es anzeigen.)

Aber sie werden verrechnet, vollkommen richtig.
Und die für die Verrechnung zuständige Stelle ist
die Bundesfinanzdirektion als Ausführungsorgan -

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Das ist falsch.)

richtig, nein, das ist nicht falsch - als Ausführungs-
organ des Bundesfinanzministeriums. Sie bedient
sich Informationen aus der Landesfinanzdirektion.
Dieser Informationsfluss hat stattgefunden, meine
Damen und Herren. Wenn ich dann zur Kenntnis
nehme, dass genau die die Bezüge berechnende
Stelle - für die Berechnung von Bundesversor-
gungsbezügen, Herr Kollege Ramelow, ist die Bun-
desfinanzdirektion zuständig.
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(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Falsch. Auch die Wiederholung macht es
nicht richtiger.)

Es ist richtig, da können Sie mir erzählen, was Sie
wollen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 15
Ministergesetz, rechnet das Land ab.)

Dann muss ich zur Kenntnis nehmen, dass genau
diese Stelle innerhalb kürzester Zeiträume insge-
samt dreimal ihre Verrechnungspraxis geändert
hat. Was soll ich davon halten, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren? Und genau diese Stellen,
sowohl Bundesfinanzdirektion als auch die Landes-
finanzdirektion, bescheinigen diesem Minister, dass
er sich nach Recht und Gesetz verhalten hat. Das
nehme ich zur Kenntnis. Ich habe keinen Zweifel
daran, auch an seinen Aussagen, dass er genau
diesem Anspruch gerecht geworden ist. Und wenn
es hier heißt, liebe Kolleginnen und Kollegen, oder
wenn der Vorwurf erhoben wird, er hätte möglicher-
weise seiner Mitwirkungspflicht nicht Genüge ge-
tan, sage ich Ihnen auch ganz deutlich hier von die-
ser Stelle aus, es gibt natürlich auch ein Prinzip,
das hier überhaupt noch nicht zur Sprache gekom-
men ist, das ich auch in der öffentlichen medialen
Darstellung noch nicht gehört habe. Die Thüringer
Behörden, konkret die Thüringer Finanzbehörden,
haben nach dem Amtsermittlungsgrundsatz die
Pflicht zu hinterfragen und die korrekten Amtsbezü-
ge des Ministers zu berechnen. Dafür sind diese
Behörden zuständig, es ist ihre Pflicht. Und genau
diese Behörden, ich wiederhole mich an der Stelle
gerne, haben die Korrektheit der Berechnungen be-
stätigt. Es ist ja nun nicht so, dass nicht bekannt
war, dass Matthias Machnig, ich glaube, sogar
zweimal insgesamt in seiner politischen Laufbahn,
Staatssekretär gewesen ist.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Beamteter.)

Das sind Dinge, da muss ich mich schon fragen,
welchem Zwecke das Ganze dient, aber da komme
ich dann wieder auf meine Eingangssätze zu spre-
chen. Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich, er
wird alle notwendigen Zahlen offenlegen, definitiv.
Es müssen auch alle Vorwürfe geprüft werden, voll-
kommen klar. Aber, meine sehr verehrten Damen
und Herren, das gestehen wir allen zu, die mit Vor-
würfen, welcher auch immer gearteten Schärfe und
Tiefe konfrontiert sind. Das gestehen wir allen zu,
ob die Machnig heißen oder Lieberknecht oder
sonst wie. Wir gestehen ihnen zu, dass Sie diese
Vorwürfe prüfen dürfen und dass Sie am Ende
dann auch entsprechende Informationen dem Par-
lament hier vorlegen.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Höhn, SPD:

An dieser Stelle gilt gleiches Recht für alle. Das for-
dere ich hiermit ein. Vielen Dank!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Aus der CDU-
Fraktion der Abgeordnete Scherer, bitte.

Abgeordneter Scherer:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
zunächst einmal zum Antrag der FDP als solchen
zur Aktuellen Stunde.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist kein Antrag, einen
Antrag haben sie nicht hinbekommen.)

Es hat mich schon etwas überrascht, wenn die FDP
gerade so einen Antrag stellt. Es gibt da etwas,
dass durch die Presse gegangen ist, das nannte
sich „System Niebel“. Dass jetzt ausgerechnet die
FDP die Staatskanzlei angreift

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Da haben die mehr: Schwarz-
Schilling.)

über die Personalbesetzung der Staatskanzlei,
kann ich nicht so ganz nachvollziehen.

(Beifall CDU, SPD)

Es gibt sogar einen Artikel in der FAZ, da schreibt
die FAZ über die Personalratsvorsitzende des Bun-
deswirtschaftsministeriums, wie diese sich beklagt
hat in einem Brief, dass auch im Bundeswirtschafts-
ministerium das „System Niebel“ um sich greifen
würde, und zwar bis in die unteren Ebenen. Also
bei der Sachlage hier einen Antrag zu stellen, der
die Personalpolitik der Staatskanzlei kritisiert,

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Der Thüringer
Wirtschaftsminister hat schon Ärger mit dem
Landespersonalausschuss gehabt.)

da sage ich einfach einmal, da soll sich die FDP an
die eigene Nase greifen. Wenn ich sage, an die ei-
gene Nase greifen, heißt das jetzt aber nicht, dass
es hier Anlass gäbe, sich in der Staatskanzlei an
die Nase zu greifen. Diesen Anlass gibt es nämlich
nicht. Wenn damit das gemeint ist, was vorhin, ich
weiß nicht mehr, wer es angesprochen hat, mit dem
persönlichen Referenten der Ministerpräsidentin
gemeint ist, dann kann ich dazu nur sagen, es hat
ein Ausschreibungsverfahren gegeben, es hat ein
Auswahlverfahren im Sinne der Bestenauslese ge-
geben. Bestenauslese, um das noch einmal zu er-
läutern, weil Sie lachen, heißt nicht, dass der mit
der Note 1 auch der Beste in dem Sinne ist, wenn
es darum geht, eine bestimmte Position zu beset-
zen. Der persönliche Referent einer Ministerpräsi-
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dentin ist eben etwas anderes, als wenn es um die
Besetzung einer Sachbearbeiterin geht. Nur soweit
zu dem Thema.

Jetzt komme ich aber zu dem anderen Thema Ru-
hestandsbezüge, denn das scheint ja vor allen Din-
gen hier eine Rolle zu spielen. Es hat mich zu-
nächst einmal überrascht, liebe Kollegin Sieges-
mund, dass Sie sagen, das eine wollen Sie laut dis-
kutieren, wenn es um den Herrn Zimmermann geht,
wenn es um die andere Causa Machnig geht, dann
sagen Sie, es lohnt nicht, sich darüber aufzuregen.
Das ist schon erstaunlich. Auf der einen Seite ma-
chen Sie ein Riesending mit Strafanzeige und allem
Möglichen und bei der zweiten Sache sagen Sie,
da lohnt es nicht, sich darüber aufzuregen. Das
kann ich nicht ganz nachvollziehen. Da messen Sie
mit zweierlei Maß, meine ich.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das stimmt doch gar
nicht!)

Doch, das kann ich ruhig so sagen an dieser Stelle.

(Beifall CDU, SPD)

Wie es in Wirklichkeit war oder ist, darüber will ich
mir kein Urteil erlauben, obwohl ich sehr gut nach-
vollziehen kann, wenn die Presse in dem Zusam-
menhang auch von Glashaus spricht, das kann
man wirklich nachvollziehen.

Ich will nur noch einmal die Fakten feststellen. Ers-
tens: Minister Machnig bezieht seit seinem Amtsan-
tritt im Jahr 2009 ein Ministergehalt von 11.500 €.
Zweitens: Ihm stehen grundsätzlich auch Ansprü-
che aus Versorgungsbezügen nach dem Beamten-
versorgungsgesetz zu, weil er 2009 als Staatsse-
kretär in den einstweiligen Ruhestand versetzt wor-
den ist. Drittens: Es gibt für solche Fälle des Zu-
sammentreffens eine ganz klare Berechnungsregel
und die steht in § 15 des Thüringer Ministerge-
setzes und aus dieser Verrechnungsregel ergibt
sich, dass Versorgungsbezüge zu 100 Prozent zu
verrechnen sind.

Letztens: Es gibt in der Tat auch Mitwirkungspflich-
ten, eben war davon die Rede. Es gibt diese Mitwir-
kungspflichten oder Aufklärungspflichten, aber von
beiden Seiten. Es gibt sie nicht nur vonseiten der
Behörde, es gibt sie auch vonseiten des Betroffe-
nen. Das will ich bei der Gelegenheit einmal sagen.

Dann gibt es noch den Bericht des Freien Wortes
vom 20.08.2013, wonach - so steht es jedenfalls
darin - Herr Minister Machnig gesagt hat, sein Mi-
nistergehalt sei vollständig verrechnet worden.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Er hat sofort
anzuzeigen.)

Soweit das alles richtig ist, ist es in Ordnung. Die
Frage bleibt aber tatsächlich bestehen: Hat tatsäch-

lich eine solche Verrechnung stattgefunden oder
hat sie eben nicht stattgefunden?

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das kann die Landesregierung
nicht sagen.)

Diese Frage muss aus meiner Sicht noch beant-
wortet werden, Herr Kollege Adams. Die muss nicht
unbedingt in einer Aktuellen Stunde beantwortet
werden, das ist vielleicht der falsche Platz, aber sie
ist auf jeden Fall zu beantworten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Gestern.)

Danke schön.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Möchte die Landesregierung spre-
chen? Ja, bitte schön, Frau Ministerin Walsmann.

Walsmann, Ministerin für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Chefin der Staats-
kanzlei:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Mi-
nisterpräsidentin bestimmt die Richtlinien der Re-
gierungspolitik - so steht es in der Thüringer Verfas-
sung - und sie führt - so weiter - den Vorsitz in der
Landesregierung und leitet deren Geschäfte. Das
Führungsinstrument ist die Staatskanzlei. Dem in
der Verfassung formulierten Anspruch muss dieses
Instrument genügen.

Das gilt auch für die Mitarbeiter, die dort ihren
Dienst tun. Genau davon lässt sich die Staats-
kanzlei bei der Auswahl dieser Mitarbeiter leiten.
Thüringen ist mit dieser aus der Staatskanzlei koor-
dinierten Landesregierung bisher gut gefahren. Es
gibt große Fortschritte bei der Sanierung des Lan-
deshaushalts, eine Forst- und Polizeireform wurde
verabschiedet,

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Darum geht es doch gar
nicht.)

Kita-Betreuung verbessert etc., vieles in Angriff ge-
nommen, nur um das zu nennen.

Meine Damen und Herren, damit das auch so
bleibt, werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Staatskanzlei so ausgewählt und beschäftigt, dass
sie ihren Teil zum Gesamterfolg der Landesregie-
rung beitragen können. Das trifft auch auf die Fälle
zu, die hier in der Plenardebatte und zuvor in der
Öffentlichkeit diskutiert worden sind.

Zu den Einzelheiten dieser Berufung verweise ich
auf die Antworten der Landesregierung zu den vie-
len entsprechenden Anfragen. Die Mitarbeiter sind
nach dem jeweiligen Bedarf und der dafür geeigne-
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ten Form verpflichtet worden. Wenn es um die Fra-
ge um den persönlichen Referenten der Minister-
präsidentin geht, da gab es sogar eine deutsch-
landweite Ausschreibung, die er für sich entschie-
den hat.

Seit vergangenem Wochenende führt die Öffent-
lichkeit eine Debatte um die Bezüge meines Kabi-
nettskollegen Matthias Machnig. Die hier geführte
Debatte macht deutlich, wie wichtig es ist, Transpa-
renz und Klarheit zu schaffen, denn nur so kann der
Eindruck der Selbstbedienungsmentalität widerlegt
werden, wie er derzeit in der Öffentlichkeit allen Po-
litikern gegenüber in Form eines Generalverdachts
ausgesprochen wird.

Es zeigt auch, wie wichtig und richtig es ist, dass
wir in diesem Hohen Hause sehr zügig über die
Frage der Versorgungsansprüche von politischen
Beamten sprechen müssen. Mein Kollege Dr. Voß
hat zugesagt, zeitnah einen Vorschlag für eine
Neuregelung ins Kabinett einzubringen.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion habe
ich deshalb mit Schreiben vom 16.09. Herrn Minis-
ter Machnig aufgefordert, seine finanziellen Verhält-
nisse im Zusammenhang mit dem Eintritt in das Mi-
nisteramt in Thüringen und entsprechende Zahlun-
gen, die aus seiner Zeit als beamteter Staatssekre-
tär im Bund resultieren, detailliert und vollumfäng-
lich darzulegen.

Vor diesem Hintergrund hat Herr Kollege Machnig
umfangreichen Schriftwechsel mit der Bundesfi-
nanzdirektion, der Landesfinanzdirektion, der
Staatskanzlei und dem Finanzministerium vorge-
legt. Auf seine Bitte hin darf ich wie folgt aus drei
Schreiben in dem Umfang, wie es Herr Minister
Machnig aus Datenschutzgründen gestattet hat, zi-
tieren.

1. Schreiben der Bundesfinanzdirektion vom
12.09.2013 - ich zitiere: „Herr Minister Machnig hat
mich gebeten, die Sicht der Bundesfinanzdirektion
Mitte zu seiner Versorgungsangelegenheit darzu-
stellen.

Erstens: Im November 2009 ist Herr Minister Mach-
nig durch Urkunde des Herrn Bundespräsidenten
als Staatssekretär in den einstweiligen Ruhestand
versetzt worden. Aufgrund der Zurruhesetzung
standen Herrn Minister Machnig Ansprüche nach
den Vorschriften des Bundesbesoldungs- bzw.
Bundesversorgungsgesetzes zu.

Zweitens: Die Anrechnung der Herrn Minister
Machnig ab November 2009 gewährten Bezüge als
Staatsminister auf seine Ansprüche aus dem Bun-
desbeamtenverhältnis ist auf der Basis der gesetzli-
chen Vorschriften des Beamtenversorgungsrech-
tes, insbesondere § 53 Beamtenversorgungsge-
setz, erfolgt. Aufgrund eines im Jahr 2011 ergange-
nen Urteils des Bundesverwaltungsgerichts wurde
die Rechtsauffassung/Verwaltungspraxis des Bun-

des zum Verfahren der Anrechnung der erzielten
Einkünfte geändert. Dies hatte zur Folge, dass im
Ergebnis eine höhere Anrechnung der Ministerbe-
züge auf die Versorgungsansprüche gegenüber
dem Bund erfolgte.

Drittens: Aus Sicht der Bundesfinanzdirektion Mitte
ist die Versorgungsangelegenheit von allen Verfah-
rensbeteiligten entsprechend der jeweils geltenden
Rechtslage/Rechtsauffassung behandelt worden.“

2. Auszug aus dem Bescheid der Bundesfinanzdi-
rektion vom 10. März 2011 - ich zitiere: „Hinsichtlich
der Anwendung der Ruhevorschriften des Thürin-
ger Ministergesetzes auf das vom Grunde her zu-
stehende Ruhegehalt des Bundes wurde jedoch
nochmals Rücksprache mit dem für Versorgungs-
fragen zuständigen Fachbereich am Bundesminis-
terium für Finanzen gehalten. Im Ergebnis der dorti-
gen Überprüfung der Rechtslage war festzustellen,
dass die Anwendung des § 15 Abs. 2 Thüringer Mi-
nistergesetz bei der Regelung Ihrer hiesigen Pensi-
onsansprüche zu Unrecht erfolgte. Bei den von der
Thüringer Landesfinanzdirektion in Erfurt bezoge-
nen Amtsbezügen handelt es sich vielmehr um re-
guläre Erwerbseinkünfte im Sinne des § 53 Abs. 7
Beamtenversorgungsgesetz. Somit waren Ihre Ver-
sorgungsbezüge richtigerweise nach den Vorschrif-
ten des § 53 Beamtenversorgungsgesetz zu re-
geln.“

Herr Machnig ist zudem der Auffassung, dass die
Anwendung des § 53 Beamtenversorgungsgesetz
auch der Landesfinanzdirektion bekannt war, wie
sich aus einer E-Mail vom 23. August 2011 ergebe.
Darin heiße es unter anderem: „Im Zuge der hier zu
leistenden Versorgungsbezüge unter Berücksichti-
gung der Anrechnung des Amtsgehaltes nach § 53
Beamtenversorgungsgesetz wäre ich Ihnen dank-
bar …“.

3. Des Weiteren hat die zuständige Landesfinanzdi-
rektion mit Schreiben vom 16.09.2013 auf Anfrage
von Herrn Machnig Folgendes mitgeteilt: „Sehr ge-
ehrter Herr Minister Machnig, auf Ihre heutige Bitte
hin bestätige ich Ihnen, dass Ihre Amtsbezüge als
Thüringer Minister auf der Grundlage des Thüringer
Ministergesetzes zutreffend berechnet wurden.“

Aus Sicht der Landesfinanzdirektion stellt sich der
Sachverhalt wie folgt dar: Der Landesfinanzdirekti-
on als der für die Zahlung der Thüringer Amtsbezü-
ge zuständigen Stelle war durch die Bundesfinanz-
direktion Mitte, Servicecenter Süd-Ost, mit Schrei-
ben vom 12. Februar 2010 mitgeteilt worden, dass
Herr Machnig nach Ablauf der Übergangszeit ge-
mäß § 4 Abs. 1 des Besoldungsgesetzes dem
Grunde nach ab 1. März 2010 einen Anspruch auf
Ruhegehalt nach dem Beamtenversorgungsgesetz
hat. In diesem Zusammenhang teilt die für die Zah-
lung des Ruhegehalts zuständige Bundesfinanzdi-
rektion Mitte mit, dass die gegenüber dem Bund
bestehenden Pensionsansprüche der Ruhensvor-
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schrift des § 15 Abs. 2 des Thüringer Ministerge-
setzes unterliegen. Insoweit wurden durch die Bun-
desfinanzdirektion Mitte Vergleichsmitteilungen zur
Höhe des nach dem Thüringer Ministergesetz zu-
stehenden Amtsgehaltes erbeten, die durch die
Landesfinanzdirektion auch bei Veränderungen in
der Höhe der Ministerbezüge und auf entsprechen-
de Einzelanfragen hin erteilt wurden. Die Bezüge-
stelle konnte daher zu diesem Zeitpunkt davon aus-
gehen, dass die Vorschriften des Thüringer Minis-
tergesetzes - insbesondere § 15 Abs. 2 - zur An-
wendung kommen und durch die Bundesfinanzdi-
rektion Mitte beachtet werden. Mit Bescheid vom
10. März 2011 - wie zitiert - wurde Herrn Minister
Machnig durch die Bundesfinanzdirektion Mitte mit-
geteilt, dass keine Verrechnung nach dem § 15
Abs. 2 Thüringer Ministergesetz - alte Fassung -,
sondern nach § 53 Beamtenversorgungsgesetz er-
folgte. Der Bescheid wurde gestern Herrn Minister
Voß zur Kenntnis gegeben.

Zur Höhe der Zahlungen, die durch den Bund an
Herrn Minister Machnig geleistet werden, kann nur
er selbst Auskunft geben. Herr Minister Machnig
hat dem Kabinett am 17.09. mitgeteilt, dass er die
Bundesfinanzdirektion und seinen Steuerberater
beauftragt hat, eine Aufstellung seiner Ansprüche
auf Versorgungsleistungen vorzulegen. Sobald die-
se vorliegen, wird er es öffentlich machen. Es wird
jedoch nun nach Bekanntwerden der Tatsache,
dass Herr Kollege Machnig Zahlungen vom Bund
erhält, sorgfältig zu prüfen sein, wie die bestehen-
den Ruhestandsregelungen des Beamtenversor-
gungsrechts des Bundes tatsächlich zur Anwen-
dung kamen. Minister Machnig hat mit gestrigem
Schreiben die Bundesfinanzdirektion aufgefordert,
der Landesfinanzdirektion Thüringen alle Unterla-
gen im Zusammenhang mit der Berechnung seiner
Versorgungsbezüge zur Verfügung zu stellen. Mi-
nister Dr. Voß hat am gestrigen Tag den Bescheid
der Bundesfinanzdirektion an Herrn Minister Mach-
nig vom 10. März 2011 an die Landesfinanzdirekti-
on zur umfänglichen Prüfung nach dem Thüringer
Ministergesetz weitergeleitet und die Landesfinanz-
direktion aufgefordert, dazu auch Kontakt mit der
Bundesfinanzdirektion aufzunehmen.

Sie sehen, meine sehr geehrten Damen und Herren
Abgeordneten, die Landesregierung nimmt den Fall
sehr ernst und wird sorgfältig die hier einschlägigen
Vorschriften auf ihre Einhaltung hin überprüfen und
mit Transparenz alle Sachverhalte aufklären. Dan-
ke.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Es hat sich Minister Machnig zur
Wort gemeldet, bitte schön.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, zunächst mal will ich mich bedanken. Das
waren sehr konstruktive Beiträge, die auch von ei-
ner klaren Ernsthaftigkeit geprägt waren. Ich bin
auch für viele Beiträge dankbar, insbesondere für
den des Fraktionsvorsitzenden der SPD, und ich
will ein paar wenige ergänzende Bemerkungen ma-
chen.

1. Es war immer bekannt, dass ich beamteter
Staatssekretär war, in der Tat zweimal - im Bundes-
verkehrsministerium und im Bundesumweltministe-
rium. Das war allen Stellen bekannt, der Landesre-
gierung und der Bundesfinanzdirektion.

2. Ich bin durch Beschluss des Bundeskabinetts in
den einstweiligen Ruhestand versetzt worden, weil
es damals einen Regierungswechsel gab. Von da-
her ist eines völlig klar, es gibt Bezüge und Versor-
gungsansprüche aus dieser Zeit. Dieses habe ich
auch immer deutlich gemacht. Jetzt ist im Rahmen
dieses Vorganges eines passiert: Ich bin mit drei
unterschiedlichen Rechtsauslegungen in diesem
Vorgang konfrontiert worden. Die erste Rechtsaus-
legung vonseiten der Bundesfinanzdirektion war, es
ist das, was ich vonseiten des Bundes bekomme,
voll anzurechnen auf das Thüringer Ministergesetz.
Dann gab es eine zweite Rechtsauffassung, die ist
mir im März 2011 mitgeteilt worden. Da hat mir der
Bund mitgeteilt - das hat Frau Walsmann dankens-
werterweise hier zitiert -, dass der Bund seine
Rechtsauffassung verändert habe, dass sozusagen
eine Anrechnung auf das Thüringer Ministergesetz
nicht erfolgen müsste. Und dann gab es eine dritte
Variante, die ist durch ein Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts zustande gekommen - gar nicht in
meiner Sache, sondern bei einem dritten Fall. Da
ist nun festgelegt worden, dass, wenn man im öf-
fentlichen Dienst war und Bezüge hat und im öffent-
lichen Dienst verbleibt, dies zu einer höheren An-
rechnung führen muss. Das ist vollzogen worden.
Ich habe die Bundesfinanzdirektion immer wieder
danach gefragt, ob denn der Datenausgleich und
Informationsabgleich mit der zuständigen Landes-
stelle erfolgt, mir ist das immer bestätigt worden. Im
Übrigen schreibt die Bundesfinanzdirektion ja aus-
drücklich, alles sei nach Recht und Gesetz von den
zuständigen Stellen erfolgt. Ich bin immer und
musste immer davon ausgehen, dass die zuständi-
gen Stellen - natürlich - Bundesfinanzdirektion und
Landesfinanzdirektion ihren Pflichten dort nach-
kommen.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das ist Ihre
Pflicht.)

Nein, das ist nicht meine Pflicht, das stimmt nicht.
Sondern meine Erkenntnis war und ist eindeutig, es
hat diesen Datenaustausch gegeben und es hat
diesen Informationsaustausch gegeben. Dann gibt
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es auch Hinweise darauf, dass der Landesfinanzdi-
rektion die Tatsache, dass ich Bezüge bekommen
habe, bekannt war.

So, und jetzt geht es um folgende Frage: Welche
Rechtsauffassung ist eigentlich richtig, die des Bun-
des oder die des Landes? Das muss jetzt geprüft
werden, das will ich gern tun. Da will ich auch gern
meinen Beitrag leisten. Deswegen habe ich auch
eines zugesagt, ich habe die Bundesfinanzdirektion
schriftlich aufgefordert, alle Akten zur Verfügung zu
stellen.

Ich habe dem Kabinett und auch der Öffentlichkeit
zugesagt, ich werde das alles offenlegen. Und jetzt
will ich auf einen Punkt verweisen - weil sie mich
immer fragen, warum kannst du das nicht mehr und
dann kommen so polemische Bemerkungen wie die
von Herrn Barth. Weil - und das ist das Problem,
wenn es drei unterschiedliche Rechtsauffassungen
zu unterschiedlichen Zeitpunkten gegeben hat, hat
es auch immer unterschiedliche Zahlungen gege-
ben, mit Verrechnung und nochmaliger Verrech-
nung und dann Einmalzahlung und es sind auch
Rückzahlungen erfolgt usw.

Und jetzt nehme ich für mich eines in Anspruch: Ich
möchte gerne gegenüber der Öffentlichkeit auch
die präzisen Zahlen, diese präzisen Zahlen veröf-
fentlichen. Deswegen habe ich meinen Steuerbera-
ter und die Bundesfinanzdirektion gebeten, mir das
mitzuteilen. Wenn ich dieses habe, werde ich das
auch gegenüber der Öffentlichkeit, auch gegenüber
dem Parlament, wenn das gewünscht wird, deutlich
machen.

Ich kann Ihnen eines sagen: Es gibt schöne Tage in
der Politik und es gibt weniger schöne Tage. Ich
habe schon viele schöne erlebt. Dieser Tag und
diese Debatte gehören zu den weniger schönen
Tagen, auch in meiner Biografie, das sage ich auch
ganz klar. Ich bin bereit, meinen Beitrag zu leisten.
Ich werde vollumfänglich Transparenz schaffen,
stelle aber fest für mich - und das ist mir von den
Stellen auch bestätigt worden -, dass ich mich an
Recht und Gesetz gehalten habe.

Und das Letzte, weil das auch von einem Kollegen
aus der CDU angesprochen worden ist: Es wird im-
mer Bezug genommen auf einen Artikel in einem
„Freien Wort“, da will ich aber eines feststellen. Ich
habe mit dem Journalisten über diese Frage nicht
persönlich gesprochen. Und zweitens, mein Spre-
cher - er ist auch bereit, das hier zu erklären - hat
ganz klar erklärt, ja, es hat ein Gespräch gegeben
mit dem Journalisten, allerdings war seine Intention
oder nach seinem Wissen, seiner Kenntnis habe er
die Aussagen in der Form nicht getätigt, sie seien
von ihm auch nicht autorisiert worden. Ich habe kei-
ne Zweifel an diesen Aussagen.

Ich mache hier noch einmal deutlich, ich beteilige
mich in vollem Umfang an Transparenz. Ich werde

die Akten zur Verfügung stellen. Ich für mich nehme
in Anspruch, mich an Recht und Gesetz gehalten
zu haben, und dann muss jetzt nach Recht und Ge-
setz entschieden werden. Und wenn es jetzt unter-
schiedliche - das gibt es häufig im Versorgungsge-
setz - Rechtsauffassungen gibt, dann muss man
die aufklären und dann wird am Ende des Tages
ein Ergebnis stehen. Diesem Ergebnis sehe ich
entgegen und dann wird zu sehen sein, welche
Konsequenzen sich daraus im Hinblick auf die fi-
nanziellen Fragen ergeben.

Ich stelle hier für mich fest, ich bin bereit, dazu mei-
nen Beitrag zu leisten, und hoffe, dass wir dann in
diesem Hause auch wieder zur Sacharbeit zurück-
kehren können. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Wir haben jetzt für die CDU-Fraktion
eine Restredezeit von 2 Minuten, für die anderen
eine Restzeit von 1,5 Minuten. Bitte schön, Herr
Abgeordneter Barth.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Herr Minister, es ist
kein angenehmer Tag und ich habe aber kein Mit-
leid mit Ihnen, sage ich ganz offen, weil Sie ja auch
keine Schmerzen haben, anderen unschöne Tage
zuzufügen.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Erwarte ich
auch nicht.)

Aber es ist schon ein bisschen wenig, muss ich sa-
gen, wenn Sie sich hier hinstellen und auf das Zu-
sammenwirken der Behörden verweisen und dar-
auf, dass die entsprechend Austausch pflegen
müssen. Ich habe Ihnen vorhin eine Frage gestellt
und ich stelle die noch einmal. Im Beamtenversor-
gungsgesetz, das gilt über das Thüringer Minister-
gesetz, das hat seit 2009 unverändert gegolten,
heißt es: „Der Versorgungsberechtigte“ - und das
sind Sie, das ist nicht die Landesfinanzdirektion,
das ist auch nicht die Bundesfinanzdirektion, son-
dern das ist die Person Matthias Machnig - „ist ver-
pflichtet, der Pensionsbehörde … den Bezug und
jede Änderung von Einkünften nach …“ - und da
sind dann auch diese Pensionsansprüche dabei,
die in Ihrem Fall einschlägig sind - „… unverzüglich
anzuzeigen.“

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Wo steht
das?)

Sie sind verpflichtet! Im Beamtenversorgungsge-
setz steht das so wörtlich drin und das ist Ihre Mit-
wirkungspflicht. Sie hätten es mehrfach anzeigen
müssen, nämlich auch bei jeder Änderung. Das än-
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dert sich ja auch über die Zeit, Pensionsansprüche.
Da gibt es zunächst ein Übergangsgeld und dann
werden da Pensionsansprüche draus. Diese Frage,
Herr Minister, können Sie nicht auf Behörden ab-
schieben, sondern das ist Ihre Mitwirkungspflicht.
Und wenn Sie uns hier erzählen, dass Sie dann
2011 einen Brief von der Finanzdirektion, die Bun-
desfinanzdirektion ist es, glaube ich, gewesen, be-
kommen, wo Sie schon seit anderthalb Jahren
Übergangsgeld …

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Barth, FDP:

… und Pensionsansprüche beziehen, dann heißt
das, seit anderthalb Jahren sind Sie dieser Informa-
tionspflicht nicht nachgekommen. Und das ist ein
Punkt, der bei Ihnen bleibt, Herr Minister. Frau Prä-
sidentin, vielen Dank.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das stimmt
nicht.)

Präsidentin Diezel:

Ihre Redezeit ist zu Ende. Danke. Es gibt weitere
Wortmeldungen. Das Wort hat der Herr Abgeordne-
te Ramelow - 1,5 Minuten.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wiederhole es,
was ich seit Tagen sage, ich gehe davon aus, dass
die vorgelegten Informationen von Minister Machnig
den jeweiligen Rechenergebnissen der Bundesbe-
hörde entsprechen. Ich habe keinen Zweifel da-
rüber geäußert, und trotzdem will ich formulieren:
Ich verstehe unseren § 15 des Ministergesetzes so,
dass wir als Parlamentarier das Gesetz so geändert
haben nach dem Fall Althaus. Danach hat man die-
ses Gesetz zwei Jahre leider hier liegen lassen und
dann erst behandelt. Ich erinnere mich gut daran.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber ich verstehe den § 15 so, dass dann dieser
Bescheid Matthias Machnig vorgelegt werden
muss. Und ich habe jetzt gehört, dass es darüber
E-Mail-Verkehr gibt, deswegen gibt es da Aufklä-
rungsbedarf, wer nicht weiter geprüft hat. Aber
wenn er vorgelegt wird, dann ist aufzurechnen bis
zum Ministergesetz. So verstehe ich jedenfalls den
§ 15 Ministergesetz, so wollten wir als Gesetzge-
ber, wir alle, und da sollten wir gemeinsam drauf
achten, dass uns die Gesetze, die wir erlassen, an-
schließend nicht so verdreht werden, dass außen
die Bevölkerung denkt, wir hätten keine Ahnung,

und deswegen ist nicht alles, was legal ist, auch le-
gitim.

Ich wiederhole, dass das, was der Ortsteilbürger-
meister Czentarra hier in Erfurt erlebt, der ist ge-
wählt worden für das Ehrenamt, um für die Demo-
kratie einzustehen, der erhält 60 € Aufwandsvergü-
tung dafür im Monat und die bekommt er von
Hartz IV weggenommen. Deswegen haben wir uns
daran zu messen, und da ist es unerheblich, ob es
300, 900, 1.000 oder 3.000 sind,

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

am Ende bleibt die Frage, ob der § 15, wie wir ihn
geschaffen haben, Anwendung findet. Da habe ich
den Klärungsbedarf an die Regierung. Wer hat hier
geschlafen?

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen? Bit-
te schön, Frau Abgeordnete Siegesmund von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 1,5 Minuten.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, es war hier im Raum der Spruch - Herr
Gasser war es, glaube ich -, wir würden mit zweier-
lei Maß messen. Ich will Ihnen deutlich sagen, das
verbitte ich mir.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Der Abge-
ordnete heißt Scherer.)

Herr Scherer, Entschuldigung, Herr Scherer, das
verbitte ich mir,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Gasser hat
ausgedient.)

weil wir, glaube ich, sehr deutlich gemacht haben,
worauf es uns ankommt, nämlich darauf, dass
Transparenz hergestellt wird, dass geklärt wird, wer
in welchem Maße an welcher Stelle zu viel bekom-
men hat oder genutznießt hat, und dass wir sehr
deutlich gemacht haben, dass jeder auch zu dem
stehen muss, wenn er einen Fehler begeht.

Und dann will ich noch etwas sagen: Ich finde es an
dieser Stelle wichtig, auch mal zu sagen, dass ich
es auch gut finde, wenn der betroffene Minister,
über den wir heute diskutieren, dann auch aufsteht
und sich erklärt. Man kann auch sitzen bleiben und
das andere für sich machen lassen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Das finde ich richtig, das finde ich sehr richtig.
Dann noch eine Ansage und klare Aussage an die
FDP: Sowohl LINKE als auch GRÜNE haben sich
die Mühe gemacht, sich durch dieses Dickicht von
verschiedenen Regelungen wenigstens durch-
zuackern und einen konstruktiven Beitrag zur De-
batte beizutragen. Was Sie hier heute gemacht ha-
ben, ist nichts anderes als einen Vorführeffekt be-
mühen an verschiedenen Stellen. Was wir gemacht
haben, ist, einen Gesetzentwurf bzw. einen Antrag
beizugeben.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Für Sie ist
das ein Dickicht.)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: War die
konstruktiv?)

Jetzt frage ich Sie, wer macht hier Sachpolitik? Ich
glaube, die Frage ist sehr klar zu beantworten.

Herr Mohring, an Sie noch einen Tipp, achten Sie
mal drauf, was Sie auf Twitter posten, da gibt es
das eine oder andere, was mindestens ältestenrat-
verdächtig ist. Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Das
ist nicht der Fall. Dann schließe ich den ersten Teil
der Aktuellen Stunde und ich rufe auf den zweiten
Teil

b) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion DIE LINKE zum
Thema: „Erhebliche Zunahme
von ‚Zwangsverrentungen’
nach § 12 a SGB II in Thürin-
gen“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/6581 -

Ich eröffne die Aussprache und das Wort hat die
Frau Abgeordnete Stange. Bitte schön, Frau Abge-
ordnete Stange.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
von solchen üppigen Bezügen, von denen wir gera-
de hörten, können Hartz IV-Empfänger leider nur
träumen, will ich an der Stelle wirklich gesagt ha-
ben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Jahr 2008 hat die Große Koalition von SPD,
CDU und CSU im Bundestag den § 12 a im SGB II
verankert, der uns heute beschäftigt. Eine der Kern-
aussagen dieser Paragrafen beschreibt die Mög-
lichkeit der Jobcenter, mit Vollendung des 63. Le-

bensjahrs für einen Erwerbslosen Rentenleistungen
zu beantragen. Dabei ist es nicht erforderlich, dass
die Betroffenen in Rente gehen wollen, selbst ihr
ausdrücklicher Widerspruch spielt keine Rolle. Al-
lein das Jobcenter entscheidet, ob der Rentenan-
trag zu stellen ist oder nicht. Deshalb hat sich in der
Praxis schnell der Begriff „Zwangsverrentung“ ein-
geschlichen. Es ist ein Begriff, der auf der einen
Seite etwas ängstlich erscheint, aber auf der ande-
ren Seite seine Berechtigung hat. Denn es kann
nicht angehen, dass Menschen, die es nicht wollen,
mit dem 63. Lebensjahr in Rente geschickt werden
und auf der anderen Seite hören wir von der Lan-
desregierung immer wieder das Thema Fachkräf-
temangel und wir hören auch, wie viel angeblich
getan wurde, um Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Be-
troffene müssen also ein Leben lang mit Rentenab-
schlägen von teils über 10 Prozent leben. Sie wer-
den meist direkt zum Sozialamt geschickt oder sie
müssen Grundsicherung beantragen. Das ist ent-
würdigend und das ist nicht das, was wir unter An-
erkennung der Lebensleistung in der Rente verste-
hen.

(Beifall DIE LINKE)

Es ist ein unhaltbarer Zustand, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, dass immer mehr Men-
schen auch in Thüringen diese Grundsicherung
dauerhaft in Anspruch nehmen müssen. Das ist Al-
tersarmut pur und dies ist per Gesetz verordnet.

Sehr geehrte Damen und Herren, heute haben sich
ein paar Betroffene hier auf der Tribüne mit uns
versammelt, um dieses Thema zu verfolgen. Ich sa-
ge Ihnen Danke und Sie bekommen auch meiner-
seits und unsererseits von der Fraktion die Solidari-
tät, damit Sie Widerspruch und Klagen einreichen
können. In Thüringen wurden 2011 46 Menschen
zwangsverrentet, 2012 waren es schon 91 und im
ersten Halbjahr 2013 bereits 102. Wenn sich diese
Entwicklung fortsetzt, dann können wir sagen, seit
2011 hat sich diese Zwangsverrentung verdoppelt.
Das ist ein Unding und wir als LINKE sagen an der
Stelle sehr deutlich, es muss eine Gesetzesände-
rung weg von Hartz IV und natürlich auch weg von
§ 12 a durchgeführt werden. Das ist mehr als not-
wendig.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich kann nicht
verstehen, warum Sie mir auf eine Anfrage, werte
Landesregierung, im Sommer keine Zahlen vorle-
gen konnten, aber der MDR wusste welche zu be-
richten, sie wussten also von der Arbeitsagentur,
wie sich die Zahlen in Thüringen entwickelt haben.
Hier ist auch meine Kritik an die Landesregierung:
Es sollte Ihnen wichtig sein, wenn wir als Abgeord-
nete Fragen an Sie stellen, dass die auch von Ih-
nen beantwortet werden und Sie nicht mit lapidaren
Sätzen kommen, wir können nicht, weil keine Sta-
tistik da ist. Ich glaube, hier hat eine Landesregie-
rung eine andere Aufgabe und mein Frage- und In-
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formationsrecht habe ich hier schon sehr beschnit-
ten und nicht wirklich gewürdigt gesehen.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie es
mich noch einmal zusammenfassen. Auch wenn es
den Minister Machnig im Moment nicht so sehr in-
teressiert,

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Doch, es in-
teressiert mich.)

Zwangsverrentung ist und war ein Geschenk der
Großen Koalition. Es bedeutet für die meisten Be-
troffenen den direkten Weg in die Altersarmut. Da
wird der eigentliche Sinn der Sozialgesetzgebung,
ein Leben in Würde sicherzustellen, konterkariert.
Es wird Zeit, diese Praxis zu beenden und im Rah-
men einer wirklichen Reform das gesamte Hartz-IV-
System abzuschaffen. Wir als LINKE stehen hier im
Parlament sowie im Deutschen Bundestag aus-
schließlich dafür, dass dieses abgeschafft wird. Wir
fordern eindringlich noch mal auf, dass wir für sank-
tionsfreie Mindestsicherung kämpfen, für eine Al-
terssicherung, die den Namen verdient. Wir sagen
als LINKE, wir brauchen eine Mindestrente von
1.050 € und wir brauchen eine Betreuung der Be-
troffenen in den Jobcentern, die die Würde der Be-
troffenen in den Mittelpunkt stellt, wo aber auch die
Wünsche der Betroffenen im Mittelpunkt stehen,
nicht die Drangsalierung. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete
Holzapfel von der CDU-Fraktion.

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, Punkt 2 der Aktuellen Stun-
de, wir befassen uns auf Wunsch der Fraktion DIE
LINKE mit dem bundespolitischen Thema „Erhebli-
che Zunahme von ‚Zwangsverrentungen’ nach
§ 12 a SGB II in Thüringen“. Die Regelungen des
SGB II obliegen der Bundesgesetzgebung. Natür-
lich bietet es sich vor Bundestagswahlen an, hier
auch eine Profilierungsplattform zu nutzen. Die
CDU-Fraktion wird sich an einer solchen Debatte
nicht beteiligen.

(Beifall CDU)

Wir werden diese Thematik sachlich, argumentativ
und objektiv darstellen und schließen uns nicht der
kollektiven Empörung an, sondern wir wollen ge-
meinsam konstruktiv mit den betroffenen Menschen
einen Weg finden, der sie nicht zwangsläufig in die
Verrentung treibt.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Wie
denn?)

Aus diesem Grund habe ich das Jobcenter im Un-
strut-Hainich-Kreis besucht und die Mitarbeiter mit
Ihrem Antrag konfrontiert. Die Situation stellt sich
demnach wie folgt dar: Im Jahr 2008 - Frau Stange
sagte es schon - wurde von der Großen Koalition
im Deutschen Bundestag eine Änderung im Zwei-
ten Buch des Sozialgesetzbuches vorgenommen
und § 12 a in das SGB II hinzugefügt. Dieser hatte
zur Folge, dass Leistungsberechtigte verpflichtet
sind, Sozialleistungen anderer Träger in Anspruch
zu nehmen, sofern dies zur Vermeidung, Beseiti-
gung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfebe-
dürftigkeit beiträgt. Für Menschen, die das 63. Le-
bensjahr vollendet haben, bedeutet dies, dass sie
einen Antrag auf eine vorzeitige Verrentung stellen
müssen. Kommen sie dem nicht nach, so darf das
zuständige Jobcenter nach § 5 Abs. 3 SGB II die
Betroffenen dazu auffordern. Wird dem nicht Folge
geleistet, also verweigern sie ihre Mitwirkung, ist
das Jobcenter berechtigt, einen Antrag auf Verren-
tung zu stellen. Im Ergebnis bedeutet dies, dass die
Menschen, die ihre Altersrente in Anspruch neh-
men müssen, aus dem Leistungsbezug herausfal-
len oder das Jobcenter je nach Rentenhöhe nur
noch für die Aufstockung zur Grundsicherung zu-
ständig ist. Tritt eine Person mit 63 Jahren in die
Rente ein, so muss diese mit Abschlägen von
0,3 Prozent pro Monat rechnen. So weit die Ge-
setzeslage.

Die Frage ist doch: Wie gehen die einzelnen Job-
center mit dem § 12 a SGB II in der Praxis um? Viel
zu kurz kommt in dieser Debatte, dass es bei der
gesetzlichen Regelung Ausnahmen gibt, bei denen
von einer vorgezogenen Altersrente abgesehen
wird.

Der § 13 Abs. 2 SGB II sieht vor, dass per Rechts-
verordnung Personen von der Verpflichtung ent-
bunden werden, vorzeitig ihre Rente in Anspruch zu
nehmen, wenn folgende Kriterien greifen:

1. wenn dies zu einem Verlust des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld I führen würde,

2. eine abschlagsfreie Rente in nächster Zukunft in
Anspruch genommen werden kann,

3. eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
oder gleichwertige Erwerbstätigkeit ausgeübt oder
in nächster Zeit aufgenommen wird.

Im Jobcenter des Unstrut-Hainich-Kreises besteht
eine Arbeitsgruppe „50 Plus“. Die Mitarbeiter dieser
Gruppe beschäftigen sich mit jeder Person, die sich
der Altersgrenze nähert, ganz individuell. Zu den
drei vorher genannten Punkten wird im Haus auch
nach einer Ermessensentscheidung gesucht, die
zugegebenermaßen schwierig ist.

In der „Bad Blankenburger Erklärung“ tritt die CDU-
Fraktion dafür ein, dass der Erfahrungsschatz älte-
rer Fachkräfte noch stärker genutzt werden muss
und wir gemeinsam mit der Wirtschaft Strategien
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entwickeln wollen, damit ältere Bürger wieder eine
Chance erhalten, auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fas-
sen. Damit möchte meine Fraktion dafür sorgen,
dass ältere Menschen Perspektiven, Chancen und
Möglichkeiten haben, um volle Rentenbezüge zu
erhalten. Ich denke, wir sind auf einem guten Weg.
Erst letzte Woche wurden in einem Artikel der „Thü-
ringer Allgemeinen“ Zahlen veröffentlicht, die bele-
gen, dass in Thüringen noch nie so viele ältere
Menschen …

Präsidentin Diezel:

Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit geht zu Ende.

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

… einer sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung nachgegangen sind. Dies zeigt einmal mehr,
meine Damen und Herren,

Präsidentin Diezel:

Frau Abgeordnete!

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

dass die Erfahrung der älteren Generation wieder
gefragt ist. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion der FDP hat der Ab-
geordnete Thomas Kemmerich das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, sehr verehrte Gäste, liebe Zuhörer und Zu-
schauer, Frau Stange bezieht sich auf eine Kleine
Anfrage oder auf eine Meldung im MDR, dass im-
mer mehr Menschen über 63 Jahre in Rente gehen,
in Altersrente. Die Zahlen hat sie selbst genannt:
2011 waren es 46 Personen, im letzten Jahr waren
es 91 Personen und in diesem Jahr 102 Personen.
Immerhin beziehen wir uns auf dieselbe Statistik.
Aber, meine Damen und Herren, gleichzeitig ver-
zeichnen wir eine Rekordbeschäftigung - meine
Vorrednerin, Frau Holzapfel, hat es gesagt - im Be-
reich der 60- bis 65-Jährigen. Noch nie waren so
viele Menschen im Freistaat Thüringen in dieser Al-
tersklasse seit der Wende beschäftigt. Es sind in-
zwischen 47.000 Menschen und das sind knapp
18 Prozent mehr als im Jahre 2011.

(Beifall FDP)

Nun braucht man kein großer Statistiker sein, aber
diese Zahlen seien mir erlaubt, wenn ich diese 100
Menschen gegen die 47.000 Menschen stelle, dann

sind das kaum 0,3 Prozent. Wenn ich gleichzeitig
den Aufwuchs sehe in der Beschäftigung in der Al-
tersklasse zwischen 60 und 65, ist es durchaus
nachvollziehbar, dass auch hier die Rentenüber-
gänge ansteigen können. Denn die Zahlen, die Sie
hier nennen, sprechen nicht dafür, dass alle diese
102 Menschen dieses Jahr, oder 91 oder 46 in den
Vorjahren, zwangsverrentet worden sind, sondern
sie stellen nur fest, dass ein Übergang in die Rente
gemacht worden ist. Ob das dabei auf eigenen An-
trag erfolgt ist, ob das dabei nach Beratung erfolgt
ist und vor allen Dingen, ob nicht ein Übergang in
die Altersrente für den Betroffenen, für die Betroffe-
ne günstiger ist - es kann durchaus sein, dass auf-
grund der Erwerbsbiografie desjenigen/derjenigen
der Bezug der Rente durchaus höher ausfallen
kann als der Bezug von Hartz IV. All das blenden
Sie aus, um hier wie immer Stimmung zu erzeugen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Es
gibt Abschläge.)

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, es ist schon viel gesagt
worden über diesen Wahlkampf, aber eines, meine
Damen und Herren von den LINKEN: Sie ziehen
Zerrbilder von dieser Nation.

(Beifall FDP)

Ihr Vorsitzender, der fast jeden Tag im Fernsehen
ist - Gott sei Dank sehen nicht immer alle hin -, hat
letzte Woche dann noch behauptet, dass die Hälfte
aller Deutschen eine Rente von unter 700 € be-
zieht. Daraufhin hat ihn Herr Plasberg, wohlge-
merkt, dabei entlarvt, dass sich im Endeffekt diese
Schicht auf 2 Prozent reduziert. Bei allen anderen
spiele das Haushaltseinkommen, Bezug aus ande-
ren Rentenkassen, aus anderen Ruhestandsgehäl-
tern, aus Pensionen etc. eine Rolle. Es sind am En-
de 2 Prozent, die tatsächlich von einer Rente leben
müssen unterhalb von 700 €. Das sind immer noch
2 Prozent zu viel, darum werden wir uns kümmern
und müssen wir uns kümmern.

(Beifall FDP)

Aber meine Damen und Herren, Sie ziehen Zerrbil-
der über diese Nation. Zum Beispiel ein prominen-
ter Rentner mit unter 700 € ist Jupp Heynckes, den
ich sehr schätze und deshalb gar nicht ins falsche
Licht stellen will, aber meine Damen und Herren,
Sie sollten mal sehen, was Sie dieser Nation mit
diesen Diskussionen antun.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Was meinst du denn immer mit
„dieser Nation“?)

Insofern sind wir auch froh, wenn der Wahlkampf
dann zu Ende getobt hat und wir uns wirklich um
die Bedürftigen kümmern können. Erlauben Sie mir
noch ein Bonmot aus dem Wahlkampf. Die Tage
war jemand bei mir am Wahlkampfstand und for-
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derte auch seine Rente ein, seine Solidarrente von
1.050 €. Auf Nachfrage, welche Rente er bezieht,
war die Aussage 290. Warum? Ja, ich war selbst-
ständiger Künstler, ich habe nicht eingezahlt.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Und ist das schlimm? Was soll
denn das?)

Über die Motivation habe ich mich mit ihm nicht un-
terhalten. Wir haben uns ausgetauscht, dass er ja
trotz alledem aus der Solidargemeinschaft seine
Aufstockungen erhält und daraufhin sagte er mir,
das wäre alles gut und schön, aber er möchte gern
nach Thailand und dort seinen Lebensabend ver-
bringen und dahin könnte er nur seine 290 € Rente
mitnehmen. Ich denke, dafür brauchen wir die Soli-
darität der Gesellschaft nicht, die brauchen wir für
die wirklich Bedürftigen und nicht für vielerlei ande-
re Fälle. Vielen Dank!

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das ist ja unverschämt. Ist ja kein Wunder.)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Es hat jetzt der Abgeordnete Rolf
Baumann von der SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, „Erhebliche Zunahme von ‚Zwangsverren-
tungen’ nach § 12 a SGB II in Thüringen“. Beim
Wort „erhebliche“, da stelle ich noch einmal ein Fra-
gezeichen, wir haben schon einige Zahlen gehört.
Ich werde auch noch einige Zahlen hinzufügen.

Auch die SPD-Fraktion hat ein Verständnis für die
Situation der Menschen, die früher in Rente gehen
müssen und die dann viel weniger Geld haben und
anschließend noch Grundsicherung beantragen
müssen. Das ist nicht der richtige Weg und ich
glaube, das ist auch nicht gewollt gewesen. Ich will
jetzt das Gesetz nicht noch einmal erläutern, das
wurde von meinen Vorrednern zur Genüge getan.
Ich möchte nur aus ein paar praktischen Erfahrun-
gen berichten. Wir haben auch mehrere Jobcenter
besucht und haben dort festgestellt, auch wie die
Jobcenter uns das berichtet haben, dass dort eine
gute Arbeit gemacht wird und dass mit diesem Ge-
setz sehr behutsam umgegangen wird. Es wurde ja
auch schon gesagt, dass sehr viele Ausnahmetat-
bestände da sind und dass eine Nichtbeantragung
desjenigen, der davon betroffen ist, nicht zu einer
Sanktion führt. Auch das muss hier gesagt werden.
Hinzu kommt, dass wir es mit einer Versicherungs-
leistung bei der Rentenversicherung zu tun haben
und mit einer steuerfinanzierten Leistung im SGB II.
Wichtig ist auch, dass die Daten, die Zahlen, die
auch schon genannt wurden, nicht genau definiert

werden können, wie viele Personen nun eigentlich
in die sogenannte Zwangsverrentung gekommen
sind. Die Zahl 91, und da habe ich mich auch noch
einmal rückversichert und das auch von den Job-
centern bestätigt bekommen, dass diese Zahl ja
auch noch mehr beinhaltet. Dort sind zum Beispiel
auch die Schwerbehinderten drin, die dann zu
100 Prozent Rente bekommen. Es gibt also keine
definierte Zahl darüber, welche eigentlich in die
Zwangsverrentung kommen. Von allen Jobcentern
wurde bestätigt, dass das wirklich nur ein ganz ge-
ringer Teil von den geprüften Personen ist, die wirk-
lich die geminderte Rente in Anspruch nehmen
müssen. Der größte, der allergrößte Teil derjeni-
gen, die mit 63 oder 64 in Rente gehen, sind näm-
lich diejenigen, die dies aus den verschiedensten
Gründen selbst wollen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Weil sie nicht mehr schikaniert
werden wollen.)

Diese Zahlen sind bestätigt, von denjenigen sind
es, glaube ich, nur 8 bis 12 Prozent, die wirklich in
dieser sogenannten Zwangsverrentung dann lan-
den. Um diese Einzelfälle muss man sich kümmern
und auch da sagt die SPD ganz eindeutig, dass wir
das mit auf den Prüfstand stellen wollen. Das ist
aber nicht Landesrecht, sondern das ist Bundes-
recht, das muss in den Bund, das muss in Berlin
geschehen.

Und noch ein paar Worte, Frau Stange, zu Ihnen.
Immer diese Plattitüden: In Würde das Leben si-
cherstellen. Was ist denn SGB II? Was ist denn die
Grundsicherung? Das ist doch, dass die Menschen
auch in Würde noch ein Leben führen können.
Dass das nicht das Luxusleben ist, das wissen wir
doch alle. Aber schauen Sie doch einmal in andere
Staaten. Wo gibt es denn dies, dass die Menschen
so abgesichert sind, das ist einfach Ihre übliche Pa-
nikmache und auch der Satz dann wieder zu Hartz
IV: Hartz IV muss weg.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Es
will auch keiner Luxus. Existenzsicherung.
Das ist Schikane.)

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Ja. Sagen Sie uns einfach einmal, was Sie statt-
dessen haben wollen. Diese Antwort sind Sie uns
immer schuldig geblieben. Die haben wir heute
auch noch nicht bekommen. Ich danke für die Auf-
merksamkeit.

(Unruhe DIE LINKE)

(Beifall SPD)
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(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Sie haben Frau Stange nicht zu-
gehört.)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Es hat jetzt Frau
Abgeordnete Siegesmund von der Fraktion Bündnis
90/DIE GRÜNEN das Wort.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren,

Präsidentin Diezel:

Frau Abgeordnete Siegesmund hat das Wort, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

sehr geehrte Abgeordnete, die Aktuelle Stunde, die
DIE LINKE beantragt, hat zwei Vorgeschichten.
Zum einen hat sie die Vorgeschichte, dass Frau
Stange eine Kleine Anfrage nicht ordnungsgemäß
beantwortet bekommen hat. Zum anderen geht ihr
die Geschichte voraus, dass sehr konkret in der
Zeitung nachzulesen war, wie es einer 63-jährigen
Frau aus Arnstadt erging, die vom Jobcenter gera-
dezu aufgefordert wurde, in Rente zu gehen, die es
nicht wollte und am Ende vor die Wahl gestellt wur-
de, entweder das Jobcenter fülle jetzt für sie den
Antrag aus, damit sie in Frührente geht, oder sie
möge das letztlich selbst tun. So oder so fehlen der
Frau am Ende 50 € und die Geschichte zeigt, dass
Politik den Auftrag hat, darüber zu diskutieren, ob
diese Regel funktioniert - ja oder nein. Das ist der
Sinn und Zweck dieser Aktuellen Stunde heute,
Frau Stange, so habe ich Sie jedenfalls verstanden.
Und über diese eine Frau und die Geschichte derje-
nigen, die das in Thüringen im Übrigen auch noch
betrifft, lohnt es sich zu reden. Herr Kemmerich, die
Zahl hat sich mindestens verdoppelt. Also lohnt es
sich, darüber zu reden und selbst, wenn sie sich
nicht verdoppelt hätte, geht es darum, sehr genau
in die Familien zu schauen und was das jeweils für
diejenigen heißt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das heißt nämlich am Ende, dass bei einer
Zwangsverrentung auf bis zu 8,4 Prozent der Rente
verzichtet werden muss. Sie haben vollkommen
recht, ich verstehe Ihr lautes Dazwischenrufen so,
dass Sie sagen, das ist vor allen Dingen ein bun-
despolitisches Thema. Ja, da stimme ich Ihnen zu.
Aber die Betroffenen sitzen nun einmal in den ein-
zelnen Ländern und deswegen lohnt auch die De-

batte hier. Am Ende des Tages steht nämlich die
Frage, wenn Sie schon über die ganzen Jahre hin
kein existenzsicherndes Einkommen bekommen
haben und am Ende dann in die Altersarmut rut-
schen, ist das auch in genuin eine Frage, die ich
immer gern in Richtung FDP stelle, was das denn
eigentlich bei Eigenverantwortung und Leistung, die
Sie den Menschen immer abverlangen wollen, für
jeden Einzelnen am Ende des Tages, nämlich
dann, wenn es um Rente geht, heißt.

Wir sagen, dass diese Regelung selbst bei allen
Ausnahmetatbeständen unsozial ist, altersdiskrimi-
nierend auch und das hätte nicht sein müssen, es
war die sogenannte 58er-Regelung in Rede, die bis
zum 31.12.2007 galt. Auf Bundesebene haben sich
die einzelnen Fraktionen dazu positioniert. Wir ha-
ben als GRÜNE 2007 und 2011 Anträge dazu ge-
stellt. Allein es ist nicht dazu gekommen, dass es
eine entsprechende Anpassung gab. Gleichzeitig
müssen wir aber klären, warum, wenn es - wie Frau
Holzapfel sagte - offenbar genug Spielraum für
Ausnahmetatbestände gibt, dieser nicht mehr aus-
geschöpft wird oder warum es auf einmal diesen
sprunghaften Anstieg gibt. Das muss man sich an-
schauen. Das lässt eben auch Raum für Interpreta-
tion. Man kann sagen, das hat demografische
Gründe, es kommen mehr Leute in das Alter, die in
Rente geschickt werden müssen und für die treffen
die Ausnahmetatbestände nicht zu. Man kann sa-
gen, es hat etwas mit der unbefriedigenden Arbeits-
markt- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung
zu tun. Man kann mannigfaltige Gründe hervorzau-
bern, man kann aber definitiv eines sagen, und das
haben wir hier schon öfter diskutiert, der sogenann-
te Aufschwung, den es am Arbeitsmarkt lange ge-
geben hat, gilt eben für viele nicht. Das betrifft in
Thüringen insbesondere auch die Generation 60
plus. Dafür braucht es Konzepte. Frau Holzapfel
hat ja gesagt, da ist von der CDU noch etwas zu er-
warten. Darauf bin ich sehr gespannt, was da in
den nächsten Monaten ausgearbeitet wird.

Letztlich geht es darum, dass jeder einzelne Fall,
eben auch der der Frau, die 63 Jahre alt ist, in Arn-
stadt lebt und sich jetzt ehrenamtlich engagiert, be-
sprochen werden muss. Denn das Ehrenamt, was
sie leistet, wird eben nicht finanziert. Im Gegenteil,
da zahlt sie im Zweifel für Wege auch noch drauf,
dieses Ehrenamt ist ehrenwert, aber noch einmal:
Am Ende des Tages steht gerade bei dieser Frau
die Frage im Raum, kann sie es sich überhaupt
leisten, ehrenamtlich tätig zu sein, denn die 50 €
werden ihr abgezogen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da ist es ein klarer Politikauftrag für uns, das wollen
wir ändern. Vielen Dank.
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Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Für die Landesregierung Herr Minister Mach-
nig, bitte.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren. Zunächst einmal, Frau Stange, ich nehme
das Thema sehr ernst und ich muss Sie einfach auf
Folgendes hinweisen: Ich habe keine eigene Statis-
tikstelle im Landesministerium, die in jedem Falle
nachvollziehen kann, wie viele denn nun in eine
solche Verrentung gehen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Zu-
griff.)

Warten Sie doch! Ich muss auf Daten der Bundes-
arbeitsagentur Sachsen-Anhalt und Thüringen, der
Regionaldirektion, zurückgreifen und die hat mir
mitgeteilt, das habe ich Ihnen leider mitteilen müs-
sen, dass, so haben die uns das geschrieben, sta-
tistische Daten zur Inanspruchnahme der vorzeiti-
gen Altersrente gar nicht vorliegen. Ich kann Ihnen
das ja nur sagen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Aber
der MDR hat es.)

Jetzt glauben Sie mir doch einmal. Zunächst einmal
haben die mir das so bestätigt. Ich habe keine eige-
ne Datenerhebung und deswegen muss ich zu-
nächst einmal darauf verweisen, dass es diese Da-
ten nicht gibt, denn ansonsten müsste ich meine
Behörde deutlich vergrößern und sie mit solchen
Aufgaben befassen, was ich nicht kann.

Jetzt zum Sachverhalt: Zunächst einmal möchte ich
auf eines verweisen: Wir alle müssen ein großes In-
teresse daran haben, dass auch ältere Menschen
wieder in Arbeit und Beschäftigung kommen. Das
wollen die meisten auch, sie wollen arbeiten. Ich
sage ganz klar, das muss natürlich differenziert
sein. Es gibt Berufszweige, wo eine Rente mit 65
nicht mehr geht, das ist klar, und es gibt natürlich
auch Menschen, die Leistungen erhalten. In Thürin-
gen, und darauf will ich verweisen, haben wir
durchaus eine positive Entwicklung dahin gehend,
dass Menschen über 60 stärker in Beschäftigung
kommen. Immerhin zwischen 2011 und 2012 hat
sich der Anteil derjenigen, die über 60 sind, die in
Beschäftigung gegangen sind, um 17 Prozent er-
höht. Dennoch - jetzt kommt die zweite, das ist die
weniger gute, Nachricht - sind heute nur 32 Prozent
der 60- bis 65-Jährigen in Thüringen beschäftigt.
Das ist immerhin höher als der bundesweite Durch-
schnitt von 29 Prozent. Das ist alles nicht befriedi-
gend, das gestehe ich Ihnen sofort zu. Deswegen
müssen wir noch mehr tun, um Älteren auch die
Chance zu geben, in Arbeit zu kommen, und das
versuchen wir.

Jetzt zur Frage, worum es geht. Zunächst einmal
kann man rechtlich festhalten: Die Pflicht zur Inan-
spruchnahme einer Rente wegen Alters besteht
erst nach Vollendung des 63. Lebensjahres. Das ist
zunächst einmal die formale Situation. Und, auch
darauf will ich verweisen, das BMAS hat festgelegt,
in welchen Fällen Leistungsberechtigte eine vorge-
zogene Altersrente nicht in Anspruch nehmen müs-
sen. Die Altersrente muss dann nicht in Anspruch
genommen werden, wenn eines von den drei Krite-
rien gilt: Dies führt zu einem Verlust des Anspruchs
auf Arbeitslosengeld, wenn eine abschlagsfreie
Rente in nächster Zukunft in Anspruch genommen
werden kann oder wenn eine sozialversicherungs-
pflichtige oder gleichwertige Erwerbstätigkeit aus-
geübt wird. So weit die Rechtslage.

Nun gab es in der Tat in Thüringen, das weisen zu-
mindest bestimmte Zahlen aus, die da genannt
worden sind, 2012 91 Personen und 2013 bis 102
Personen, die ausgeschieden sind. Auch da gilt,
das Jobcenter ist dazu verpflichtet, auf bestimmte
rechtliche Fragen hinzuweisen und es kann nur in
Ausnahmefällen dann rechtlich vollziehen. Das ist
in der Tat die Situation, darauf ist hingewiesen wor-
den, das ist bundesgesetzlich geregelt.

Deswegen ist meine Schlussfolgerung daraus und
die will ich noch einmal zusammenfassen:

1. Wir müssen weiter daran arbeiten, dass mehr
Beschäftigung in Thüringen geschaffen wird, und
zwar für alle Berufs- und Altersgruppen. Das gilt
auch für die 60- bis 65-Jährigen.

2. Wir müssen weiter daran arbeiten, dass auch
diejenigen, die Langzeitarbeitslose sind, wieder in
den ersten Arbeitsmarkt integriert werden. Dazu
machen wir ein Landesarbeitsmarktprogramm. Da-
zu haben wir Projekte aufgebaut, wie ThINKA und
viele andere mehr, die dabei helfen sollen. Ich sage
ganz offen, das Land tut dort sehr viel.

3. Wir müssen darauf achten, dass natürlich die
Job-Agenturen sich nach Recht und Gesetz verhal-
ten, aber eines nicht tun, auf Betroffene Druck aus-
zuüben. Das werde ich noch einmal auch gegen-
über der Landesdirektion anmahnen. Das werde ich
tun, ja.

Ansonsten ist die Landesdirektion an die Umset-
zung der bundesgesetzlichen Vorgaben gebunden.
Das ist so. Ich habe keinen Zweifel daran, dass das
auch erfolgt. Da, wo es Fälle gibt, dann bitte ich,
mir die einmal zu benennen, wo wirklich auf Men-
schen Druck ausgeübt worden ist, dass sie in eine
solche Rente gehen. Das kann ich aber nur im Ein-
zelfall prüfen, ich kann es nicht pauschal unterstel-
len. Das würde ich im Einzelfall gern überprüfen
lassen, weil - ich sage es noch einmal - wir alle ein
Interesse daran haben müssen, dass Ältere eine
faire Beschäftigungschance haben und dass es uns
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gelingt, insgesamt den Anteil derer, die langzeitar-
beitslos sind, insbesondere bei Älteren, abzubauen.

Des Weiteren - und das will ich nur andeuten - ge-
he ich einmal davon aus, dass wir im Bereich des
SGB II und all dieser Gesetze in der nächsten Le-
gislaturperiode handeln müssen -, nur damit Sie
meine Position dazu kennen, und zwar bundesge-
setzlich. Ich hoffe, dass wir bundesgesetzlich han-
deln können, das wird sich zeigen, dazu ist der
Sonntag da, um das zu entscheiden. Ich sage klar,
was meine Position ist. Meine Position ist, es gibt
auch Anpassungsbedarf im SGB II im Hinblick auf
die eine oder andere Fehlentwicklung und ich den-
ke, das muss man dann bundesgesetzlich auch in
Angriff nehmen. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Dann kommen wir zum dritten Teil der Aktuel-
len Stunde

c) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der SPD zum The-
ma: „Auswirkungen der Ener-
gie- und Industriepolitik der
Bundesregierung auf die
Strompreise in Thüringen“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/6596 -

Ich eröffne die Aussprache. Als Erster hat der Ab-
geordnete Frank Weber von der SPD-Fraktion das
Wort.

Abgeordneter Weber, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen, der Hintergrund, warum meine Frak-
tion diese Aktuelle Stunde zum Inhalt der heutigen
Plenarsitzung gemacht hat, ist die Tatsache, dass
wir endlich einmal aufräumen möchten mit der
Form der Polemik, der sich die erneuerbaren Ener-
gien derzeit als angebliche Preistreiber immer wie-
der ausgesetzt sehen. Das Erfolgsmodell Erneuer-
bare-Energien-Gesetz ist international unumstritten.
Das wird je nach Intensität des Wahlkampfes auch
von allen ernst zu nehmenden politischen Parteien
immer wieder bestätigt. Klar war aber immer, dass
die Förderung von erneuerbaren Energien ein dy-
namischer Prozess ist. Das ist keine statische An-
gelegenheit, es ist nichts, worauf man sich in ir-
gendeiner Form ausruhen kann, sondern man
muss immer wieder gestalten, man muss immer
wieder Entwicklungen im Auge behalten. Und es
gibt ein ganz deutliches und klares Pflichtenheft,
was die Bundesregierung auf den Weg bekommen
hat, zuletzt durch die Atomausstiegskommission

von Klaus Töpfer. Die Höhe der Erneuerbare-Ener-
gien-Umlage wird traditionell im Oktober festgelegt.
Dass bereits jetzt von Bundesumweltminister Alt-
maier eine Erhöhung von 20 Prozent in Aussicht
gestellt wurde und damit - wie man so schön sagt -
ein weiteres Tier durchs Dorf getragen wird, ist aus
Sicht meiner Fraktion eine durchschaubare Wahl-
taktik. Die Tatsache, dass sich gleichzeitig Bun-
desumweltminister Altmaier aus jeglicher Verant-
wortung für die Entwicklung der Energiepreise
stiehlt, indem er immer wieder auf Übertragungs-
netzbetreiber oder auf den Ausbau der erneuerba-
ren Energien als Preistreiber verweist, macht dies
noch in besonderer Art und Weise deutlich.

Die Verantwortung für eine Fehlentwicklung hat
aber nicht derjenige, der sich an die Regeln hält,
sondern derjenige, der die Regeln macht und derje-
nige, der Verantwortung dafür hat, wie diese Re-
geln zustande kommen. Wenn wir beachten, dass
im Jahr 2012 noch rund 700 Unternehmen in den
Vorteil der EEG-Ausnahmeregelungen gekommen
sind, wir mittlerweile über 2.367 Unternehmen dis-
kutieren müssen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, von denen lediglich 100 - ich wiederhole 100 -
Unternehmen die Voraussetzungen erfüllen, für die
diese Ausnahmeregelungen eigentlich geschaffen
wurden, nämlich der internationale Wettbewerb, in
dem sie stehen - harter internationaler Wettbewerb
ist im Übrigen formuliert -, und energieintensive
Produktionsarten, die keine Möglichkeit haben, mit
weniger Energie ihre Produktion fortzuführen. Diese
Entwicklung kostet die Verbraucher in diesem Land
7 Mrd. € jährlich. 7 Mrd. € jährlich, das ist die Sum-
me, die die Endverbraucher zu zahlen haben, das
ist die Summe, die kleinere und mittlere Unterneh-
men zu zahlen haben, weil sie eben nicht von der
Ausnahmeregelung betroffen sind.

Die Tatsache, dass jetzt immer mehr nicht im inter-
nationalen Wettbewerb stehende Unternehmen in
den Vorteil dieser Ausnahme kommen, zwingt wie-
der - das ist ein Dominoeffekt - andere, diese Anträ-
ge zu stellen, ist doch logisch, weil sie in dem Wett-
bewerb, in dem sie sind, von denen betroffen sind,
die jetzt unter die Ausnahme fallen. Noch nie war
Strom an der Börse so billig wie heute, noch nie
waren die Verbraucherpreise so hoch. Das ist Er-
gebnis einer fehlgeleiteten Orientierung der Bun-
desregierung.

Der Merit-Order-Effekt macht den Strom billig an
der Börse. Großverbraucher kaufen günstig ein,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist Schwarz-Gelb.)

diese Preisreduzierung kommt aber bei den Bür-
gern nicht an. Das Gegenteil ist die Folge, je günsti-
ger der Börsenstrompreis, umso höher die EEG-
Umlage. 1,6 Cent alleine über die Ausnahmen
könnten wir weniger an Strompreisen für die Haus-
halte haben, 0,8 Cent wenn die Erneuerbaren von
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der Stromsteuer ausgenommen sind. Das Freibur-
ger Ökoinstitut und das Forum Ökologisch-Soziale
Marktwirtschaft - beides völlig unverdächtige For-
schungsinstitute - sind zu dem Ergebnis gekom-
men, die Schuld für die Preistreiberei beim Strom-
preis trägt die Bundesregierung.

Dazu kommt noch, dass es mittlerweile für einige
energieintensive Unternehmen zur Existenzfrage
geworden ist, weil die einfach unsicher sind, weil ih-
re Anträge nicht bearbeitet werden. Ich war vor Kur-
zem mit meinem Fraktionsvorsitzenden bei einer
Glashütte. Die wollen hier weggehen. Und die wol-
len nicht wegen der Strompreise weggehen, son-
dern weil sie unsicher sind, ob sie in die Ausnah-
meregelung kommen, weil sie unsicher sind, was
die Netzstabilität betrifft, weil sie unsicher sind, ob
wir Pumpspeicher kriegen und zukünftig Netzstabili-
tät haben.

Um eines deutlich zu machen, energieintensive Un-
ternehmen gehen nicht in das Ausland wegen der
EEG-Umlage, sondern wegen dem Hickhack der
Bundesregierung. Wir brauchen eine Neuordnung
des Strommarktes, wir brauchen eine Reduzierung
der Stromsteuer und wir müssen die Erneuerbaren
von der Stromsteuer ausnehmen. Meine Zeit ist zu
Ende, herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Es hat jetzt der Abgeordnete Thomas
Kemmerich von der FDP-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Gäste, liebe Zuhörer und Zuschauer,
wo auch immer, Zitat aus dem Gesetzentwurf von
1998 der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Entwurf eines Gesetzes zum Einstieg in
die ökologische Steuerreform: „Energie ist ein
knappes Gut und ein endliches Gut. Die Preise für
seine Nutzung sind in Deutschland zu niedrig. Es
ist daher erforderlich, Energie über den Preis zu
verteuern.“ Das haben Sie geschafft.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das haben Sie geschafft mit
Schwarz-Gelb.)

Dieses Zitat am Anfang meiner Rede soll auch
ganz klar zum Ausdruck bringen, wer uns das ein-
gebrockt hat. Rot-grüne Ideen, rot-grüne Ideologien
bis zum heutigen Tage haben nicht nur die Fehlent-
wicklung losgetreten,

(Beifall FDP)

sondern haben auch dafür Sorge getragen, dass
notwendige Schritte in der Reformation des EEG in
den letzten Jahren, insbesondere in der gemeinsa-

men Regierung von CDU und FDP, verhindert wor-
den sind. Zweimalig ist der Versuch unternommen
worden bzw. ist das EEG letztlich reformiert wor-
den. In dieser Zeit hat zweimalig Rot-Grün mit ihren
Mehrheiten im Bundesrat, einmal auf direktem Dis-
kussionswege, beim nächsten Mal im Wege des
Vermittlungsausschusses, dafür Sorge getragen,
dass die notwendigen Reduktionen in den Vergü-
tungsregelungen nicht in vollem Umfang vorgenom-
men worden sind, sondern abgemildert worden
sind. Sie haben nicht verhindert, dass wir in ausrei-
chender Art und Weise den Ausbau von erneuerba-
ren Energien deckeln konnten, und jetzt haben wir
in Form des EEG und in Form der Ausgleichszah-
lungen zwischen Börsenpreis, der tatsächlich der
niedrigste der Jahre ist, aber der damit auch gleich-
zeitig das EEG verteuert, für den Verbraucher die
Malaise, dass wir die höchsten Strompreise haben,
fast eine Verdopplung in den letzten zehn Jahren.

Herr Weber, Zahlen sind ja gut und schön. Wir wis-
sen ganz genau, dass die Umlage etwa 20 Prozent
des EEG-Betrags ausmacht und 20 Prozent von
20 Mrd. € sind 4 Mrd. € und nicht 7. So viel muss
sein. Das ist immer noch zu viel und Sie wissen
ganz genau, dass wir auch seit Langem fordern,
dass entweder die Windfall-Profite aus der Erhö-
hung der Mehrwertsteuer aus der EEG-Umlage in
das System zurückfließen, dass notwendige Aus-
nahmetatbestände auch vom Steuerzahler zu tra-
gen wären. Alle diese Reformschritte haben Sie bis
zum heutigen Tage verhindert.

(Beifall FDP)

Und heute - und da sind die GRÜNEN ja ganz vor-
ne - wollen Sie alle Ausnahmetatbestände strei-
chen. Gehen Sie doch mal zu den energieintensi-
ven Betrieben.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das stimmt doch gar nicht.)

Klar, Herr Trittin, den ich weiter nicht zitieren will
zum heutigen Tage, stellt sich frech in jede Fern-
sehdiskussion und sagt, ich streiche die alle weg
und jeder hat 50 € über.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und erst hat er anfangs gesagt: Die Energiewende
kostet jeden nur eine Kugel Eis. Heute können Sie
eine ganze Eiskarte rauf und runter essen mit der
EEG-Umlage. Das ist doch das, was rausgekom-
men ist,

(Beifall FDP)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

eine Frechheit im Sinne der Verbraucher, ein
Schlag ins Gesicht.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die Umlage macht den klein-
sten Teil aus, das wissen Sie auch.)
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Und wenn wir bei den Ausnahmetatbeständen sind,
dann möchte ich auch Sie einladen, jetzt auf den
Erfurter Anger zu gehen, an den Fahrkartenschalter
von der EVAG oder an das Kundenzentrum und
dort zu erzählen, jawohl, wir streichen alle Ausnah-
megenehmigungen. Die EVAG hier in Erfurt, die Er-
furter Verkehrsbetriebe, erhalten 900.000 € Befrei-
ungstatbestand und Ihr Parteikollege, liebe Kolle-
gen von der SPD, hat sich um die Antwort herum-
gemogelt auf die Frage im Stadtrat, wie viel Fahr-
preiserhöhung das denn wohl ausmachen würde.
Da wird dann weggetaucht und abstrakt gesagt:
Versprechen wir jedem 50 € mehr. Wenn es kon-
kret wird, sind Sie jede Antwort schuldig, insbeson-
dere Reformschritte in diesem System. Vielen
Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion DIE LINKE hat der
Abgeordnete Manfred Hellmann das Wort.

Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Kollegen, liebe Gäste, die Energiepo-
litikgestaltung, die Gestaltung der Energiewende
durch die Bundesregierung, ist geprägt von Chaos
und Aussitzen wichtiger, dringend zu bewältigender
Probleme.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt keine ordnende Hand, welche das Energie-
system auf erneuerbare Energien umstellt. Sechs
Ministerien haben Mitspracherecht bei der Energie-
politik, was im Grunde genommen nichts anderes
heißt, als dass man große Reibungsverluste hat bei
der Umstellung, was sich schließlich und letztlich
doch schon in höheren Energiepreisen nieder-
schlägt. Darüber hinaus fehlt die Koordinierung der
Bundesländer und wenn man mal das technische
Konzept der Bundesregierung anschaut, wenn man
überhaupt von so etwas reden kann, dann ist es für
meine Begriffe nahezu abenteuerlich. 2050 sollen
80 Prozent des Stroms aus erneuerbaren Energien
kommen. Wir sind aber schon etwa bei 25 Prozent.
37 Jahre für diese Steigerung auf 80 Prozent ist für
mich einfach lächerlich. Das ist ein weiter Weg, der
uns schon von dieser Strecke her, von der Zeitdau-
er her viel Geld kosten wird, und von diesen
80 Prozent sollen 50 Prozent in Windparks in Nord-
und Ostsee produziert werden. Das ist ungefähr die
Leistung, ich sage mal, im Minimum 40 Atomkraft-
werke herkömmlicher Art. Man muss sich vorstel-
len, was das bedeutet. Deutschland muss verkabelt
werden auf eine Art, von der wir gegenwärtig viel-
leicht nur träumen, und die Netzentgelte werden ins
Unermessliche steigen. Wenn diese Prämissen
realisiert werden sollten, dann werden wir langfristig

sehr, sehr teuren Strom haben. Offshore-Anlagen
erhalten 19 Prozent Einspeisevergütung, an Land
bekommt man bei der Vergütung für einen Windge-
nerator nur 8 Cent, um mal einen Vergleich anzu-
führen, der einem schon fast unglaublich erscheint.
Diese Maßnahmen dienen lediglich dazu, das Le-
ben der großen Energiekonzerne zu verlängern und
ihr zentrales System, das im krassen Widerspruch
zu den Erfordernissen der Zeit steht, aufrechtzuer-
halten.

(Beifall DIE LINKE)

Wir brauchen dezentrale Erzeugung und auch de-
zentralen Verbrauch.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über
Strompreise reden, dann muss man feststellen,
dass eine große Desinformation angefacht ist. Nur
wenige Bürger wissen, dass der herkömmliche
Strom nicht etwa 3 bis 6 Prozent Gestehungskos-
ten hat, wie man im Allgemeinen redet, sondern es
sind 10 bis 11 Prozent, Entschuldigung, 10 bis
11 Cent. Kohlesubvention, Atomendlagerung, die
hohen Kosten für die Umweltämter, die für die Ein-
haltung der Grenzwerte verantwortlich sind, um nur
mal drei Beispiele zu nennen, führen dazu, dass
über die Steuer verdeckt diese Kosten schon abge-
tragen sind und eigentlich der Vergleich zu den er-
neuerbaren Energien nicht mehr passt. Nur wenige
Bürger wissen, dass die strittige EEG-Umlage zum
großen Teil von ihnen zu tragen ist, große Teile der
Industrie befreit sind. Herr Weber hat die Zahl ge-
nannt, ich glaube, aktuell sind es 2.300 Betriebe,
die in den Genuss dieses Rabattsystems kommen.
Und, wie gesagt, allein durch Verbesserung oder
Veränderung dieses Rabattsystems könnten diese
5,3 Cent, die gegenwärtig zur Diskussion stehen,
um 1,6 Cent pro Kilowattstunde verringert werden.
Ich frage mich ernstlich, ist es so ein großes Pro-
blem, auch eine Aluminiumhütte mit wenigstens
20 Prozent der EEG-Umlage zu belasten?

(Beifall DIE LINKE)

Selbst einer Aluminiumhütte, die viel Strom ver-
braucht, die viel Export macht, könnte man das
doch wohl zumuten, damit die überhaupt ein Inter-
esse haben, selbst etwas zur Energiewende beizu-
tragen.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Wir ha-
ben doch schon die höchsten Preise in Euro-
pa.)

Natürlich ist es methodisch falsch, dass trotz sin-
kender Preise an der Börse, was durch erneuerba-
ren Strom verursacht wird, die EEG-Umlage trotz-
dem steigt und damit auch die Strompreise. Diese
Senkung muss einfach an den Kunden weitergege-
ben werden, genauso wie man sich die Stromsteu-
erbelastung sparen kann. Zu allem Überfluss führt
diese Aufblähung dieses gesamten Komplexes,
man muss ja wissen, dass etwa 50 Prozent des
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Strompreises staatliche Abgaben und Steuern aus-
machen, dazu, dass die Mehrwertsteuer steigt.
Auch das könnte man sich eigentlich ersparen. Ich
hätte noch so viel zu sagen, man muss eben in fünf
Minuten die Welt erklären, das ist schrecklich.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Nein, nein, das ist nur eine Aktuelle Stunde, da
muss man nicht die ganze Welt erklären.

Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE:

Ich warte nicht auf … Ich sehe es blinken, also ich
lasse den letzten Gedanken, ich bedanke mich. Ich
bin anständig.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Okay. Ich rufe für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN den Abgeordneten Adams auf.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, vielen Dank an die Fraktion
der Sozialdemokraten, dass sie diese Aktuelle
Stunde beantragt haben. Die Frage ist mit Sicher-
heit aktuell, gerade mit Blick auf den nächsten
Sonntag. Die FDP hat auf der Bundesebene einen
Aktionsplan zur Beendigung der Energiewende vor-
gelegt. Wesentliche Punkte dabei sind 1. der Aus-
baustopp der Erneuerbaren, 2. das Ende des Vor-
rangs der Einspeisung von Ökostrom, 3. die Ab-
schaffung des EEG. Das Perfide an der FDP-Argu-
mentation ist, dass sie mit ihren Befreiungen der
Großindustrie, mit ihrer Klientelpolitik dazu beige-
tragen haben, dass die Strompreise angestiegen
sind. Sie haben sie selbst hochgetrieben, sie haben
das selbst zu verantworten. Und jetzt nehmen sie
diese hohen Strompreise als Anlass dafür, die
Energiewende abzuwürgen. Kollege Weber hat es
schon dargestellt: Über 2.300 Betriebe sind es heu-
te, die von Ihnen entlastet werden. Vor 2009, bevor
Sie leider in die Bundesregierung eingetreten sind,
waren es dreimal weniger.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist der Grund dafür, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, warum der Thüringer Mittelstand,
Lieschen Müller in Thüringen, die Zeche für Ihre
verkorkste Industrie- und Wirtschaftspolitik bezah-
len. Das ist unglaublich, dass Sie das heute ande-
ren vorwerfen wollen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die FDP
hört nicht auf, die Mär von der Deindustrialisierung
hier zu verbreiten, auch heute wieder in der Debat-
te. Eines ist doch ganz klar - die Zahlen liegen auf

dem Tisch -, im Jahr 2012, also mitten in der Ener-
giewende, hat Deutschland einen Außenhandels-
überschuss von 188 Mrd. €, der zweitbeste Wert
seit 1950.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein Zu-
sammenhang zwischen schlechter Wirtschaft und
Energiewende ist schlechterdings nicht darstellbar,
so wie es die FDP bekommt, ein Zusammenhang
zwischen FDP und schlechter Energie- und Wirt-
schaftspolitik allemal, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das sieht man auch daran, dass Sie vollkommen
falsche Alternativen aufzeigen. Sie reden immer
wieder vom Quotenmodell. Dieses Quotenmodell
soll ein Erfolg sein in Schweden. Das Problem ist
nur, dass ein Land wie Schweden mit 38 Prozent
Atomstrom, 42 Prozent Wasserkraft und einem ho-
hen Anteil an Biomasse nicht vergleichbar ist mit
Deutschland, und wir wollen es auch nicht verglei-
chen. Sehr geehrter Herr Kemmerich, Ihre Alternati-
ven sind nicht brauchbar. 4 Mrd. Entlastung, das ist
das Angebot von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Wenn wir die Entlastung von Großbetrieben wieder
auf das vernünftige Maß wie unter Rot-Grün zu-
rückfahren, dann werden die Menschen in diesem
Land um 4 Mrd. entlastet. Das ist ein Grund, meine
sehr verehrten Damen und Herren, am nächsten
Sonntag nicht die FDP zu wählen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die SPD
hat die Frage nach den Auswirkungen der schwarz-
gelben Politik auf Thüringen gestellt. Ganz klar ist,
der Ausstieg aus der Atomenergie ist mit Schwarz-
Gelb in Gefahr, das muss jeder wissen, meine sehr
verehrten Damen und Herren. Die Energie in Bür-
gerhand, wofür man hier in Thüringen viel Geld in-
vestiert hat und viel Vernünftiges in unseren Kom-
munen in unserem kleinteiligen Land geschehen
ist, das ist in Gefahr, wenn Schwarz-Gelb weiter-
macht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Deutsch-
land verliert seine Innovationskraft, wenn Schwarz-
Gelb weitermacht. Und Schwarz-Gelb wird die Mo-
nopolstrukturen im Energiesektor wieder zementie-
ren. Das alles ist schlecht für den Thüringer Mittel-
stand, das ist schlecht für die Thüringerinnen und
Thüringer, deshalb brauchen wir unbedingt eine rot-
grüne Energiepolitik ab dem nächsten Montag. Vie-
len Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Worm
das Wort.

Abgeordneter Worm, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Werter Kollege Adams, genau das brau-
chen wir nicht, diese rot-grüne Energiepolitik. Ich
denke, wir sind da derzeit durchaus besser aufge-
hoben.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie nicht.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ener-
giewende ist natürlich eine langfristig angelegte
Aufgabe und durchaus auch mit entsprechenden fi-
nanziellen Anstrengungen verbunden.

Werte Kollegen, ein solcher energiepolitischer
Wandel, weg von fossilen Brennstoffen oder auch
weg von der Kernenergie hin zu den Erneuerbaren
kann auch nur reibungslos funktionieren, wenn da-
zu die entsprechenden infrastrukturellen Rahmen-
bedingungen geschaffen werden, also ausreichend
Ersatzkraftwerke, Energienetze und Speicher zur
Verfügung stehen, bevor die Atomkraftwerke abge-
schaltet werden. Über die Frage einer abgestimm-
ten europäischen Energiepolitik will ich an dieser
Stelle gar nicht erst reden. Das ist aus uns allen be-
kannten Gründen in dieser Frage nicht wirklich er-
folgt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ausstieg ist ein Ausstieg.)

Trotzdem war der politische Rahmen in Form des
EEG auf dem Weg zur Marktreife der Erneuerbaren
durchaus richtig. Inzwischen liegt jedoch der Anteil
des Ökostroms bei der Erzeugung bei gut 25 Pro-
zent. Selbst wenn wir die Förderung sofort stoppen
würden, verbleiben die Verbindlichkeiten aus der
EEG-Umlage für die nächsten 20 Jahre. Und das
sind summa summarum gut 300 Mrd. €. Dass die
Politik in dieser Frage längst hätte handeln müssen,
ich denke, das steht außer Frage.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Verpasst.)

Die Probleme sind jedoch vielschichtig, das geht
los bei den Konstruktionsfehlern des EEG.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Hätten Sie ja ändern können.)

Warum hat denn zum Beispiel Rot-Grün bei der
Konstruktion des EEG nicht eine starke degressive
Abschmelzung der Förderung bei erfolgreicher
Markteinführung mit berücksichtigt?

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wir haben abgesenkt, kontinuier-
lich ...)

Warum haben nach wie vor ideologische Aspekte
Vorrang vor marktwirtschaftlichen?

Alles Fragen, die im Raum stehen. Die Debatte
über die Ausnahmeregelungen für die energieinten-
sive Produktion bzw. Industrie ist hierbei am wenig-
sten hilfreich. Unabhängig davon, dass die Liste
dieser Unternehmen zu straffen ist, muss gesagt
werden, dass genau diese Industrie schon längst
weg wäre, wenn es diese Ausnahmeregelung nicht
gäbe.

Weil immer wieder der Mittelstand in Thüringen an-
gesprochen wurde: Ich kann für meinen Wahlkreis
sagen, da gibt es eine ganze Reihe von mittelstän-
dischen Unternehmen - Stichwort Glasindustrie -,
die von diesen Ausnahmeregelungen profitieren.
Selbst diese Sonderregelungen halten verschiede-
ne Unternehmen mit Blick auf die vorhersehbare
Entwicklung der Strompreise schon jetzt nicht mehr
davon ab, Konsequenzen zu treffen. Kollege Weber
hat ein Beispiel gesagt, das auch anderen Kollegen
im Haus bekannt sein dürfte, das ist zum Beispiel
die Schließung des Schaumglaswerks in Schmie-
defeld im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt oder die
geplante Verlagerung einer von zwei Glaswannen
aus dem Glaswerk Piesau nach Polen. Das hat
durchaus etwas mit Unsicherheit zu tun, da gebe
ich dem Kollegen Weber recht, aber es hat natür-
lich auch etwas mit der Entwicklung der Stromprei-
se zu tun und das durchaus auch vordergründig. Al-
so alles konkrete Folgen der Energiewende und der
entsprechenden Steigerung der Strompreise.

Fakt ist - auch das muss gesagt werden -, mit je-
dem Windrad und mit jedem Solarkraftwerk wird die
Stromversorgung volatiler und die Netzstabilität
zwangsläufig instabiler. Das hat nun nicht unbe-
dingt positive Auswirkungen auf den Wirtschafts-
standort Deutschland.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wieso?)

Gegensteuern kann man eben nur, wenn man die
Erneuerbaren, die derzeit - wie schon gesagt -
25 Prozent Marktanteil besitzen, vollständig dem
Wettbewerb stellt und der bestehende Bestands-
schutz auf den Prüfstand gerät. Rentabilität und Si-
cherstellung der Energieversorgung unter Wettbe-
werbsbedingungen bei gleichzeitig geordnetem
Ausbau konventioneller und erneuerbarer Energie
muss hierbei das Credo sein, dass Strom auch zu-
künftig bezahlbar ist.

Ich will jetzt gar nicht auf den Anteil eingehen, den
der Staat pro Kilowattstunde kassiert, ich will gar
nicht auf das Thema Netzentgelt eingehen, weil
meine Zeit um ist, aber alles in allem gibt es jede
Menge Ansatzpunkte, derer sich Bund und Länder
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schnellstmöglich bei der umfassenden Reformie-
rung des EEG im Interesse bezahlbarer Stromprei-
se annehmen müssen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Aus allen Fraktionen ist gesprochen worden. Für
die Landesregierung Herr Minister Machnig, bitte.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Energiewende ist eines der wichtigsten
wirtschaftlichen, infrastrukturellen und industriepoli-
tischen Projekte der nächsten Jahre - unzweifelhaft.
Es geht hier darum, wie bleiben wir wettbewerbsfä-
hig, wie erhalten wir Preise, die auch für alle Men-
schen in Deutschland erträglich sind, und wie
schaffen wir es, dass wir Klimaschutz in den nächs-
ten Jahren betreiben. Das sind die drei großen Zie-
le. Jetzt will ich nicht - obwohl ich dazu aufgelegt
wäre - eine Rede halten, was in den letzten vier
Jahren in der Regierung auf Berliner Ebene ge-
macht worden ist. Ich will das ausdrücklich nicht
tun. Aber ein paar Dinge muss ich dann doch mal
klarstellen.

Die EEG-Umlage ist in den letzten vier Jahren von
5,2 Mrd. auf 20,3 Mrd. gestiegen.

(Zwischenruf aus dem Hause)

Ich sage mal die Zahl, das ist die Größenordnung.
Sie müssen mir mal zuhören! Das ist zunächst mal
in Ihrer Amtszeit passiert, 5,2 Mrd. bei Rot-Grün,
heute haben wir 20,3 Mrd.

Dann habe ich mitgebracht - Herr Kemmerich, da
muss man schon richtig hinschauen, wenn man
sich die Preise anschaut, Sie haben doch schlank
behauptet, die Energiepreise für Privathaushalte
hätten sich verdoppelt in den letzten zehn Jahren.
Sie sind angestiegen, das ist wahr, aber sie haben
sich nicht verdoppelt. Sie sind gestiegen von
17 Cent pro Kilowattstunde auf 28 Cent pro Kilo-
wattstunde. Das ist immer noch genug, aber es ist
keine Verdopplung, so wie Sie behauptet haben. Im
Übrigen bei den Strompreisen für Haushalte, Drei-
Personen-Haushalte, ist er gestiegen von 50 € auf
83 €. Auch das ist eine Menge, gestehe ich gern
ein, und dennoch ist es keine Verdopplung. Bei den
Industriestrompreisen haben wir in der Tat in den
nächsten Jahren eine Zunahme, allerdings sind sie
viel moderater gestiegen, als das für die Strom-
haushaltspreise gilt. Jetzt will ich erklären, was ei-
gentlich passiert. Es ist eben falsch zu sagen, das
sei ausschließlich auf das EEG zurückzuführen. Wir
sind doch in der absurden Situation, dass die
Strompreise an der Börse fallen, dadurch die EEG-
Umlage ansteigt und darüber dann eines passiert,

dass insgesamt sowohl bei Unternehmen als auch
bei den Sozialen, als auch bei den Haushalten der
Strompreis steigt. Das muss man mal einem nor-
malen Menschen erklären, warum er bei fallenden
Strompreisen an der EEX dann eigentlich höhere
Strompreise bezahlen muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt sage ich zunächst mal - ich habe Ihnen auch
zugehört; wenn Sie eine Zwischenfrage haben,
werde ich die gern dann beantworten -, ich will es
mal erklären: Es gibt Hinweise darauf, ich sage es
mal freundlich, dass diese Reduzierung der Strom-
preise an der Börse nicht an den Verbraucher wei-
tergegeben wird. Wenn im Bereich der Grundver-
sorgungstarife zum Teil eine Differenz von 6 Cent
pro Kilowattstunde zwischen unterschiedlichen
Stadtwerken und Anbietern vorhanden ist,

(Beifall SPD)

dann ist das doch zunächst mal ein Beleg dafür,
dass es ein sehr unterschiedliches Preisniveau gibt
und dass manchmal das, was notwendig ist, näm-
lich die Weitergabe an den Verbraucher, nicht er-
folgt.

(Beifall SPD)

Deswegen, sage ich, müssen wir die Grundversor-
gungstarife überprüfen, ob die denn überhaupt kor-
rekt sind, denn wenn diese zum Beispiel nicht wei-
tergegeben werden, dann ist das ein glatter Ver-
stoß gegen Wettbewerbsrecht und dagegen muss
vorgegangen werden.

Das Zweite, auch da ein Hinweis, einfach mal die
Zahlen, die helfen: Bei Rot-Grün 2009 gab es
knapp 800/900 Unternehmen, die als energieinten-
sive Unternehmen anerkannt worden sind. Wir ha-
ben heute 2.400 Unternehmen, die von der EEG-
Umlage ausgenommen werden. Heute bedeutet
das einen Ausfall von 5 Mrd. und es liegen für das
nächste Jahr, 2014, weitere Anträge von weiteren
200 Unternehmen vor und damit wäre ein Anstieg
auf über 7 Mrd. vorprogrammiert. Jetzt sage ich
eindeutig, das geht nicht, sondern je weniger Aus-
nahmetatbestände wir schaffen, umso weniger ist
zu zahlen, das heißt, es kommt dann vor allen Din-
gen bei der Bevölkerung an. Jetzt sage ich hier
ausdrücklich eines, und dabei auch an den Kolle-
gen Hellmann: Es gibt energieintensive Unterneh-
men, die im internationalen Wettbewerb stehen, die
ohne eine EEG-Umlage-Befreiung nicht wettbe-
werbsfähig sind. Das sage ich auch ganz klar, die-
se Befreiung muss es auch geben. Ich will es am
Beispiel Aluminiumindustrie mal deutlich machen,
weil ich den Fall gut kenne, da habe ich auf der
Bundesebene mal geholfen, dass die Aluminiumin-
dustrie in Deutschland überhaupt am Netz bleibt.
Die haben Energiekosten bei ihrer Produktion von
80 Prozent. Technische Alternativen gibt es nicht.
Da sage ich ganz klar, in diesen Fällen muss si-
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chergestellt sein, dass deren Wettbewerbsfähigkeit
- und die stehen im internationalen Wettbewerb -
nicht infrage gestellt wird.

(Beifall FDP)

Ich sage Ihnen ein anderes Beispiel: Wir haben
auch die Situation, dass Einzelhandelsketten von
der EEG-Umlage befreit werden. Da gibt es dann
eben einen Einzelhändler eines großen Unterneh-
mens von, wie immer die heißen, in Köln und der ist
von der EEG-Umlage befreit.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Wir re-
den von Thüringen, oder?)

Ja, dann reden wir von Erfurt, meinetwegen, das ist
egal, wo, von Erfurt, Jena, wo auch immer, bundes-
weit, Energiepolitik ist eine bundesweite Sache.
Aber ich rede jetzt mal von Erfurt, Jena, was auch
immer. Ich will auch eines sagen, wo Unternehmen
im Bereich des Einzelhandels eigentlich im interna-
tionalen Wettbewerb stehen und warum die ener-
gieintensiv sind, das müssen Sie mir mal erklären.
Denn wer sind denn die Kunden derjenigen, die in
Erfurt zum Beispiel einen Supermarkt haben. Die
Kunden kommen aus Erfurt, woher sonst. Dort eine
Befeiung vorzunehmen, ist geradezu absurd. Bei-
spiele, wie zum Beispiel, dass Flughäfen auf den
Gedanken kommen, auch das findet statt, ihre Roll-
treppen in eine eigene Gesellschaft auszulagern,
die dann nur eine Funktion hat, nämlich Rolltreppen
zu betreiben und damit Energie zu verbrauchen,
auch das sind absurde Beispiele und die müssen
abgestellt werden, ganz klar.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Ist ja
richtig.)

Ja, gut, jetzt sage ich mal, ohne die GRÜNEN - ich
muss die GRÜNEN nicht in Schutz nehmen. Aber
ganz klar, die GRÜNEN sagen - das halte ich für zu
weitgehend, ich will es ja nur sagen -, die GRÜNEN
sagen, Rückführung auf das Niveau von 2009. Da-
rüber wird man zu reden haben. Das heißt aber,
auch die GRÜNEN sehen vor, dass es Ausnahme-
tatbestände für Energieintensive gibt. Jetzt muss
man darüber reden, was ist eigentlich vernünftig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warten Sie doch einmal, ich komme doch gleich
dazu. Jetzt will ich noch einen letzten Punkt sagen.
Im Übrigen, das ist nicht banal.

(Unruhe FDP)

Das ist überhaupt nicht banal, sondern es müssen
zwei Indikatoren abgeglichen werden, Wettbe-
werbsintensität im internationalen Bereich und
Energieintensität. Das muss miteinander abgegli-
chen werden und da muss man zu Regelungen in
der Sache kommen. Das Dritte, ich will daran erin-
nern, weil ja behauptet wird, es wäre alles blockiert
worden, mit Zweidrittelmehrheit im Bundesrat, das

heißt, auch inklusive Landesregierungen, die allei-
ne von der CDU oder, wie in unserem Fall, von
CDU und SPD gestellt werden, haben wir Rege-
lungen etwa im Bereich der Photovoltaik abgelehnt,
die die Bundesregierung vorgestellt hat - Zweidrit-
telmehrheit. Das geht nicht alleine auf rot-grüne
Landesregierungen zurück, sondern es gab eine
große Mehrheit. Wir haben das übrigens am Ende
zu einem Ergebnis geführt, das auch dazu beigetra-
gen hat. Wenn ich jetzt schon darüber rede, dass
ich das EEG reformiere, wozu ich ausdrücklich Ja
sage, da muss man das an den richtigen Stellen
machen.

Jetzt will ich einmal ein paar Stellen sagen. Wir ha-
ben eine Managementprämie, 200 Mio., die ist ein
glatter Mitnahmeeffekt. Die Liquiditätsreserve ist
falsch berechnet, viel zu hohe Liquiditätsreserve.
Solche Maßnahmen müssen wir angehen, um in
den nächsten Jahren eins zu leisten, auch die Kos-
teneffizienz des EEG zu erhöhen. Dazu bekenne
ich mich ausdrücklich.

Aber es ist auch schlicht falsch, dass eben allein
das EEG daran schuld ist, dass es zu Strompreis-
steigerungen gekommen ist, auch diese Sache ist
falsch. Deswegen sage ich ganz klar, wir müssen
daran arbeiten. Für Thüringen gilt im Übrigen eines,
und ich hoffe, da arbeiten dann alle mit, ich möchte
endlich, dass wir eine bundesweite Umlage bei den
Netzentgelten haben. Es gibt nämlich keine bun-
desweite Umlage. Unsere Netzentgelte in Thürin-
gen gehören mit zu den höchsten, warum? Wir ha-
ben relativ viele Netze, einen relativ hohen Anteil
erneuerbarer Energien und das wird auf wenige
Menschen umgelegt, denn Thüringen hat nun ein-
mal „nur“ 2,3 Mio. Einwohner. Deswegen ist es
doch notwendig, da, wo besondere Lasten zu tra-
gen sind, wegen Netzen, zwischen Produktion,
dass die dann auch bundesweit in einen Solidarver-
bund einbezogen werden, damit die Netzentgelte
auch reduziert werden können. Unsere Netzentgel-
te sind 50 Prozent höher als die in vergleichbaren
Bundesländern. Auch das ist ein wichtiger Beitrag,
den wir in den nächsten Jahren zu leisten haben.
Herr Worm, das muss ich jetzt allerdings sagen, an
einer Stelle bin ich zusammengezuckt. Sie haben
davon gesprochen, dass man in die Bestandsbezü-
ge oder -vergütung eingreifen muss. Ja, das haben
Sie gesagt, doch. Ja gut, da habe ich Sie falsch
verstanden. Ich will nur sagen, Herr Altmaier hat
den Vorschlag zusammen mit der FDP gemacht.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Nein,
das hat der nie gesagt.)

Das stimmt nicht.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Doch.)

Nein. Es gab ein Papier - ich war doch bei den Ver-
handlungen dabei -, ein Papier, das von Herrn Rös-
ler und Herrn Altmaier im Zusammenhang mit der
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Debatte um die Strompreisbremse vorgelegt wurde.
Da standen exakt diese Positionen drin. Ich war ja
nun dort, habe in mehreren Runden gesessen. Da
haben wir ganz klar gesagt, mit uns wird es einen
Eingriff rückwirkend in die Einspeisevergütung nicht
geben.

Ja, ja, so habe ich Sie verstanden. Na gut, dann sa-
ge ich mal, dann nehme ich das zurück. Ich hatte
Sie so verstanden. Dann nehme ich das zurück.

Ich sage auch, warum: Wenn man damit einmal be-
ginnt, heißt das, keiner wird mehr investieren in den
nächsten Jahren. Das Thema Investionssicherheit
ist damit gestorben, im Übrigen nicht nur im Bereich
der erneuerbaren Energien, sondern auch im Be-
reich der konventionellen Kraftwerke.

Ich habe in den letzten Wochen viel gesprochen mit
Unternehmern aus sehr unterschiedlichen Berei-
chen, auch aus der Energiebranche, auch den
großen, und die haben gesagt: „Herr Machnig, mei-
ne herzliche Bitte, verwenden Sie sich dafür, dass
es niemals rückwirkende Eingriffe in rechtlich zuge-
sagte Tatbestände gibt. Wenn das beginnt, ist die
Investitionssicherheit für diejenigen, die sie in den
nächsten Jahren brauchen, um in Gaskraftwerke
oder in andere Kraftwerke zu investieren, vorbei.“
Deswegen sage ich ganz klar: Da, wo ich einen
Beitrag leisten kann, dieses zu verhindern, werde
ich es tun. Das ist ein Anschlag nicht nur auf die
Energiewende, das ist ein Anschlag unter dem
Stichwort: „Haben wir überhaupt noch Investitions-
sicherheit?“ Deswegen sage ich noch einmal, das
wird eine der komplexesten Aufgaben in den
nächsten Jahren mit der Energiepolitik.

Auf eines will ich zum Schluss auch noch hinwei-
sen, weil ich schon relativ lange rede, wie ich sehe.
Ich will auf einen Punkt hinweisen, der ganz wichtig
ist, auch noch einmal in Richtung GRÜNE und an-
dere: Selbst wenn wir 100 Prozent Erneuerbare ha-
ben, selbst in der Situation werden wir noch fossile
Kraftwerke brauchen. Das vergessen Leute manch-
mal. Warum? Wir brauchen unter dem Stichwort
Versorgungssicherheit und Regelenergie für die
Netze und Netzstabilität auch fossile Kraftwerke.

Jetzt sage ich ganz klar: Das werden in der Zukunft
keine Kohlekraftwerke mehr sein, das müssen flexi-
ble Gaskraftwerke sein. Aber diese Gaskraftwerke
werden gebraucht. Das Problem ist, in diese Gas-
kraftwerke wird im Moment nicht investiert oder
bestehende, hocheffiziente Anlagen verdienen kein
Geld mehr. Deswegen muss es nicht nur eine EEG-
Reform geben, wir müssen auch Maßnahmen auf
den Weg bringen, damit sich Bestandskraftwerke
überhaupt am Markt behaupten können und nicht,
wie bei dem einen oder anderen Kraftwerk heute,
dass Bestandskraftwerke abgeschaltet werden. Es
liegen bei der Bundesnetzagentur 11 Anträge, wo
große Energieversorger gesagt haben, diese wollen
wir abschalten, damit verdienen wir kein Geld mehr.

Das muss mit geregelt werden. Nur in der Kombi-
nation EEG-Reform, Investitionsrahmenbedingun-
gen und Preisstruktur für Fossile und einem funktio-
nierenden Emissionshandel, darauf will ich auch
noch einmal hinweisen, werden wir die Energie-
wende bewältigen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Nicht über die Kohle.)

Meine herzliche Bitte ist, dass wir daran mitwirken,
denn wer auch immer nach dem 22. regiert, er wird
immer einem Bundesrat gegenübersitzen. Ich sage
ganz klar, der Bundesrat ist zumindest bis 2016 rot-
grün dominiert. Das kann in einem Fall sehr hilf-
reich sein, bei anderen Konstellationen wenig hilf-
reich.

(Beifall SPD)

Deswegen sind wir, das will ich hier auch noch ein-
mal sagen, auf den Konsens angewiesen. Mir geht
es darum, dass wir wieder einen Konsens im Be-
reich der Energiepolitik herstellen. Ich hoffe, dass
wir alle dazu einen Beitrag leisten. Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gäbe jetzt noch Redezeit von einer Minute für je-
de Fraktion. Für die FDP-Fraktion hat der Abgeord-
nete Kemmerich noch einmal das Wort. Sie haben
2 Minuten 20 Sekunden Redezeit, weil aus der vor-
herigen Zeit noch 1 Minute 20 Sekunden übrig sind.
Danach der Abgeordnete Weber.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Herr Machnig, erst
einmal vielen Dank. Wir gehen davon aus, dass wir
nächste Woche auch weiter die Regierung stellen,
dann freue ich mich auf die Zusammenarbeit im
Bundesrat,

(Beifall FDP)

weil durchaus die erwägenswerten Tatsachen wie
Managementprämie, Liquiditätsreserve, das führen
sie ja richtig an, wo wir dann ein bisschen die
Wahrheit verlassen. Herr Rösler hat nie gesagt,
dass wir in die Tatbestände eingreifen wollen und
dafür brauchen wir auch nicht Politiker, die das ver-
hindern, sondern wir haben Gott sei Dank eine Ver-
fassung, die uns vor der echten Rückwirkung von
Gesetzen schützt.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das stimmt
nicht.)

Selbstverständlich stimmt das. Darauf hat jeder
Bürger ein Recht, dass wir keine Gesetze machen,
die in bestehende Tatbestände eingreifen und
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wenn es denn der Fall ist, kann er sich Gott sei
Dank gemäß unserer Gewaltenteilung dagegen
wehren.

Apropos wehren: Wir sollen uns wirklich gegen die-
se Strompreislügen wehren und auch gegen die
Tatsachenbehauptungen, die hier teilweise ange-
stellt werden. Ich will nicht wiederholen, dass Re-
kommunalisierung eine von diesen Lügen ist und
von diesen Mären, die Allmacht der Stromkonzer-
ne, die immer hier als Dämonen hervorgestellt wer-
den. Aber eines müssen wir sagen: Es wird immer
behauptet, wir wären jetzt Vorbild für Europa. Wer
heute die Frankfurter gelesen hat, das ist nur wie-
der eine Zusammenfassung von Entwicklungen der
letzten Wochen, kann genau nachlesen, dass die
europäischen Nachbarn sich von der Nachahmung
unserer Art der Energiewende Zug um Zug verab-
schieden.

(Beifall FDP)

Es rückten wieder mehr in den Mittelpunkt Klima-
ziele, CO2-Reduktion etc., insofern auch Wege in
die Richtung von Quotenmodellen, von Modellen,
wo wir sagen, jawohl, wir brauchen den Ökostrom,
wir brauchen ihn sinnvoll, wir brauchen ihn im Ein-
klang mit Klimazielen mit CO2-Reduktion. Das soll-
ten wir auch allen Bevölkerungsschichten sagen,
dass hier keine falschen Tatsachen angeführt wer-
den.

Herr Weber, darauf können Sie ja gleich mal ant-
worten: Den von dem Tatbestand befreiten Unter-
nehmen Fromm Plastics in Kölleda, MBW in Söm-
merda, Getzner Textil Gera, Weimarer und Ilme-
nauer Wurstwaren, Milchwerke Erfurt, den allen
wollen wir diese Subvention nehmen. Herr Adams
rechnet ja immer kühn und Sie haben es ja bestä-
tigt, Herr Machnig, die gesamte Anzahl der Ausnah-
men macht etwa 4 Mrd. aus,

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Fünf.)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Fünf.)

5 Mrd., Herr Adams will 4 Mrd. zurückgeben, wie er
gerechnet hat. Da möchte ich mal sehen, wie wir
denn auf das 2009er Niveau zurückkommen wol-
len.

Ich bin da bei Ihnen, wir sollten es reduzieren auf
die im internationalen Wettbewerb stehenden Un-
ternehmen, die energieintensiv produzieren. Nur
die haben es verdient, gar keine Frage.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Danke schön.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Weber, Sie haben 1 Minute.

Abgeordneter Weber, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Herr Kemmerich, Sie haben Ihre Fra-
ge ja schon selbst beantwortet, indem Sie am Ende
gesagt haben, wir sind uns einig, wir müssen redu-
zieren auf die tatsächlich im internationalen Wettbe-
werb stehenden Unternehmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also von daher sind wir ja in dem Punkt zumindest
mal d’accord. Ich würde gerne noch was zum Kolle-
gen Worm sagen. Ich war ja mit meinem Fraktions-
vorsitzenden zusammen auch in dieser Glashütte
und da ist uns ein Chart gezeigt worden, welche
Forderungen die Glasindustrie an die Energiepolitik
hat. Das liest sich wie ein Wahlprogramm der SPD,
Netzstabilität, Pumpspeicherwerke, es sind aus Ih-
rer Partei Leute, die Front gegen das Pumpspei-
cherwerk machen, da wollen wir doch mal deutlich
werden.

(Unruhe FDP)

Das ist das, was Heinz-Glas und andere von einer
vernünftigen Energiepolitik erwarten und der Ein-
käufer hat zugegeben, dass er vor sieben Jahren
7,5 bis 8,5 Cent pro Kilowattstunden bezahlt hat,
jetzt 4,5 Cent pro Kilowattstunde zahlt und dass in
Polen der Strom auch nicht billiger ist, sondern
dass die Frage der Unsicherheit bei der Netzstabili-
tät und der Versorgungssicherheit die Fragen sind,
die zum Umzug nach Polen geführt haben und
nicht die EEG-Umlage.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Weber.

Abgeordneter Weber, SPD:

Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen und kann
demzufolge diesen Teil der Aktuellen Stunde
schließen.

Ich rufe den vierten und letzten Teil für heute im
Bereich der Aktuellen Stunde auf

d) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zum Thema: „Reform
des Verfassungsschutzes -

12166 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 127. Sitzung - 18.09.2013

(Abg. Kemmerich)



keine Gestaltungskraft der
Landesregierung!“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/6620 -

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort an
den Abgeordneten Adams aus der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Aktuelle Stunde mit
dem Titel „Reform des Verfassungsschutzes - keine
Gestaltungskraft der Landesregierung“ machte sich
im ersten Plenum nach der Sommerpause dringend
erforderlich, denn die Landesregierung ist zwar
Weltmeister im Ankündigungen ausbringen, aber
ansonsten bei der Vorlage von Gesetzentwürfen
wahrlich eine Schnecke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zur Geschichte: Am 10.10.2012 sagte der Thürin-
ger Innenminister, er werde den Verfassungsschutz
an die Kette legen, indem er ihn ins Ministerium
eingliedert. Im Januar 2013 gab es ein Thesenpa-
pier von Ihnen, das in Fachkreisen zerrissen wurde.
Herr Gentzel, da waren Sie mit dabei, würde ich
mal sagen. Im Februar 2013 gibt es die Information,
es soll noch einen Gesetzentwurf geben. Mitte
März: Der Entwurf liegt jetzt vor. 18. März: Meldung
von dpa, der Gesetzentwurf soll vor der Sommer-
pause eingebracht werden. August 2013: Es gibt
ein Pressegespräch mit dem Minister.

Von Eingliederung in das Ministerium ist hier keine
Rede mehr; nur noch ein Umzug soll hier die große
Reform darstellen. Am 18.09.2013 - das ist heute,
meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist
elf Monate nach der Ankündigung und zwei Monate
nach „vor der Sommerpause“ - liegt nichts vor au-
ßer enorm schlechter Erfahrungen mit dem Thürin-
ger Innenministerium, zum Beispiel beim Polizeiauf-
gabengesetz, nämlich der Erfahrung, dass immer
wieder versucht wird, wichtige, langfristige Gesetz-
gebungsvorhaben auf die lange Bank zu schieben,
um sie dann mit großer Pression und in kurzer Zeit
durch den Landtag zu drücken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, verfolgt
man die Presse, stellt sich die Sachlage so dar: Die
Koalitionsfraktionen streiten und streiten und strei-
ten über dieses Gesetz. Darum kommt dieses Ge-
setz nicht in das Kabinett, weil es das Kabinett
wahrscheinlich nicht erfolgreich passieren würde,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und das in einer Situation, meine sehr verehrten
Damen und Herren, wo die gesamte Bundesrepu-
blik und Teile der europäischen Öffentlichkeit auf

dieses kleine Land Thüringen schauen und sagen,
die bekommen ja nichts hin. Die Ministerpräsidentin
hat es uns allen versprochen, es wird aufgeklärt
und es wird gehandelt. Wir sind beim Aufklären ein
gutes Stück vorwärtsgekommen in den letzten zwei
Jahren und nun ist es Zeit, auch endlich zu han-
deln; und diese Landesregierung tut es nicht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dabei ist
es so einfach. Es ist so einfach, jetzt zu handeln.
Der Gesetzentwurf sollte auf die Anmerkung von
Experten hin noch einmal überprüft werden. Dieser
Gesetzentwurf kann dem Landtag und der Öffent-
lichkeit auch im Referentenstadium informell zur
Verfügung gestellt werden. Man könnte, wenn man
wollte, eine öffentliche breite Debatte über dieses
Gesetz, über diesen Themenkreis einfordern und
anstoßen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. Sie glauben doch nicht wirklich, Herr Geibert,
dass Sie mit dieser Novelle des Thüringer Verfas-
sungsschutzgesetzes so wie beim PAG - schnell
ins Parlament, schnell durch den Ausschuss und
schnell aus dem Parlament wieder raus - umgehen
können. Das fliegt Ihnen um die Ohren. Wir hier in
Thüringen haben eine Verantwortung, zu sagen,
dass wir etwas gelernt haben. Das können nicht nur
die Umzugspläne eines Amtes sein, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

Wir fordern eine öffentliche, lang anhaltende und
hinreichend zeitlich ausgefüllte Debatte um dieses
Gesetz. Und sie sollte lieber gestern oder heute be-
ginnen als morgen oder erst in einem Monat, meine
sehr verehrten Damen und Herren. Wenn wir diese
breite Debatte in Thüringen und deutschlandweit
haben führen können, dann bin ich mir ganz sicher,
Herr Minister Geibert, bekommen Sie dieses Ge-
setz auch durch - wenn Sie aus der Debatte etwas
lernen, vorausgesetzt - und später auch durch die-
ses Parlament.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir brau-
chen dringend einen absoluten personellen Neuan-
fang. Wir brauchen nicht weiter - und wir sind schon
wieder auf dem Weg, hier Übergangslösungen zu
haben - unkontrollierbare Provisorien einzuführen,
wir brauchen einen engen Einsatzbereich, eine
engste Eingrenzung des Einsatzbereichs des Ver-
fassungsschutzes, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Die organisierte Kriminalität muss drin-
gend raus und alles, was strafrechtlich relevant ist,
muss durch die StPO und das PAG dann erledigt
werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir brau-
chen eine lückenlose Dokumentation und die Klar-
stellung, wer nicht dokumentiert und versucht zu
vertuschen, wird mit dienstrechtlichen Konsequen-
zen zu tun haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die effek-
tive Aufsicht durch die Landesregierung ist ein wei-
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terer Punkt, nämlich die interne Selbstkontrolle end-
lich zu stärken.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter, ich dachte, Sie haben den Re-
dezeitbalken gesehen.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich sehe ihn gerade, wo Sie mich darauf hinweisen,
und komme zum Schluss.

Wir haben als Parlament ein Recht darauf zu wis-
sen, wie Sie diese interne Kontrolle organisieren
wollen. Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe als Nächsten für die CDU-Fraktion den Ab-
geordneten Fiedler auf.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, ich danke für das freundliche Drannehmen.
Herr Kollege Adams, es ist ja immer gut, dass ihr
das zum Zeitpunkt X zur Aktuellen Stunde macht,
das ist ja unbenommen, aber Sie wissen wahr-
scheinlich genauso gut wie ich, dass der Innenmi-
nister die entsprechende Gesetzlichkeit vorgelegt
hat und wir daran arbeiten, wie das Ganze umge-
setzt wird. Ich denke, es ist zu wichtig, gerade bei
der weiteren Reform des Verfassungsschutzge-
setzes, denn wir haben ja hier schon einiges verän-
dert, das merken insbesondere die, die in der Par-
lamentarischen Kontrollkommission sind, dass wir
also Sachverständige und Mitarbeiter einsetzen
können, wenn notwendig, usw. Ich denke, man
muss einfach sagen, dass es an fachlichen Dingen
jetzt einige Auseinandersetzungen gab, auch inner-
halb der Landesregierung und auch darüber hin-
aus. Aber das ist aus meiner Sicht nichts Besonde-
res. Das ist einfach, dass wir darum ringen, dass
nach diesen ganzen bösen Dingen, die passiert
sind mit NSU, wir hier wirklich einen Verfassungs-
schutz bekommen, der erstens handlungsfähig ist,
der zweitens natürlich - ich sage das ganz deutlich -
ausgesiebt ist - ich bezeichne es mal so - und dass
wir dort wirklich mit einem Verfassungsschutz wei-
terarbeiten können, damit wir auch die freiheitlich-
demokratische Grundordnung hier im Lande halten
können.

Sie wissen wahrscheinlich genauso gut wie ich,
wenn ich so an die Auseinandersetzungen denke,
ich habe mal hier vorne gesagt, mir wäre es das Al-
lerliebste, wir würden das Amt auflösen, ich sage
mal, mit so einer bestimmten Minute und dann geht
es wieder von vorne los. Dazu gab es aber dann

andere Auffassungen, dass also dann im Moment
der Sachstand ist, wenn ich es noch alles richtig im
Kopf habe, dass es ein Landesamt beim Innenmi-
nisterium wird. Ich kann am Ende damit leben, für
mich ist entscheidend, dass dort die richtigen Leute
sitzen, dass die richtigen Leute die Arbeit machen,
die wir notwendigerweise brauchen. Das ist für
mich das A und O.

Und wir müssen natürlich, da stimme ich Ihnen un-
eingeschränkt zu, das Controlling deutlich verbes-
sern, das steht aber im Gesetz geschrieben, dass
ein Extracontrolling entsprechend da sein muss,
damit solche Dinge wie damals nicht passieren
können. Das kann auch nicht wieder passieren,
dass ein Controlling über einen längeren Zeitpunkt
ausfällt und dann findet keines mehr statt. Das
muss ganz klar geregelt werden. Ich rede bewusst
so abstrakt, wir wissen ja, wir sitzen ja in bestimm-
ten Gremien, da müssen wir immer aufpassen. Ich
denke, hier ist etwas vorgelegt worden, mit dem
man arbeiten kann. Ich würde mich freuen, dass -
Kollege Matschie ist gerade nicht da - der Kollege
Matschie, der ja zum Beispiel das letzte Mal gefor-
dert hatte, die Kommission, die dort aus Gewerk-
schaften, Kirchen usw. gebildet wird, so was
bräuchten wir nicht. Ich bin ganz ehrlich, wir wollten
das Ding auch nicht haben. Aber dann haben wir
gesagt, wenn der Innenminister das unbedingt
wünscht, an uns soll es nicht liegen. Wenn das zum
Beispiel ein Punkt sein sollte, der bei der SPD
klemmt, da werden wir uns ganz schnell einig.

(Beifall SPD)

Ich denke, entscheidend ist doch, dass wir wirklich
was Vernünftiges auf den Weg bringen. Wir können
es uns alle nicht leisten, dass wir hier einen Verfas-
sungsschutz weiter behalten oder weiter aufbauen,
ausbauen, dass die Kontrolle das A und O sein
muss. Hier sind wir genauso mit gefordert. Da fällt
mir vielleicht noch ein, ich glaube, in Sachsen ist es
zum Beispiel so, da hat sogar die Parlamentarische
Kontrollkommission einen eigenen Mitarbeiter, der
sich jederzeit alles begucken kann. Vielleicht fällt
uns so was auch noch ein. Ich will nur sagen, ein-
mal muss die Landesregierung vorlegen und dann
ist das Parlament dran.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Landesregierung muss vorlegen. Ich gehe da-
von aus, wir haben ja auch noch ein paar wichtige
Dinge, die im Land gerade stattfinden, ich glaube,
Ende der Woche ist das vorbei. Wie sagt man so
schön? Ich gehe mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit davon aus, dass das in Kürze
durch das Kabinett geht und wir uns dann parla-
mentarisch damit auseinandersetzen. Und da lege
ich großen Wert darauf, dass hier insbesondere die
Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommissi-
on ein Wörtchen mitzureden haben, ohne die Frak-
tionen dort auszugrenzen, weil wir, denke ich, am
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besten wissen, wie das Ganze vonstatten geht. Wir
möchten uns auch nicht noch einmal, wie es da und
dort geschehen ist, vorführen lassen.

Und noch ein letztes Wort zur LINKEN: Es ist ja
müßig, mit der LINKEN zu reden, weil DIE LINKE
ihn ja sowieso abschaffen will. Also brauchen wir
nicht darüber zu reden mit Ihnen, das ist doch ganz
klar. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Richtig.)

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Aber wir würden dir helfen, die Verfassung
zu ändern.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Und ich rufe für die Fraktion DIE LINKE Frau Abge-
ordnete Renner auf.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ja,
Herr Fiedler, Sie haben recht und ich finde dieses
Thema tatsächlich auch ungeeignet für eine Aktuel-
le Stunde

(Beifall DIE LINKE)

und ich finde es auch unpassend - und ich will es
auch gleich erklären -, unpassend für ein Parla-
ment, das tatsächlich darum ringen müsste, welche
Konsequenzen wir aus dem NSU-Skandal ziehen.
Da müssten wir Fragen finden zur Ausbildung der
Polizei, zur kriminalpolizeilichen Praxis, zum Lan-
desprogramm und seiner Neujustierung.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Was hat
das denn damit zu tun?)

Wir müssten uns positionieren gegen den Extremis-
musbegriff und wir müssten eine Gedenkkultur ent-
wickeln, die alle Opfer von Nazigewalt nach 1989
einschließt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Stattdessen wird hier um eine sogenannte Reform
des Verfassungsschutzes gebettelt fast und diese
Reform wird justiert aus Sicht der Regierung und
aus Sicht der Sicherheitspolitik. Ich glaube, da ge-
hen Sie fehl und vor allem hören und sehen Sie
nicht das, was gesprochen wird. Gehen Sie raus
auf die Straße. Der Inlandsgeheimdienst ist bis in
die Basis delegitimiert,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das ist kein
Geheimdienst.)

(Beifall DIE LINKE)

und das nicht nur aus seiner Gründungsgeschichte
heraus, sondern auch aus den Verbrechen, in die
er verstrickt ist, und das schon lange vor NSU. Ich
sage nur Celler Loch, Oktoberfest-Attentat oder
Schmücker-Prozess. Und das, was die Untersu-
chungsausschüsse in Bund und in den Ländern zu-
tage gefördert haben, hat im Grunde nur den Argu-
mentationsrahmen erweitert, auf dessen Grundlage
wir sagen können und deutlich sagen müssen, der
Verfassungsschutz und alle Inlandsgeheimdienste
gehören aufgelöst.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will das noch einmal für Thüringen ganz kurz
begründen. Unser Landesamt hat den Thüringer
Heimatschutz, also die Neonazidachorganisation, in
den 90er-Jahren gegründet, über seine Spitzel ver-
sucht, diesen zu steuern, Neonazis alimentiert, Ver-
brecher geschützt, die Polizei sabotiert und die Jus-
tiz manipuliert.

(Beifall DIE LINKE)

Zu seinen besten Zeiten haben sich die Adlaten
von Roewer und die Nocken-Brigade gegenseitig
operativ im Gehege gestanden und zur Krönung
dann Spitzel an- und abgeschaltet, teilweise auch
enttarnt, als wäre es deren privates Hobby gewe-
sen. Wir glauben nicht, dass diese Behörde zur Ka-
tharsis fähig ist und ich will das auch begründen.
Diejenigen, die Anfang der 2000er-Jahre gerufen
wurden, in dem Laden aufzuräumen, Herr Sippel
und Herr Gasser, was hat sich unter deren Egide
dann verändert? Diejenigen haben später genauso
weitergemacht, wie die Skandale in den 90er-Jah-
ren begonnen haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das können wir an der V-Mann-Führung des NPD-
Funktionärs Kai-Uwe Trinkaus deutlich erkennen.
Ein Betrüger und Krimineller, der Demokraten infil-
triert, mit Gewalttätern paktiert, wird verpflichtet und
erhält zum Lohn dafür nicht nur Geld, sondern
gleich noch eine Adressliste des politischen Geg-
ners, damit er seine Neonazi-Hooligan-Freunde
schicken kann, damit diese dann diese attackieren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nichts hat sich geändert und nichts wird sich än-
dern.

(Unruhe CDU)

Man muss an den Grund des Übels gehen. Nur
dann kann man tatsächlich über die Zukunft eines
wirklichen Verfassungsschutzes einer echten De-
mokratiebehörde nachdenken. Ein Geheimdienst
mit nachrichtendienstlichen Befugnissen ist ein
Anachronismus in einer offenen Gesellschaft. Er
gefährdet Demokratie und er ist nicht kontrollierbar.
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Und zum Scheitern der Kontrolle habe ich hier we-
nig gehört, Herr Fiedler. Was ist eigentlich mit der
Parlamentarischen Kontrollkommission? Von An-
fang bis zum Ende hat man sich belügen lassen,
man hat sich missbrauchen lassen oder man wollte
es nicht besser wissen. Ich kann es nicht klären, es
ist ja eine geheime Institution, deswegen kann ich
nicht reingucken.

(Beifall DIE LINKE)

Wenigstens im Fall von Herrn Trinkaus wäre ein
Eingeständnis der Akteure in der Parlamentari-
schen Kontrollkommission längst überfällig gewe-
sen,

(Unruhe CDU)

dass es auch das Versagen der Parlamentarischen
Kontrollkommission war, dass dieser Fall überhaupt
erst geschehen konnte.

(Beifall DIE LINKE)

Und jetzt wollen Sie auch noch einen zivilgesell-
schaftlichen Beirat gründen, der in Zukunft das We-
sen des Geheimdienstes bemänteln soll. Ich bin so
froh, dass sich die Bürgerbündnisse in Thüringen
deutlich positioniert haben und gesagt haben, für so
eine Alibiveranstaltung stehen sie nicht zur Verfü-
gung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie sehen dieser Tage unsere Wahlplakate und wir
haben ja ein bisschen selbstironisch plakatiert: Re-
volution mit Fragezeichen und dann sagen wir
Nein, wir machen Realpolitik, Mindestlohn, Ab-
schaffung der Leiharbeit und so weiter. Aber ich sa-
ge Ihnen ganz klar: In der Frage der Geheimdienste
wollen wir einen klaren Bruch, einen klaren Bruch
mit der Logik dieses Geheimdienstes, mit den Be-
fugnissen und der Praxis. Dieses Amt muss ge-
schlossen werden. Es braucht keinen Umzug, es
braucht auch keinen neuen Chef, es braucht auch
keine neuen Mitarbeiter, es braucht keine neuen
Vorschriften und Gesetze, die sowieso nicht einge-
halten werden, das wissen wir dann auch. Wir wol-
len auch keine Offensive in der Öffentlichkeitsar-
beit, um Gottes Willen das nicht, wir wollen tatsäch-
lich eine Diskussion, eine Landesbehörde zu schaf-
fen, die Demokratiezentrum ist, die öffentlich-wis-
senschaftlich arbeitet, transparent ist und die tat-
sächlich dann das leistet, was geleistet werden
muss, die Verfassung schützen, die Demokratie
stärken. Ich glaube, dann könnte sich Thüringen
einen Namen machen als Reformland, das wäre zu
wünschen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Gentzel
das Wort.

Abgeordneter Gentzel, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN glaubt,
über die Ausgestaltung dieser Aktuellen Stunde
fehlende Gestaltungskraft bei der Landesregierung
zu entdecken. Dazu will ich zunächst ganz grund-
sätzlich bemerken: Wenn es ein Gestaltungsdefizit
gibt, was ich verneine, dann betrifft das wohl die
Landesregierung und das Parlament, denn Gesetz-
geber sind beide. Ich erinnere bei diesem Gesetz
daran, dass sowohl DIE LINKE, als sie ein Gestal-
tungsdefizit wahrgenommen hat bei einem Gesetz,
und auch die SPD in der letzten Legislaturperiode
in der Opposition einen eigenen vollständigen Ge-
setzesvorschlag zu dieser Problematik vorgelegt
haben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Und was hatten wir vorgelegt?)

Ab und zu sollte man selber das leisten, was man
anderen abverlangt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ja unglaublich, letzten
Frühling hatten wir vorgelegt …)

Und wie haben Sie in diesem Zusammenhang vor
fünf Minuten gerade formuliert, Herr Adams, es ist
so einfach und man könnte, wenn man wollte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dass der
vorgelegte Gesetzentwurf des Innenministers in ei-
nigen Passagen strittig ist im Kabinett und noch
weiterer Erläuterung bedarf, wird von niemandem
bestritten. Dazu frage ich, was haben Sie denn für
eine Vorstellung, wie so ein Kabinett arbeitet? Der
verantwortliche Minister legt ein Gesetz vor und alle
anderen Kabinettsmitglieder heben die Hand?

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist doch vollkommen logisch, dass die gleichen
Debatten, die Sie für dieses Parlament einfordern,
auch im Kabinett geführt werden. Ich halte das bei
der Flut von Vorschlägen, die abzuwägen sind,
auch für vollkommen normal. Nur anhand von drei
Aspekten will ich nachweisen, warum ich die Debat-
te im Kabinett verstehen kann. Da gibt es zum Bei-
spiel den Strukturvorschlag des Ministers, den wir
von vornherein nicht verworfen haben. Aber trotz-
dem ist zu prüfen, warum dieser, welche Vorteile
hat dieser Strukturvorschlag im Gegensatz zu an-
deren Vorschlägen? Und da bin ich zum Beispiel
auch ganz bei Wolfgang Fiedler, wenn ich in sei-
nem Duktus die Frage stelle: Wie hilft uns dieser
Strukturvorschlag beim Aussieben und wie können
und wie werden wir dann aussieben? Vollkommen
klar, dass sich das Kabinett darüber unterhält. Es
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ist gut, dass der Innenminister in seiner Fraktion -
Herr Fiedler hat das ja eben noch mal deutlich ge-
sagt - die entsprechende Überzeugungsarbeit ge-
leistet hat und dass sie ihm jetzt in Gänze folgt.
Aber diese Überzeugungsarbeit ist auch im Kabi-
nett zu leisten.

Zweitens: Es gibt von Anfang an die SPD-Forde-
rung nach einer gesetzlichen Regelung zum Ein-
satz und zum Führen von V-Leuten. Ist das nun
umfänglich umgesetzt in dieser Gesetzesnovelle?
Auch das ist doch natürlich im Kabinett zu diskutie-
ren, bevor alle Minister und Ministerinnen eventuell
dazu die Hand heben. Und dass insbesondere der
Innenminister, die anderen dürfen ihn ja nicht ken-
nen, natürlich den Engel-Bericht dazu abgewartet
hat, ist doch vollkommen selbstverständlich. Mich
würde auch mal interessieren, wie im Übrigen die
Vorsitzenden der Untersuchungsausschüsse dazu
stehen. Sind denn noch Erkenntnisse zu solchen
Fragen aus den Untersuchungsausschüssen zu er-
warten, die in eine - ich frage, ich stelle nichts fest -
solche Debatte mit hineingehören?

Und ein letzter Punkt, zu dem ich eine entsprechen-
de Debatte auch nachvollziehen kann, ist zum Bei-
spiel die Frage nach einem Verfassungsschutzbe-
auftragten.

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Reden
Sie nicht mit Ihrer Vorsitzenden?)

Es gibt ja die Empfehlung einer Expertenkommissi-
on aus Sachsen, die dem Parlament vorschlägt, ich
zitiere: „Zur Unterstützung der parlamentarischen
Kontrolle wird empfohlen, beim Sächsischen Land-
tag einen sogenannten Verfassungsschutzbeauf-
tragten zu berufen.“ Das war immerhin eine Gene-
ralbundesanwältin a.D. Dass darüber das Kabinett
diskutiert, ist doch nach meiner Auffassung voll-
kommen normal.

Meine Damen und Herren, all das und einiges mehr
hat das Kabinett zu debattieren, natürlich in der ge-
botenen Zeit, aber auch in der gebotenen Tiefe. Für
meine Fraktion gibt es keine Anzeichen, dass sich
das Kabinett da anders verhält. Danke.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Bergner
das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragte Aktuelle
Stunde mit dem Titel „Reform des Verfassungs-
schutzes - keine Gestaltungskraft der Landesregie-
rung“ greift die Thematik der Zukunft des Thüringer
Verfassungsschutzes auf. Der Verfassungsschutz

in Thüringen hat leider seit vielen Jahren immer
wieder für negative Schlagzeilen gesorgt. Zwei par-
lamentarische Untersuchungsausschüsse des Thü-
ringer Landtags beschäftigen sich auch mit mögli-
chem Fehlverhalten des Verfassungsschutzes. Oh-
ne den abschließenden Berichten der beiden Unter-
suchungsausschüsse vorgreifen zu wollen, kann
gleichwohl jetzt schon festgestellt werden, dass der
Verfassungsschutz grobe Fehler begangen hat.
Kaum einer im Parlament wird bestreiten, dass
Handlungsbedarf besteht. Es stellen sich, verein-
facht gesagt, aus meiner Sicht mindestens zwei
Fragen. Erstens, welche Struktur soll der Verfas-
sungsschutz haben? Zweitens, wie kann der Ver-
fassungsschutz seinen Auftrag erfüllen? Artikel 97
der Thüringer Verfassung bestimmt, ich zitiere:
„Zum Schutz der verfassungsmäßigen Ordnung ist
eine Landesbehörde einzurichten.“ Bund und Län-
der haben verschiedene Strukturen eingerichtet.
Der Bund beispielsweise hat mit dem Bundesamt
für Verfassungsschutz eine eigene Behörde einge-
richtet. Einzelne Länder haben dagegen den Ver-
fassungsschutz als eigene Abteilung im Innenminis-
terium verankert. Beide Modelle, meine Damen und
Herren, haben Vor- und Nachteile. Und beide Mo-
delle sind nicht dagegen gefeit, dass Fehler und
Gesetzesverstöße beim Verfassungsschutz festge-
stellt werden.

(Beifall FDP)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, für
die FDP-Fraktion kann ich daher nur feststellen, es
kommt nicht darauf an, wie der Verfassungsschutz
organisiert ist, sondern es kommt darauf an, wie die
Arbeitsabläufe organisiert sind. Ob und wie Kon-
trollmechanismen installiert und auch wahrgenom-
men werden,

(Beifall FDP)

ob qualifiziertes Personal im Verfassungsschutz
eingesetzt wird und dieses Personal eben auch
nach Recht und Gesetz arbeitet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Par-
lament hat nur Einfluss über die Haushaltsberatun-
gen. Die Strukturentscheidung muss nicht durch
das Parlament erfolgen. Herr Innenminister, es hin-
dert Sie aber niemand daran, auch nicht das Ge-
setz, für das Gesetz das Parlament mit in die Ent-
scheidung einzubeziehen.

Meine Damen und Herren, ich würde aber dafür
plädieren, dass wir auch die Ergebnisse der parla-
mentarischen Untersuchungsausschüsse abwarten,
um diese auch in die zukünftige Gestaltung des
Verfassungsschutzes einzubeziehen. Das, glaube
ich, sollte auch der Sinn dieser Untersuchungsaus-
schüsse sein. Ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Die Rednerliste aus den Fraktionen ist damit abge-
schlossen. Für die Landesregierung Herr Innenmi-
nister Geibert, bitte.

Geibert, Innenminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, der Verfassungs-
schutz bedarf als notwendige Institution der Sicher-
heitsarchitektur in der Bundesrepublik Deutschland
einer grundlegenden Neuausrichtung und Weiter-
entwicklung. Das Versagen der Sicherheitsbehör-
den im Zusammenhang mit der Entstehung der und
der Fahnung nach der Terrorgruppe, die sich selbst
Nationalsozialistischer Untergrund nannte, wurde
durch diverse Untersuchungsausschüsse auf Bun-
des- und auf Länderebene in Zwischen- und Ab-
schlussberichten eindrucksvoll dokumentiert. Auch
die bekannt gewordenen Ergebnisse aus den Er-
mittlungsverfahren des Generalbundesanwalts ha-
ben gezeigt, dass die Sicherheitsarchitektur in
Deutschland neu justiert werden muss.

Die von der Innenministerkonferenz sowie der Bun-
desregierung eingesetzte Bund-Länder-Kommissi-
on „Rechtsterrorismus“ hat diesen Komplex eben-
falls untersucht, und ist in ihrem Abschlussbericht
vom April 2013 auch zu abschließenden Bewertun-
gen, Empfehlungen und Schlussfolgerungen für ei-
ne veränderte Sicherheitsarchitektur und damit
auch der Sicherheitsgesetzgebung gekommen.
Auch auf der Ebene der Innenministerkonferenz
und der zuständigen Arbeitskreise wurden entspre-
chende Konzepte und Papiere erarbeitet, die die
Grundlage bilden, um eine Neuausrichtung des
Verfassungsschutzes auch in Thüringen vorneh-
men zu können.

Auf Landesebene hat die Kommission um den ehe-
maligen Vorsitzenden Richter am Bundesgerichts-
hof, Herrn Dr. Schäfer, in einem Gutachten die Feh-
ler der Thüringer Sicherheitsbehörden um die Jahr-
tausendwende im Zusammenhang mit der Entste-
hung und der Fahndung nach dem Zwickauer Trio
untersucht. Darüber hinaus wurde in einem weite-
ren Gutachten die Funktions- und Arbeitsweise des
Verfassungsschutzes in Thüringen von Herrn
Dr. Schäfer und seinen Experten kritisch unter die
Lupe genommen. Die von den oben erwähnten
Ausschüssen und Kommissionen gezogenen
Schlussfolgerungen lassen sich in drei Kategorien
zusammenfassen:

1. Es bedarf einer strengeren und effektiveren
rechtsstaatlichen Kontrolle der nachrichtendienstli-
chen Tätigkeit des Verfassungsschutzes. Dabei
stehen sowohl die innerbehördliche Kontrolle als
auch die parlamentarische Kontrolle im Sinne einer
Stärkung und Präzisierung entsprechender Befug-
nisse der Parlamentarischen Kontrollkommission im
Fokus.

2. Die Zusammenarbeit zwischen Verfassungs-
schutz und Polizei sowie den übrigen Behörden, die
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zustän-
dig sind im Sinne eines gemeinsamen Sicherheits-
verständnisses, muss durch entsprechende Rege-
lungen intensiviert und stärker institutionalisiert wer-
den. Dabei ist das Trennungsgebot zwischen Ver-
fassungsschutz und Polizei strikt einzuhalten.

3. Schließlich bedarf es auch gesetzlicher Rege-
lungen, die den Verfassungsschutz noch besser in
der Mitte der Gesellschaft positionieren, seine ge-
sellschaftliche Akzeptanz erhöhen und ihn zum
ständigen Ansprechpartner für Einrichtungen und
Initiativen der Zivilgesellschaft machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will ei-
nes hier klarstellen: Dass es eines leistungsfähigen,
transparenten und gesellschaftlich akzeptierten
Verfassungsschutzes auch in der Zukunft bedarf,
wird in keinem der genannten Berichte und Gutach-
ten in Zweifel gezogen. Der Verfassungsschutz als
Institution ist zum Schutz der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung auch weiterhin unerlässlich.
Die wehrhafte Demokratie ist eine übergreifende
Staatsaufgabe, die nicht nur, aber eben auch von
einer Einrichtung wie dem Verfassungsschutz von
Verfassungs wegen wahrgenommen werden muss.

Auch die Thüringer Verfassung hat in Artikel 97
dem Gesetzgeber und der Exekutive den Auftrag
erteilt, einen effektiven und transparenten Verfas-
sungsschutz in Thüringen als wesentlichen Be-
standteil der Sicherheitsarchitektur des Landes auf-
zubauen und die notwendigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen hierfür zu schaffen. Dieser Aufgabe
ist in gleicher Weise die Legislative wie die Exekuti-
ve verpflichtet. Der Verfassungsschutz, wie er ge-
genwärtig in Thüringen organisiert ist, ist natürlich
nicht vergleichbar mit dem Verfassungsschutz, wie
er um die Jahrtausendwende im Zusammenhang
mit den Vorgängen rund um die Entstehung und mit
der Fahndung nach der Terrorzelle bestand. Das
damalige Landesamt war nicht zuletzt aufgrund ei-
ner extrovertierten Amtsführung durch den seiner-
zeitigen Präsidenten schlecht organisiert und letzt-
lich nur eingeschränkt einer solchen Aufgabe ge-
wachsen. Gleichwohl ergibt sich auch heute bei Be-
trachtung des gegenwärtigen Zustands des Verfas-
sungsschutzes in Thüringen unter Berücksichtigung
der oben genannten Berichte und Ergebnisse Re-
form- und Änderungsbedarf im Bereich des Verfas-
sungsschutzes.

Der vom Thüringer Innenministerium erarbeitete
Entwurf einer Neuordnung des Verfassungsschut-
zes greift die Ergebnisse dieser Reformdiskussion
auf. Inhaltlich dient der Gesetzentwurf der Schaf-
fung präziser parlamentsgesetzlicher Vorgaben für
eine erfolgreiche und transparente Tätigkeit des
Verfassungsschutzes in Thüringen. Der Verfas-
sungsschutz wird im Einklang mit den Beschlüssen
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der Innenministerkonferenz vom Mai 2013 zur Neu-
ausrichtung des Verfassungsschutzes verstärkt auf
die Präventionsarbeit hin ausgerichtet. Der vorlie-
gende Entwurf enthält einheitliche und klare Regeln
für den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel im All-
gemeinen und von V-Leuten im Besonderen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Dann schauen wir uns das mal
an.)

Ein weiterer zentraler Punkt des Gesetzentwurfs ist
die Gewährleistung einer wirkungsvollen parlamen-
tarischen und innerbehördlichen Kontrolle des Ver-
fassungsschutzes. Organisatorisch sollen die Auf-
gaben des Verfassungsschutzes zur Optimierung
der Kommunikationsstrukturen künftig in eine
selbstständige Organisationseinheit in Form eines
Amts für Verfassungsschutz beim Innenministerium
integriert werden. Der vorliegende Entwurf war Ge-
genstand der Kabinettssitzung Anfang September.
Von fehlender Gestaltungskraft kann hier also nicht
die Rede sein.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Warum haben Sie den nicht ein-
gebracht?)

Naturgemäß bedürfen die einen oder anderen Re-
gelungen noch einer Diskussion. Die Tatsache,
dass in Nordrhein-Westfalen und Bremen zwi-
schenzeitlich mit dem Entwurf des Thüringer Innen-
ministeriums weitgehend deckungsgleiche Ge-
setzentwürfe bereits beschlossen, so NRW, bzw. in
den parlamentarischen Prozess eingebracht wur-
den, so Bremen, lässt erwarten, dass auch in Thü-
ringen die noch ausstehenden Gespräche innerhalb
der Regierung in den nächsten Wochen erfolgreich
zum Abschluss gebracht werden können. Vielen
Dank!

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Damit ist der vierte Teil der Aktuellen Stunde und
damit die gesamte Aktuelle Stunde zu Ende. Ich
schließe sie demzufolge und ich rufe auf als Tages-
ordnungspunkt 1 a

Thüringer Gesetz zur Anpas-
sung der Besoldung und der
Versorgung in den Jahren
2013 und 2014

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/6283 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 5/6616 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion DIE LINKE
- Drucksache 5/6649 -

ZWEITE BERATUNG

Zum Bericht aus dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss hat der Abgeordnete Hey das Wort. Den bit-
te ich erst einmal zu diesem Bericht und danach
würde ich die Aussprache eröffnen.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, durch Beschluss des Landtags
vom 11. Juli 2013 ist der Entwurf für ein Thüringer
Gesetz zur Anpassung der Besoldung und der Ver-
sorgung in den Jahren 2013 und 2014 an den
Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen wor-
den. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den
Gesetzentwurf in seiner 66. Sitzung noch am glei-
chen Tag, also am 11. Juli 2013, und in seiner
67. Sitzung am 12. September 2013, beraten sowie
ein schriftliches Anhörungsverfahren durchgeführt.
Der Ausschuss beschloss dabei die schriftliche An-
hörung zum Gesetzentwurf unter Einbeziehung des
Antrags der Fraktion DIE LINKE „Übernahme des
Tarifabschlusses für alle Beschäftigten“ in der
Drucksache 5/5953 und des Gesetzentwurfs der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Gesetz zur
Änderung des Thüringer Besoldungsgesetzes“ in
der Drucksache 5/4850 durchzuführen. Einver-
nehmlich einigten sich die Ausschussmitglieder auf
eine umfangreiche Liste mit Anzuhörenden, insbe-
sondere bestehend aus Interessenverbänden der
Beamten- und Richterschaft. Zu einzelnen Punkten
wurden auch die kommunalen Spitzenverbände
und der Bund der Steuerzahler angehört. Den An-
zuhörenden wurde auch wegen der anstehenden
Sommerpause ausreichend Zeit für ihre jeweilige
Stellungnahme eingeräumt, nichtsdestotrotz nutz-
ten nicht alle Anzuhörenden die Möglichkeit einer
Stellungnahme. Da im Rahmen der nachfolgenden
Debatte zum Gesetz die bestehenden inhaltlichen
Differenzen mit Sicherheit dargestellt werden, will
ich an dieser Stelle auf Ausführungen dazu weitge-
hend verzichten. Die Anhörung wurde durch die
Fraktionen ausgewertet. Ein Antrag der Fraktion
DIE LINKE zum Gesetzentwurf der Landesregie-
rung, der Intentionen von Anzuhörenden im Hin-
blick auf die zeit- und inhaltsgleiche Besoldungsan-
passung aufgenommen hatte, fand im Ausschuss
nicht die nötige Mehrheit.
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Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt
deshalb, den vorliegenden Gesetzentwurf ohne Än-
derungen anzunehmen. Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache und rufe als Erste für
die Fraktion DIE LINKE Frau Abgeordnete Renner
auf.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, liebe SPD-Fraktion, ich glaube,
Sie können sich jetzt freuen, ich werde Sie jetzt
mehrfach zitieren müssen. Zuerst einmal aus einer
Pressemitteilung vom 20. März 2013: Die SPD-
Landtagsfraktion spricht sich für zeit- und inhalts-
gleiche Anpassung der Beamtenbesoldung an das
Tarifergebnis aus. Die SPD-Fraktion im Thüringer
Landtag hat das Ergebnis der Tarifverhandlungen
im öffentlichen Dienst der Länder als gutes Ergeb-
nis gewürdigt. Ja, ganz richtig, es geht hier um In-
flationsausgleich. Der muss allen Beschäftigten,
auch den Beamtinnen und Beamten zustehen. Und
wenn Sie dann damals weiter formulierten: Auch
wenn es ein erheblicher finanzieller Kraftakt für das
Land ist, sollten wir die Beamtenbezüge zeitnah an-
gleichen, um die Vergütung von Angestellten und
Beamten nicht auseinanderdriften zu lassen. Ja,
dann ist das auch richtig, weil Geld da ist, wenn
man will, das haben wir ja auch an vielen Stellen
klargemacht. Und es gibt den Gleichbehandlungs-
grundsatz, auf den Sie hier abstellen. Und dann ge-
hen Sie in der Pressemitteilung auch noch darauf
ein, dass angesichts der Herausforderungen, die im
Land anstehen oder schon vollzogen wurden, näm-
lich die Strukturveränderungen, ich verweise nur
auf die Polizeistrukturreform oder die notwendige
Debatte zur Gemeinde-, Funktional- und Verwal-
tungsreform, natürlich auch auf die Beamten und
Beamtinnen eine besondere Verantwortung zu-
kommt und man natürlich auch in diesen anstehen-
den Reformprozessen deren Arbeit würdigen sollte,
auch durch eine entsprechende zeit- und inhalts-
gleiche Übernahme des Tarifabschlusses. Wir ha-
ben dann auch im Plenum nichts anderes von Ih-
nen gehört. Herr Kollege Pidde hat am 11.07. hier
im Thüringer Landtag gesagt, als wir die erste Be-
ratung durchgeführt haben, ich zitiere: „Der Finanz-
minister hat seine Arbeit gemacht und er hat hier
einen ordentlichen Gesetzentwurf vorgelegt. Jetzt
sind wir an der Reihe und bisher haben die wenig-
sten Gesetze ohne Veränderung den Landtag wie-
der verlassen. Jetzt sind wir an der Reihe, das, was
der Finanzminister uns vorgelegt hat, zu beraten
und zu bewerten.“ Und weiter: „Wir haben hier im
Hohen Haus schon mehrfach darüber diskutiert,
auch in der Aktuellen Stunde, und ich habe mich

auch dafür ausgesprochen, dass nicht nur die in-
haltsgleiche Übertragung erfolgen soll, sondern
dass die Beamten gleichgestellt werden sollen, also
auch zeitgleich. Das ist mit diesem Gesetzentwurf
nicht gelungen. Deshalb sehe ich jetzt den Landtag
am Zug.“ Also gleich an drei Stellen wurde auf den
Landtag verwiesen und die Chancen hätten bestan-
den, zum Beispiel entsprechende Änderungsanträ-
ge in den Ausschussberatungen vorzunehmen. Ich
wüsste nicht, dass das geschehen ist, außer von
unserer Seite. Aber die Versprechen waren da und
das Primat des Landtags wurde nicht eingehalten.
Ich würde gerne dann nachher auch in dem Rede-
beitrag der Kolleginnen und Kollegen aus der Sozi-
aldemokratie einmal etwas hören,

(Beifall DIE LINKE)

was mit den Äußerungen in dieser Pressemitteilung
und mit diesen Äußerungen in der ersten Beratung
ist und wie man in den Ausschüssen gekämpft hat
und warum man dann schließlich umgefallen ist.
Wir geben noch mal eine Chance, wir haben heute
noch mal einen Änderungsantrag vorgestellt. Mit
unserem Änderungsantrag entsprechen wir ganz
genau den Forderungen der SPD, wie sie von Ih-
nen in den vorangegangenen Debatten formuliert
wurden. Wir fordern die zeit- und inhaltsgleiche
Übernahme des Tarifabschlusses für die Beamtin-
nen und Beamten des Landes, nicht mehr und nicht
weniger. In Punkt 1 soll die Besoldungserhöhung
zum gleichen Zeitpunkt gelten wie für die Angestell-
ten, das ist einfach gerecht, das muss nicht weiter
erklärt werden. In den Punkten 2 bis 4 ist geregelt,
dass die Anwärter in Thüringen, genau wie die Azu-
bis, im Jahr 2013 eine Erhöhung von 50 € bekom-
men und nicht, wie die Landesregierung das vor-
sieht, nur ca. 20 bis 30 € je nach Eingangsamt.
Warum ausgerechnet bei den Anwärtern gespart
werden soll und nicht etwa bei den Staatssekretä-
ren oder Präsidenten mit einer B-Besoldung, ist für
uns absolut nicht nachvollziehbar. Wir wollen, das
ist der Kern unseres Änderungsantrags, die tat-
sächliche Gleichbehandlung von Beamtinnen und
Beamten und Beschäftigten und das heißt nicht,
dass wir unsere grundlegende Kritik am Beamten-
tum nun hinten anstellen oder vergessen haben.
Aber dieses Gesetz, wo es um die Besoldung geht,
ist unserer Meinung nach nicht geeignet, die not-
wendige Debatte um die Zukunft des Beamten-
rechts und die Zukunft des Beamtentums zu führen.

Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich kann
Sie nur auffordern, unserem Änderungsantrag heu-
te nachzukommen. Damit stimmen Sie einer SPD-
Forderung zu. Dies können sie einmal ausnahms-
weise damit tun, indem Sie einem LINKEN-Antrag
zustimmen. Aber vielleicht folgen dann den vielen
Worten in Pressemitteilungen, Reden und Erklärun-
gen tatsächlich auch Taten, das wäre im Interesse
der Beamtinnen und Beamten. Und ich weiß, die
schauen heute in diesen Plenarsaal und hoffen auf
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eine Entscheidung von Ihnen in ihrem Sinne. Dan-
ke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich der Abgeordnete Meyer zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, jetzt in der zweiten Beratung zu dem
Thema auch wieder mein Versuch, unsere Position
als GRÜNE zwischen diesen beiden - na Pole kann
man es nicht nennen - Standpunkten festzuma-
chen. Ich bleibe auch dabei, was ich beim ersten
Mal schon gesagt habe, ich spreche hier sowohl als
Gewerkschafter als auch als Finanzpolitiker. Das
macht die Sache nicht einfacher und das macht die
Sache auch nicht einfacher, wenn man regiert. Da
allerdings muss man Frau Renner zustimmen, da
hat es sich die SPD sehr einfach gemacht, sich in
diesem Fall wieder einmal hinter der CDU zu
verstecken oder einfach zu sagen: Ja, der Herr Fi-
nanzminister hat kein Geld, da haben wir eben
Pech gehabt, sehen wir zu, dass wir möglichst spät
angleichen, damit das Geld reicht, weil er sehr
knapp kalkuliert hatte. Dass er knapp kalkuliert hat,
kann man ihm persönlich nicht zum Vorwurf ma-
chen, das kann man der Koalition insgesamt zum
Vorwurf machen, das hat sie gewusst, dass das ei-
ne Prozent nicht reichen dürfte, was angesetzt wor-
den ist vom 1. Januar an. So weit, so gut.

Dass aber das Verhalten der SPD in anderen Bun-
desländern nicht übernommen wurde, weil man
sich nicht getraut hat, noch einen obendrauf zu
packen zu der ganzen Streiterei, die wir ja hier live
immer miterleben dürfen, ist wirklich ärgerlich. In
rot-grün regierten Bundesländern hat es andere
Reaktionen gegeben zu dem Thema Besoldungs-
anpassung und die hätten wir uns auch gewünscht
- erstens.

Zweitens verstehen wir aber schon den Konsolidie-
rungsbedarf dieses Landes und die Tatsache, dass
man an diesem Thema den Haushalt zwar nicht
konsolidieren kann, aber einen Nachtragshaushalt
auch nicht unbedingt erzwingen sollte. Auch das
habe ich schon einmal gesagt. Das heißt, die For-
derung der LINKEN, rückwirkend die Erhöhung
zum 1. Januar vorzunehmen, hat schon bei der ers-
ten Debatte nicht unsere Zustimmung gefunden.

Wir hätten uns gewünscht, dass im Ausschuss -
aber dazu war ja aus der Koalition überhaupt nie-
mand bereit - Alternativen diskutiert worden wären.
Ich will da nur einen Ansatzpunkt nennen, der auch
verschiedentlich in anderen Bundesländern getrie-
ben worden ist, nämlich den unteren Gehaltsgrup-

pen entsprechende Angleichungsmöglichkeiten
zum 1. Januar zu gewähren und den oberen Ge-
haltsgruppen eben nicht. Das wäre ein starkes Zei-
chen gewesen und es wäre übrigens auch ein sehr
gutes Zeichen gewesen …

(Zwischenruf aus dem Hause)

Das würde ich an Ihrer Stelle so laut nicht sagen.
Damit gewinnen sogar CDU oder CSU-Landesre-
gierungen die Wahlen. Aber das nur ganz nebenbei
bemerkt.

Im Verhältnis zu der Debatte, Herr Barth, die wir
beide heute Mittag schon hier erleben durften, wäre
es ein starkes Zeichen gewesen. Nicht immer nur
Selbstbedienungsmentalität sich anhören zu müs-
sen, sondern auch einmal zu sagen: Wir sind auch
für die Leute da, die wenig Geld verdienen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

also die Menschen, die in den Justizvollzugsanstal-
ten arbeiten, die Menschen, die als Polizistinnen
und Polizisten ihren Dienst tun oder meinetwegen
auch als Lehrerinnen und Lehrer. Aber es war ab-
zusehen, dass dafür keinerlei Mehrheiten zur Verfü-
gung stehen.

Solidarität und Verantwortung sind ein Begriffspaar,
was man, wenn man es ernst nimmt - und wir wol-
len ja schließlich nächstes Jahr hier mitregieren
und dafür sorgen, dass dies nicht wieder vorkommt
-, dann auch ernst nehmen muss und keine Ver-
sprechungen vorher machen sollte. Haushaltskon-
solidierung und Vertrauensschutz sind auch wieder
ein Gegensatzpaar, was auch wieder in eine Ver-
bindung gebracht werden muss und der Vertrau-
ensschutz der Beamtinnen und Beamten hat gelit-
ten. Die Haushaltskonsolidierung hat nicht gelitten,
das ist ungleichgewichtig.

Das grobe Thema dabei, nämlich die Fachkräftege-
winnung bei 11.000 zu schließenden oder nicht
mehr zu besetzenden Stellen und 6.000 wieder neu
zu besetzenden in den nächsten acht Jahren - un-
ter anderem auch bei Beamtinnen und Beamten -,
auch diese Frage hat überhaupt gar keine Rolle ge-
spielt, hätte aber sehr wohl eine spielen können,
beispielsweise bei der Frage der Einstiegs- oder
Eingangsgehälter oder beispielsweise auch der Be-
soldung für die Auszubildenden.

Alles das ist nicht passiert. Ein kleines Baustein-
chen dafür zu zeigen, dass es eben mit dem Wei-
terso nicht so funktioniert, liebe CDU, aber was re-
de ich zu Ihnen, und der SPD zu sagen: Schade,
wenn man gar kein Konzept hat, da muss man sich
auch keine Gedanken machen, wenn andere Leute
Konzepte vorlegen. Wir werden den Antrag der Ko-
alition ablehnen, können aber auch nicht bei dem
Änderungsantrag der LINKEN zustimmen. Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 127. Sitzung - 18.09.2013 12175

(Abg. Renner)



Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Kowal-
leck das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich denke, an dieser Stelle sollten wir auch
noch einmal auf die schriftliche Anhörung eingehen
und nicht nur zitieren, was die eine oder andere
Fraktion in der Zeitung geäußert hat und in den Me-
dien. Deshalb möchte ich auch noch einmal auf die
Anzuhörenden eingehen. Der Gemeinde- und Städ-
tebund zum Beispiel hat gesagt, auf der Grundlage
einer Anhörung seiner Mitglieder bestehen für den
Gemeinde- und Städtebund derzeit keine Beden-
ken gegen den Gesetzentwurf zur Anpassung der
Besoldung und der Versorgung in den Jahren 2013
und 2014. Das ist auch ein wichtiger Punkt, dass
die Vertreter, die im kommunalen Bereich arbeiten,
so eine Stellungnahme abgeben.

Weiterhin möchte ich noch einmal auf den Bund der
Steuerzahler eingehen, der ganz klar ausdrückt,
dass der Freistaat auf einem guten Weg ist. Wir
konnten im Jahr 2012 erstmals Schulden tilgen und
für die Jahre 2013 und 2014 ist ebenfalls die Schul-
dentilgung vorgesehen. Neben dieser erfreulichen
Entwicklung hat natürlich das Land weiterhin hohe
Schulden. Wir sind auf dem Weg der Haushaltskon-
solidierung und da muss man mit in diese Debatte
einsteigen und dies beachten. Der Bund der Steu-
erzahler zeigt nämlich auf, inwieweit der Stellenab-
bau hier in Thüringen vorgesehen ist und wie viele
Stellen noch vorhanden sind.

Ich möchte hier noch mal auf die Beamtenversor-
gung eingehen. Hier sind rund 90 Mio. € für 2012
fällig gewesen und diese Ausgaben steigen auf vor-
aussichtlich 750 Mio. € im Jahr 2032. Die Debatte
zum Pensionsfonds haben wir hier an dieser Stelle
schon mehrfach geführt und das werden wir auch
weiterhin. Das muss mit in die Diskussion hinein.

Der Bund der Steuerzahler plädiert sogar für eine
zeitversetzte Anhebung der oberen Dienstbezüge,
zum Beispiel ab A 14 um jeweils sechs Monate, die
Dienstbezüge der unteren Besoldungsgruppen soll-
ten wie vorgesehen angepasst werden. Wie Sie
wissen, gehen wir hier in Thüringen einen anderen
Weg und, wie ich finde und wie meine Fraktion fin-
det, auch den richtigen Weg.

Gehen wir doch noch mal auf die Ausgangslage
ein: 800.000 Angestellte der Bundesländer erhalten
in diesem Jahr nach dem neuen Tarifabschluss
2,65 Prozent mehr Geld rückwirkend zum 1. Januar
2013 und ab Januar kommen weitere 2,95 Prozent
hinzu. Das ist eine glatte Gehaltssteigerung um
5,6 Prozent. Im vorliegenden Gesetzentwurf kön-
nen wir lesen, dass die Tarifergebnisse für die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst der Länder ein

wichtiger Indikator sind für die wirtschaftlichen und
finanziellen Verhältnisse. Deshalb hat man die An-
passung der Bezüge der Beamten, Richter, Anwär-
ter und Versorgungsempfänger des Landes und der
Kommunen auf dieser Basis anzupassen bzw. kann
dies als Indikator nehmen. Die Dienst- und Versor-
gungsbezüge werden unter Berücksichtigung des
Tarifabschlusses für die Beschäftigten der Länder
linear erhöht. Daraus folgt, dass ab Oktober 2013
die Grundgehaltssätze aller Besoldungsordnungen
sowie der Familienzuschlag, die Amts- und allge-
meinen Stellenzulagen um 2,45 Prozent zu erhö-
hen sind, ab dem Monat August 2014 die Grundge-
haltssätze um nochmals 2,75 Prozent erhöht wer-
den sollen.

Wir müssen hier sehen, dass wir an der bisherigen
Struktur festhalten, das heißt, dass das Grundge-
halt für alle steigt und davon sind unsere fast
31.000 Beamten und Richter sowie die fast 5.000
Versorgungsempfänger im Freistaat betroffen. Hier
ist es wichtig, dass wir gerade in punkto Pensions-
fonds zusteuern und 0,2 Prozent von den Gehalts-
steigerungen über das Thüringer Besoldungsgesetz
in den Thüringer Pensionsfonds fließen. Wichtig ist
dabei, wie schon erwähnt, dass eine Steigerung
des Grundgehalts erfolgt und somit auch die ent-
sprechende Auswirkung auf die Pension geschieht.

Meine Damen und Herren, in Thüringen ist also die
Übernahme des Tarifergebnisses mit einer zeitli-
chen Verschiebung von 9 Monaten vorgesehen. Im
Vergleich zu den anderen Bundesländern sehen wir
auch große Unterschiede. Die Bundesländer be-
handeln die Umsetzung durchaus verschieden und
da haben wir zum Beispiel die unterschiedlichen
Ansätze wie in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und Baden-Württemberg, wo das ganz unter-
schiedlich gehandhabt wird, auch nach den ent-
sprechenden Laufbahngruppen. Wir gehen hier in
Thüringen einen anderen Weg. Wir sagen, grund-
sätzlich für alle eine gleiche Erhöhung. Damit sor-
gen wir dafür, dass es nicht diesen Unfrieden gibt
innerhalb der verschiedenen Beschäftigungen und
der verschiedenen Beschäftigungsgruppen wie in
anderen Ländern. Es ist auch richtig, das wurde
hier an der Stelle erwähnt, dass in Bayern und
Hamburg die Tarifeinigung zeit- und inhaltsgleich
übernommen wird. Aber hier haben wir andere Vor-
aussetzungen, eine andere Ausgangslage. Da
möchte ich an die Diskussion zum Länderfinanz-
ausgleich erinnern und wir sind eben Nehmerland.
Da begeben wir uns auch wieder in Debatten, wo
es wichtig ist, dass wir auch ganz klar sagen, wir
erfüllen unsere Hausaufgaben, wir sind auf dem
Weg der Haushaltskonsolidierung, aber wir haben
auch eine Verpflichtung in dem Solidarsystem. In
Thüringen ist es auch so, dass wir die Diskussion
haben und die Debatten sich häufen, wie gehen wir
weiter vor, was den Abbau von Stellen angeht. Hier
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haben wir unser Ziel definiert und da bleiben wir
auch dran.

Im März dieses Jahres hatte die CDU-Fraktion be-
reits dieses Thema in der Aktuellen Stunde ge-
bracht und wir haben verschiedene Debatten über
die Tariferhöhung geführt. Es ist wichtig, dass wir
natürlich heute auch zum Abschluss kommen. Ich
denke, jeder hat auch schon die entsprechenden
Anfragen in seinem Wahlkreis erhalten. Ich habe
gestern erst mit einem Bürgermeister gesprochen,
der hat mich gefragt, wann ist es endlich soweit,
weil ja der Gesetzentwurf nicht auf der Tagesord-
nung war. Aber wir befinden uns da durchaus im
Zeitplan und auch die CDU-Fraktion hat gesagt, für
uns ist es wichtig, dass wir hier entsprechend han-
deln und den Gesetzentwurf pünktlich zur heutigen
Sitzung verabschieden.

Das Thema Kosten, darauf sollten wir noch einmal
eingehen. Für das Land entstehen im Jahr 2013
9,6 Mio. € und im Jahr 2014 56,7 Mio. €. Diese
Kosten sind im Gesetzentwurf ebenfalls genannt.
Die geschätzten Kosten für die Kommunen sind im
Jahr 2013 0,9 Mio. € und im Jahr 2014 5,6 Mio. €.
Für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 wurde in
den Ressortplänen eine Vorsorge für Besoldungs-
anpassungen in Höhe von jeweils 1 Prozent getrof-
fen. Somit stehen auch für das Jahr 2013 die Mittel
zur Finanzierung der Mehrausgaben zur Verfügung.
Für die sich im Jahr 2014 ergebenden Mehrausga-
ben reicht die Vorsorge nicht vollständig aus. Aber
auch hier wurde ein Weg zur vollständigen
Deckung gefunden. Am Anfang unserer Diskussion
zur Tariferhöhung gab es auch viele Unkenrufe,
aber Sie sehen, wir haben Vorsorge getroffen. Herr
Meyer hatte ja heute wieder das Thema „Nach-
tragshaushalt“ erwähnt, aber Sie sehen, das ist
nicht erforderlich, hier haben wir Vorsorge getrof-
fen. An dieser Stelle möchte sich die CDU-Fraktion
noch einmal ganz herzlich bei den Beamtinnen und
Beamten, bei den Angestellten des Landes für ihre
Arbeit für unseren Freistaat bedanken.

(Beifall CDU)

Ich denke, dieser Dank sollte an dieser Stelle ge-
bracht werden. Wir stehen als Fraktion immer als
Ansprechpartner für Gespräche zur Verfügung.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist aber jetzt geheuchelt, das ist aber sehr
geheuchelt.)

Wir werden dem vorliegenden Gesetzentwurf zu-
stimmen.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Barth
das Wort.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, die Anpassung der Besoldung der
Beamten in der zweiten Lesung steht auf der Ta-
gesordnung. Wir hatten ja die erste Lesung und es
hat auch in der Ausschussberatung keine Änderun-
gen des Gesetzentwurfs gegeben, das heißt, es
bleibt bei den beiden Schritten: 2,45 Prozent zum
1. Oktober dieses Jahres, 2,75 dann zum 1. August
nächsten Jahres.

Das Positive aus unserer Sicht zuerst: Dass wir die
Tariferhöhung zwar zeitversetzt, aber in der Höhe
zumindest inhaltsgleich übernehmen, halten wir für
eine ausdrücklich richtige Entscheidung der Lan-
desregierung. Ich bin Kollegen Meyer sehr dankbar,
dass er hier auch noch mal die Gegenmodelle aus-
drücklich erwähnt hat. Ich will das deswegen auch
noch mal tun, Herr Kollege Meyer, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

In Nordrhein-Westfalen, auch in Baden-Württem-
berg haben die rot-grünen bzw. grün-roten Landes-
regierungen eben einen anderen Weg gewählt. Ich
kann nicht einsehen, ich kann nicht verstehen, wie-
so es eine große Bevorteilung der unteren Einkom-
mensgruppen ist, wenn man Sie in den Genuss der
vollen Tarifanpassung versetzt, nur die höheren
Gehaltsgruppen bestraft, indem man ihnen eben
weniger oder gar nichts zukommen lässt.

(Beifall FDP)

Worin da eine Bevorzugung bestehen soll, vermag
ich in der Tat nicht zu erkennen, ganz im Gegenteil.
Es ist eine eklatante Benachteiligung, ja, eine Be-
strafung - wofür eigentlich, die Frage könnte man
dann stellen - der Gehaltsgruppen des höheren
Dienstes. Schließlich gibt es ja auch einen guten
Sinn dafür, dass Beamte in unterschiedlichen Lauf-
bahngruppen eingestuft sind. Das hat was mit der
Ausbildung zu tun, die natürlich auch eine gewisse
Rendite bringen soll. Das hat was mit Aufgaben
und Verantwortung zu tun, die auch entsprechend
bezahlt werden. Ich möchte einfach mal darauf hin-
weisen, dass, wenn man so etwas macht, wenn
man solche Tarifanpassungen unterschiedlich voll-
zieht, dass das zum einen zu einer dauerhaften Un-
gleichbehandlung, zum Zweiten zu einer Nivellie-
rung und zum Dritten eben dann auch zu einem
entsprechenden Verlust in den Pensionsbezügen
führt.

Herr Meyer, wenn Sie das für ein besonders sozia-
les Verhalten halten, dann möchte ich Ihnen diese
Deutung an der Stelle nicht nehmen, will für mich,
für uns, für die FDP nur sagen, wir vermögen diese
Logik ausdrücklich nicht nachzuvollziehen.

Was wir genauso wenig nachvollziehen können -
und damit sind wir dann beim Negativen, das hatte
ich in der ersten Lesung und auch im Ausschuss
haben wir das angesprochen, hier auch schon ge-
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sagt -, ist die Tatsache, dass wir die beiden Schritte
zu unterschiedlichen Zeiten im Jahr machen. Die
Eins-zu-eins-Umsetzung - da hat es ja vor einigen
Monaten schon mal einen Antrag von den Kollegen
der Linksfraktion gegeben - halten wir aus finanziel-
len Gründen leider, muss man sagen, aber am En-
de dann doch nicht für machbar. Aber dass die Be-
amten in diesem Jahr am 1. Oktober und im nächs-
ten Jahr - wenn im September voraussichtlich
Landtagswahl ist - dann schon zum 1. August die
Tarifanpassung erhalten, mag auch damit zusam-
menhängen, dass man natürlich eine gewisse Er-
wartung, dass man sich dann im September noch
freut über die seit 1. August etwas besser gefüllte
Gehaltstüte. Deswegen sage ich an der Stelle noch
mal, wir haben auf einen erneuten Änderungsan-
trag verzichtet, weil das Schicksal dieser Anträge
bedauerlicherweise klar ist. Ich sage aber für uns
noch mal: Wir hätten es, wenn schon, dann für rich-
tig gehalten, in beiden Jahren die Erhöhung zum
1. August zu machen.

(Beifall FDP)

Ich will noch darauf hinweisen, meine Damen und
Herren, dass im Anhörungsverfahren ja auch der
Bund der Steuerzahler gefragt worden ist und aus
unserer, aus meiner Sicht zu Recht darauf hinge-
wiesen hat, dass das Land weiterhin hohe Schul-
den hat und als Nehmerland nach wie vor auf Mittel
aus dem Finanzausgleich angewiesen ist. Unter
diesem Gesichtspunkt ist die Tatsache, dass wir mit
14,3 Beamten pro 1.000 Einwohner im Jahr 2012 -
was sogar noch mehr sind, als wir im Jahr 2009
hatten, nämlich ungefähr einer pro 1.000 mehr -
nach wie vor der Spitzenreiter unter den neuen
Bundesländern sind. Ich vermag in der Tat nicht so
viele Thüringer Besonderheiten zu erkennen, dass
eine solche Sonderstellung durch besondere Auf-
gaben, durch besondere Lasten, durch besondere
Dinge, die Thüringen auszeichnen, in irgendeiner
Weise begründet wäre.

Deshalb ist es klar Aufgabe einer nächsten Landes-
regierung, der nächsten Landesregierungen, nicht
nur einen Personalentwicklungsplan vorzulegen
und Aufstiegschancen dabei natürlich auch zu be-
rücksichtigen, Beförderungskorridore, auch Einstel-
lungskorridore entsprechend offen zu halten, son-
dern natürlich auch zu entscheiden und auch zu
vollziehen, wie wir diese Entwicklung korrigieren,
wie wir also auch zu weniger Personal in der Relati-
on in den nächsten Jahren dann entsprechend
kommen.

Skeptisch bin ich auch, was die Sinnhaftigkeit des
Vorwegabzugs von 0,2 Prozent als Zuführung zum
Pensionsfonds betrifft. Die Tariferhöhung kostet in
den beiden Jahren insgesamt etwa 65, knapp
70 Mio. €. Rund 0,2 Prozent sind 1,4 Mio. €, die wir
also dem Pensionsfonds zuführen würden. Das
klingt zunächst mal nach viel Geld. Wenn wir aber

in den Pensionsbericht, der ja auf Antrag unserer
Fraktion, vor zwei Jahren ist es, glaube ich, gewe-
sen oder Anfang letzten Jahres, vorgelegt worden
ist, einmal hineinschauen, dann relativieren sich
diese 1,4 Mio. € doch relativ drastisch. Selbst wenn
wir bis 2030 keine Gehaltserhöhung mehr machen,
was im Sinne der Beamten nicht richtig sein kann,
aber selbst wenn wir das nicht machen würden,
hätten wir im Jahr 2030 nach dem Pensionsbericht
der Landesregierung Pensionslasten von knapp
500 Mio. € pro Jahr aus dem Landeshaushalt zu
bestreiten. Bei einer jährlichen Gehaltssteigerung
von 2 Prozent steigt diese Zahl auf bis zu
700 Mio. € - noch einmal 2 Prozent. Wir haben jetzt
in diesem Jahr 2,45 Prozent, im nächsten Jahr
2,75 Prozent. Das heißt, wenn das so weitergeht,
werden diese 700 Mio. € bei Weitem nicht reichen.
Wenn wir uns unsere Haushaltsentwicklung mal an-
sehen, sind wir dann relativ schnell dabei, dass wir
eine Größenordnung von 10, 15 Prozent pro Jahr
allein für die Beamtenpensionen aufwenden müs-
sen. Das ist eine Entwicklung, die kann uns nicht
ruhig schlafen lassen. Der müssen wir dringend
entgegensteuern, eben auch dadurch, dass wir
dann zumindest in den nächsten Jahren entspre-
chend Personal abbauen, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Wir haben, ich habe es gesagt, auf das Einbringen
eines eigenen Änderungsantrags verzichtet, weil
sowieso keine Aussicht auf Erfolg bestünde. Wir
hätten es für richtig gehalten, die beiden Schritte je-
weils zum 1. August dieses Jahres und auch
nächsten Jahres zu machen. Wir werden uns des-
halb in der Abstimmung zu dem Gesetzentwurf ent-
halten, weil wir den Grundsatz, die Höhe der Tarif-
angleichung auf die Beamten von oben bis unten
eins zu eins zu übertragen, dann aber doch für rich-
tiger halten als das, was die Kollegen von SPD und
GRÜNEN in den anderen Bundesländern getan ha-
ben. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Pid-
de das Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
Angestellten haben zum 01.01.2013 2,65 Prozent
mehr in der Lohntüte und zum 01.01.2014 noch-
mals 2,95 Prozent. Deshalb haben wir, die SPD-
Fraktion, uns dafür ausgesprochen, eine inhaltsglei-
che und auch zeitgleiche Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf die Beamten vorzunehmen. Dieses
Ziel wird mit dem vorgelegten Gesetzentwurf nicht
erreicht. Die Anpassungsschritte erfolgen zeitverzö-
gert - das ist hier schon gesagt worden -, 2013 um
neun Monate verzögert und 2014 um sieben Mona-
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te. Das ist natürlich eine reale Schlechterstellung
der Beamten gegenüber den Angestellten. Über die
Kosten hat Herr Kowalleck ausführlich berichtet. Ich
finde aber, wir sollten die Beamten nicht nur als
Kostenfaktor sehen. Wir verlangen eine gute Arbeit
und sie leisten eine gute Arbeit. Dafür ist ihnen hier
schon gedankt worden, das möchte ich auch tun.
Ich sehe auch, dass gerade dann, wenn die
Schraube beim Personalabbau angezogen wird, ei-
ne zunehmende Leistungsverdichtung erfolgt und
damit mehr von jedem Einzelnen verlangt wird.

Ich habe mich hier im Plenum für Korrekturen im
Sinne der Beamten ausgesprochen und Frau Ren-
ner hat das ja ausführlich zitiert und sich darüber
gefreut. Ich hätte mir gewünscht, dass wir wenigs-
tens die Anpassungsschritte, wenn wir es schon
nicht zeitgleich hinbekommen, um einige Monate
vorziehen können. Aber beim Koalitionspartner sind
wir auf wenig Resonanz gestoßen und wenn man
es genau sagen will, wir haben auf Granit gebissen.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat
natürlich auch gute Argumente, wenn sie sagt, man
muss auch mal über den Tellerrand hinaus schau-
en.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist eine Binsenweisheit.)

Wenn man sieht, wie in anderen Bundesländern
das Thema Tarifangleichung gehandhabt wird,
dann sehen wir, dass in den meisten Bundeslän-
dern nicht mal das geleistet werden kann, was Thü-
ringen seinen Beamten hier zubilligt. Das muss
man ja anerkennen, dass die CDU mit diesem Ar-
gument jeglichem Änderungsantrag hierzu nicht ge-
folgt ist. Es ist halt ein Kompromiss. Der Vorteil ist
die lineare Besoldungsanpassung, die hier vorge-
nommen wird. Sie sichert, dass die Beamten am
positiven Tarifergebnis teilhaben und auch, dass
die Schere in den Einkommen zwischen den Tarif-
beschäftigten und Beamten nicht dauerhaft ausein-
andergeht. Die Form der Übertragung, nämlich die
gleichmäßige Übernahme für alle Laufbahnen, ist
auch ein Beitrag zur Sicherung des inneren Frie-
dens in der Belegschaft des Landes. Insofern wer-
den wir diesem Gesetzentwurf zustimmen.

Was den Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
angeht, da hat Herr Meyer ja schon ausführlich ge-
sagt, dass der so nicht machbar ist. Zum Abstimm-
verhalten innerhalb einer Koalition brauche ich ja
jetzt auch den LINKEN hier keine Belehrung zu ge-
ben.

Meine Damen und Herren, zum Abschluss möchte
ich noch sagen, die Forderung des Beamtenbun-
des, das Tarifergebnis zur Regelung des Erho-
lungsurlaubs auf die Beamtinnen und Beamten in
Thüringen zu übertragen, war ja nicht Gegenstand
dieses Gesetzentwurfs. Eine Anpassung an die ge-
fundenen Regelungen für die Tarifbeschäftigten

sollte meines Erachtens durch eine Änderung der
Urlaubsverordnung für die Beamten im Zusammen-
hang mit der vom Innenministerium geplanten
Dienstrechtsreform umgesetzt werden. Ich danke
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich habe jetzt keine weiteren Redeanmeldungen
seitens der Fraktionen. Für die Landesregierung
Herr Finanzminister Dr. Voß, bitte.

Dr. Voß, Finanzminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
Debatte zu dem Thema ist ja zu Ende gekommen
oder geht dem Ende entgegen. Am Anfang meiner
Ausführungen möchte ich mich bedanken, dass der
Gesetzentwurf so den Landtag verlässt, wie er rein-
gekommen ist. Ich bin der Meinung, dass der Ge-
setzentwurf ein wirklicher Kompromiss ist zwischen
den Interessen der Arbeitnehmer, der Besoldungs-
empfänger, der Beamten, und den Notwendigkei-
ten, den Haushalt zu konsolidieren.

Herr Pidde, es ist mitnichten so, dass wir in einer
Situation steigender Großzügigkeit sein können.
Falls der Eindruck entstanden sein sollte, weil der
eine oder andere Steuergroschen kommt und das
zu einem etwas lockeren Umgang mit den Geldern
führen soll, dann ist dieser Eindruck schlichtweg
falsch. Wir haben ein großes Stück der Konsolidie-
rung noch zu schultern. Wir haben ihn noch zu
schultern und irgendwann gehen die Steuereinnah-
men auch wieder zurück. Das müssen wir auch im
Auge behalten. Wie ich die Interessenverbände
oder die Artikulation der Interessenverbände wahr-
genommen habe, erkennen sie es sehr, sehr an,
was der Herr Barth schon hervorgehoben hat, sie
erkennen sehr an, dass wir nicht wie Nordrhein-
Westfalen, nicht wie Baden-Württemberg, nicht wie
Schleswig-Holstein und Bremen, NRW die Prozent-
sätze angetastet haben. Das hat seinen guten Sinn,
weil im Grunde genommen die Anerkennung ent-
sprechend der Leistungsstruktur, die wir im Lande
haben, über die einzelnen Besoldungsgruppen er-
halten bleibt. Das ist in meinen Augen eine große,
große Leistung des Freistaats Thüringen. Bei dem
enormen Druck, den wir noch auf der Konsolidie-
rung haben, ist es eine enorme Leistung, wie ich es
sehe, und ich glaube, es wird auch anerkannt. Na-
türlich ist es immer schöner, wie Herr Barth sagt,
ein paar Monate vorziehen, das ist alles ganz
schön und gut, passt aber mit der Konsolidierung
nicht zusammen. Insofern möchte ich mich bedan-
ken, wenn es zur Beschlussfassung des Gesetzent-
wurfs so kommt wie er reingegangen ist. Es ist ein
guter Kompromiss. Ich bedanke mich bei den Re-
gierungsfraktionen, Herr Pidde, auch wenn es
schwerfällt. Aber in dem Fall hat sich, glaube ich,
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die CDU-Fraktion mal durchgesetzt, und das ist
auch gut so.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der
war gut.)

Ich bedanke mich recht herzlich.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Minister. Ich schaue in die Runde.
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, so
dass ich die Aussprache schließen kann. Wir kom-
men in die Abstimmung.

Wir beginnen mit der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE LINKE in der Druck-
sache 5/6649. Dazu gibt es eine Meldung zur Ge-
schäftsordnung. Herr Blechschmidt, bitte.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Namens meiner Fraktion
möchte ich namentliche Abstimmung zu diesem Ta-
gesordnungspunkt und dem Änderungsantrag be-
antragen.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Blechschmidt. Sie haben es gehört.
Wir treten damit ein in die namentliche Abstimmung
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
in der Drucksache 5/6649. Die Urnen stehen bereit
und ich eröffne die Abstimmung.

Ich stelle die Frage: Hatten alle Abgeordneten die
Möglichkeit, ihre Stimme abzugeben? Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Ich schließe die Abstimmung und
bitte um Auszählung, ruhig und in aller Ruhe, und
vielleicht auch zweimal, damit wir uns ganz sicher
sind.

(Heiterkeit im Hause)

Wenn dann alle Abgeordneten ihren Platz einge-
nommen haben, würde ich das Ergebnis der Ab-
stimmung bekannt geben.

Dann komme ich zu dem Abstimmungsergebnis.
Ich verlese die Niederschrift über das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung in der 127. Plenarsit-
zung am 18.09.2013 zum Tagesordnungspunkt 1 a,
Gesetzentwurf der Landesregierung in der Druck-
sache 5/6283, Änderungsantrag der Fraktion DIE
LINKE in der Drucksache 5/6649. Anwesende Ab-
geordnete zu Sitzungsbeginn 86. Es wurden
69 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 17 Abge-
ordnete, mit Nein stimmten 46 Abgeordnete und
enthalten haben sich immerhin bei dieser schwieri-
gen Frage 6 Abgeordnete (namentliche Abstim-
mung siehe Anlage 1). Damit ist der Änderungsan-
trag mit Mehrheit abgelehnt.

Gemäß § 60 Abs. 2 Satz 1 der Geschäftsordnung
wird jetzt nur über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung in der Drucksache 5/6283 abgestimmt,
weil die Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses die Annahme des Gesetzent-
wurfs empfiehlt. Ich schaue mal in die Runde, ob
das verstanden wurde. Okay.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über den
Gesetzentwurf der Landesregierung in der Druck-
sache 5/6283 in zweiter Beratung. Ich frage in der
Reihenfolge: Wer ist dafür? Wer ist dagegen? Wer
enthält sich der Stimme? Entschuldigung?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Die SPD
wollte einen Antrag stellen.)

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Ich beantrage namentliche Abstimmung über den
Gesetzentwurf.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt einen Antrag zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Landesregierung in der Drucksache
5/6283 in zweiter Beratung. Ich frage deshalb nicht,
wer dafür ist, wer dagegen ist und wer sich enthält.

Dann bitte ich die Schriftführer mit der Urne nach
vorn und ich eröffne die namentliche Abstimmung.

Ich frage: Hatten alle Abgeordneten die Möglichkeit,
ihre Stimme abzugeben? Das ist der Fall. Deshalb
schließe ich die Abstimmung und bitte um Auszäh-
lung.

Ich verlese das Ergebnis der Abstimmung zum Ge-
setzentwurf der Landesregierung in der Drucksache
5/6283. Anwesende Abgeordnete bei Sitzungsbe-
ginn 86. Es wurden 70 Stimmen abgegeben. 42 Ab-
geordnete stimmten mit Ja, 6 stimmten mit Nein
und 22 haben sich enthalten (namentliche Abstim-
mung siehe Anlage 2). Damit ist der Gesetzentwurf
der Landesregierung angenommen.

Wir kommen jetzt zur Schlussabstimmung zu die-
sem Tagesordnungspunkt, indem ich Sie bitte, sich
jeweils von den Plätzen zu erheben. Wer dem Ge-
setzentwurf der Landesregierung seine Zustim-
mung gibt, den bitte ich, sich jetzt vom Platz zu er-
heben. Danke. Gegenstimmen? Die sind von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke. Und
Enthaltungen? Es enthalten sich die Fraktionen DIE
LINKE und die FDP.
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Damit schließe ich nicht nur die Tagesordnung,
sondern auch die heutige Sitzung. Ich erinnere gern
an den parlamentarischen Abend unter der Über-
schrift „PRIVATRADIO IN THÜRINGEN - QUO VA-
DIS“. Wir sehen uns morgen um 9.00 Uhr hier in al-
ler Frische wieder. Danke.

Ende: 18.03 Uhr
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Anlage 1
Namentliche Abstimmung in der 127. Sitzung
am 18.09.2013 zum Tagesordnungspunkt 1 a

Thüringer Gesetz zur Anpassung der
Besoldung und der Versorgung in den Jahren
2013 und 2014
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 5/6283 -
hier: Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 5/6649 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Enthaltung

2. Augsten, Dr. Frank
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Enthaltung

3. Bärwolff, Matthias (DIE LINKE)
4. Barth, Uwe (FDP) nein
5. Baumann, Rolf (SPD) nein
6. Bergemann, Gustav (CDU) nein
7. Bergner, Dirk (FDP) nein
8. Berninger, Sabine (DIE LINKE) ja
9. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
ja

10. Carius, Christian (CDU) nein
11. Diezel, Birgit (CDU) nein
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) nein
13. Doht, Sabine (SPD) nein
14. Eckardt, David-Christian (SPD) nein
15. Emde, Volker (CDU) nein
16. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
17. Gentzel, Heiko (SPD) nein
18. Grob, Manfred (CDU) nein
19. Groß, Evelin (CDU) nein
20. Günther, Gerhard (CDU)
21. Gumprecht, Christian (CDU) nein
22. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
23. Hausold, Dieter (DIE LINKE) ja
24. Hellmann, Manfred (DIE LINKE) ja
25. Hennig, Susanne (DIE LINKE) ja
26. Hey, Matthias (SPD)
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Hitzing, Franka (FDP) nein
29. Höhn, Uwe (SPD) nein
30. Holbe, Gudrun (CDU) nein
31. Holzapfel, Elke (CDU) nein
32. Huster, Mike (DIE LINKE) ja
33. Jung, Margit (DIE LINKE) ja
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE)
35. Kanis, Regine (SPD) nein
36. Kaschuba, Dr. Karin

(DIE LINKE)
37. Kellner, Jörg (CDU) nein
38. Kemmerich, Thomas L. (FDP)
39. Klaubert, Dr. Birgit (DIE LINKE)
40. König, Katharina (DIE LINKE) ja
41. Koppe, Marian (FDP) nein
42. Korschewsky, Knut (DIE LINKE)
43. Kowalleck, Maik (CDU) nein
44. Krauße, Horst (CDU)

45. Krone, Klaus von der (CDU)
46. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) ja
47. Künast, Dagmar (SPD)
48. Kummer, Tilo (DIE LINKE)
49. Kuschel, Frank (DIE LINKE) ja
50. Lehmann, Annette (CDU) nein
51. Lemb, Wolfgang (SPD) nein
52. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) ja
53. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
54. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE)
55. Marx, Dorothea (SPD) nein
56. Matschie, Christoph (SPD) nein
57. Meißner, Beate (CDU) nein
58. Metz, Peter (SPD)
59. Meyer, Carsten

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Enthaltung

60. Möller, Dirk (DIE LINKE)
61. Mohring, Mike (CDU) nein
62. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
63. Nothnagel, Maik (DIE LINKE) ja
64. Pelke, Birgit (SPD) nein
65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Ramelow, Bodo (DIE LINKE) ja
68. Recknagel, Lutz (FDP)
69. Reinholz, Jürgen (CDU) nein
70. Renner, Martina (DIE LINKE) ja
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Enthaltung

72. Scherer, Manfred (CDU) nein
73. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
ja

74. Schröter, Fritz (CDU) nein
75. Schubert, Jennifer

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Enthaltung

76. Sedlacik, Heidrun (DIE LINKE) ja
77. Siegesmund, Anja

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Enthaltung

78. Skibbe, Diana (DIE LINKE) ja
79. Stange, Karola (DIE LINKE)
80. Tasch, Christina (CDU) nein
81. Taubert, Heike (SPD)
82. Untermann, Heinz (FDP) nein
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walsmann, Marion (CDU)
85. Weber, Frank (SPD) nein
86. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
87. Worm, Henry (CDU) nein
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88. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
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Anlage 2
Namentliche Abstimmung in der 127. Sitzung
am 18.09.2013 zum Tagesordnungspunkt 1 a

Thüringer Gesetz zur Anpassung der
Besoldung und der Versorgung in den Jahren
2013 und 2014
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 5/6283 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Augsten, Dr. Frank
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

3. Bärwolff, Matthias (DIE LINKE)
4. Barth, Uwe (FDP) Enthaltung
5. Baumann, Rolf (SPD) ja
6. Bergemann, Gustav (CDU) ja
7. Bergner, Dirk (FDP) Enthaltung
8. Berninger, Sabine (DIE LINKE) Enthaltung
9. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
Enthaltung

10. Carius, Christian (CDU) ja
11. Diezel, Birgit (CDU) ja
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
13. Doht, Sabine (SPD) ja
14. Eckardt, David-Christian (SPD) ja
15. Emde, Volker (CDU) ja
16. Fiedler, Wolfgang (CDU) ja
17. Gentzel, Heiko (SPD)
18. Grob, Manfred (CDU) ja
19. Groß, Evelin (CDU) ja
20. Günther, Gerhard (CDU)
21. Gumprecht, Christian (CDU) ja
22. Hartung, Dr. Thomas (SPD) ja
23. Hausold, Dieter (DIE LINKE) Enthaltung
24. Hellmann, Manfred (DIE LINKE) Enthaltung
25. Hennig, Susanne (DIE LINKE) Enthaltung
26. Hey, Matthias (SPD)
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Hitzing, Franka (FDP) Enthaltung
29. Höhn, Uwe (SPD) ja
30. Holbe, Gudrun (CDU) ja
31. Holzapfel, Elke (CDU) ja
32. Huster, Mike (DIE LINKE) Enthaltung
33. Jung, Margit (DIE LINKE) Enthaltung
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE)
35. Kanis, Regine (SPD) ja
36. Kaschuba, Dr. Karin

(DIE LINKE)
37. Kellner, Jörg (CDU) ja
38. Kemmerich, Thomas L. (FDP)
39. Klaubert, Dr. Birgit (DIE LINKE)
40. König, Katharina (DIE LINKE) Enthaltung
41. Koppe, Marian (FDP) Enthaltung
42. Korschewsky, Knut (DIE LINKE)
43. Kowalleck, Maik (CDU) ja
44. Krauße, Horst (CDU)
45. Krone, Klaus von der (CDU)
46. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) Enthaltung
47. Künast, Dagmar (SPD)

48. Kummer, Tilo (DIE LINKE)
49. Kuschel, Frank (DIE LINKE) Enthaltung
50. Lehmann, Annette (CDU) ja
51. Lemb, Wolfgang (SPD) ja
52. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) Enthaltung
53. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
54. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE)
55. Marx, Dorothea (SPD) ja
56. Matschie, Christoph (SPD) ja
57. Meißner, Beate (CDU) ja
58. Metz, Peter (SPD)
59. Meyer, Carsten

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

60. Möller, Dirk (DIE LINKE)
61. Mohring, Mike (CDU) ja
62. Mühlbauer, Eleonore (SPD) ja
63. Nothnagel, Maik (DIE LINKE) Enthaltung
64. Pelke, Birgit (SPD) ja
65. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Ramelow, Bodo (DIE LINKE) Enthaltung
68. Recknagel, Lutz (FDP)
69. Reinholz, Jürgen (CDU) ja
70. Renner, Martina (DIE LINKE) Enthaltung
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

72. Scherer, Manfred (CDU) ja
73. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
Enthaltung

74. Schröter, Fritz (CDU) ja
75. Schubert, Jennifer

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

76. Sedlacik, Heidrun (DIE LINKE) Enthaltung
77. Siegesmund, Anja

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

78. Skibbe, Diana (DIE LINKE) Enthaltung
79. Stange, Karola (DIE LINKE)
80. Tasch, Christina (CDU) ja
81. Taubert, Heike (SPD) ja
82. Untermann, Heinz (FDP) Enthaltung
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walsmann, Marion (CDU) ja
85. Weber, Frank (SPD) ja
86. Wetzel, Siegfried (CDU) ja
87. Worm, Henry (CDU) ja
88. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
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